
In den Leitmedien wird zurTreibjagd auf den CSU-Vorsit-
zenden und Bundesinnenmini-
ster geblasen. Und das mit
einer Vehemenz wie wohl noch
nie zuvor bei einem Bundes-
vorsitzenden einer der eta-
blierten Parteien der Republik.
Ihm wird vorgeworfen, Angela
Merkel partout politisch über-
leben und kein weiteres ihrer
vielen Opfer werden zu wollen. 
Das mag sein, doch der un-

voreingenommene Beobachter
fühlt sich an das „Haltet den
Dieb“ des Diebes erinnert.
Denn umgekehrt scheint min-
destens genauso gut ein Schuh
draus zu werden. Es drängt sich
der Verdacht auf, dass die Mer-
kelianer Seehofer zur Strecke
bringen wollen, bevor die
Flüchtlingskanzlerin sich zu-
rückziehen muss, die beileibe
nicht nur in der Asylfrage
grüne Positionen zu CDU- und
Bundespolitik gemacht hat.
Anders ist das Drängen kaum
zu erklären, dass Seehofer noch
vor dem CDU-Parteitag in Ham-
burg als CSU-Chef und vor dem
Ende der Kanzlerschaft Merkels
als Innenminister zurücktreten
soll.
Seehofer verspielte mit seiner

Eigenschaft, ein „Drehhofer“
zu sein, viel Glaubwürdigkeit,
und ihm fehlte der letzte Mut,
seinen (kritischen) Worten (zu
Merkels Politik der offenen
Grenzen) Taten folgen zu las-
sen. Aber in einer bleiernen
Zeit, die viele an Hans Christian
Andersens Märchen „Des Kai-
sers neue Kleider“ erinnert,
kann alleine schon die ver-
nehmliche Ansprache des Man-
kos eines Staatsführers ein
Verdienst sein.
Dieses Verdienst Seehofers,

dieser Beitrag zum Ende der
Ära Merkel wird bleiben, und
dies wird das Establishment
ihm nie verzeihen.

MANUEL RUOFF:

Treibjagd

Das Trauerspiel von Paris
100 Jahre Kriegsende: Der Gedenktag verkam zum Instrument aktueller Politik

Historische Gedenktage werden
oft Opfer politischen Missbrauchs.
Selten jedoch geschieht der so un-
verblümt wie jetzt in Paris.

Selten wurden historische Ge-
denktage so unverblümt für aktu-
elle politische Zwecke ein  ge spannt
wie in diesem November. Es be-
gann schon mit dem offiziellen
Gedenken an 80 Jahre 9. Novem-
ber 1938 im Bundestag, welches
dem deutsch-israelischen Schrift-
steller Chaim Noll die Zornesröte
ins Gesicht trieb (siehe „Meinun-
gen“, S. 24).
In Paris setzte sich die Instru-

mentalisierung bruchlos fort, als
es um den 100. Jahrestag des Waf-
fenstillstands von 1918 ging. Em-
manuel Macron schoss Pfeile auf
US-Präsident Donald Trump ab,
als er dessen Wahlkampfspruch
„America First“ indirekt zur Parole

eines „Verräters“ am Gedanken des
Patriotismus denunzierte. 
Dabei haben es seit Jahrzehnten

insbesondere französische Präsi-
denten meisterhaft verstanden,
von „Europa“ zu sprechen, wenn
es in Wahrheit um die nationale
Machtstellung Frankreichs ging.
Der Euro etwa
sollte der Schwä-
chung Deutsch-
lands dienen und
wurde nur zur
Tarnung als „eu-
ropäisches“ Pro-
jekt plakatiert.
Angela Merkel griff nach dem

Gedenktag, um ihre gescheiterte
Asyl- und Zuwanderungspolitik
durch die Blume zur einzig mögli-
chen „Lehre aus der Geschichte“
umzudeuten: Wenn „Abschottung
vor 100 Jahren schon keine Lö-
sung war, wie kann sie es heute

sein“, stellte die Kanzlerin einen
bemerkenswerten Zusammenhang
her. Es ging 1914/18 nicht um „Ab-
schottung“, sondern um Erobe-
rung, um Aneignung fremden
Gebiets, um das Eindringen in an-
dere Länder. Wer hier unbedingt
einen Zusammenhang zu heute

herstellen will,
soll es tun, aber er
wird gewiss wo-
anders landen als
die Kanzlerin.
Merkel warnte

in Paris vor Kom-
promisslosigkeit,

vor Scheuklappendenken und
mangelnder Bereitschaft zu ge-
genseitiger Rücksichtnahme und
zum Dialog zwischen den Staaten.
Das dürfte Stirnrunzeln in etlichen
EU-Staaten hervorrufen, die sich
von der einseitigen Grenzöffnung
der Kanzlerin 2015 völlig überfah-

ren fühlten und sich deshalb bis
heute weigern, an der von Merkel
seit mehr als drei Jahren mit hoher
moralischer Pose eingeforderten
„europäischen Lösung der Flücht-
lingsfrage“ mitzuwirken. Diese Po-
litik Berlins hat tiefe Gräben
aufgerissen. 
Pikant ist das fordernde Be-

kenntnis zur Öffnung, wenn man
die Folgen für die innere Sicher-
heit der einfachen Menschen be-
denkt und dann nach Paris blickt.
Merkel, Macron und Co. ließen
sich einhegen in einen Wall von
kaum je dagewesenen Sicherheits-
maßnahmen, um − ungestört von
jeder Gefahr − dort drinnen ihre
„Offenheit“ zu zelebrieren. Und
statt den von Merkel angemahnten
„Dialog“ zu fördern, ließen sie Be-
lehrungen auf andere Staatsober-
häupter hageln. Paris war ein
Trauerspiel. Hans Heckel

Experten zerlegen Grünen-
Vorstoß
Zwang zur Frauenquote 
im Parlament 
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Für Deutschland würde es teuer werden
Bundesrechnungshof warnt mit Sonderbericht vor Risiken der geplanten Einrichtung eines Europäischen Währungsfonds

Der Bundesrechnungshof prüft
nicht nur die Haushalts- und
Wirtschaftsführung des Bun-

des, sondern er berät auch. Über
„Angelegenheiten von besonderer
Bedeutung“ kann er gemäß Paragraf
99 der Bundeshaushaltsordnung je-
derzeit den Bundestag, den Bundes-
rat und die Bundesregierung unter-
richten. Davon hat er jetzt Gebrauch
gemacht, denn die Finanzkontrol-
leure halten die Pläne der Europäi-
schen Kommission zum Umbau des
Europäischen Stabilitäts-Mechanis-
mus (ESM) für nicht geeignet, „die
Eurozone wetterfest zu machen“. Für
eine stabile Währungsunion sei ent-
scheidend, dass der Rettungsschirm
auch künftig auf seine Kernaufgabe
der Krisenbewältigung fokussiert
bleibe. Vor allem warnt der Rech-

nungshof vor einer zunehmenden
Haftung Deutschlands durch Ände-
rungen im ESM, der zu einem Euro-
päischen Währungsfonds (EWF)
umgestaltet werden soll. Das macht
er in seinem „Bericht über die Risi-
ken der Einrichtung eines Europäi-
schen Währungsfonds (EWF) für den
Bundeshaushalt“ deutlich.
Ein nach den Plänen der Kommis-

sion ausgestalteter EWF würde den
Charakter des ESM als echter Kri-
senbewältigungsmechanismus für
die Wirtschafts- und Währungsunion
Europas verlieren, heißt es. Der Vor-
schlag der EU-Kommission ziele
darauf ab, Stabilitätshilfen an die
Mitglieder künftig früher und einfa-
cher auszureichen. Sie sollten zudem
nicht mehr in dem Maße wie bisher
an Reformauflagen geknüpft werden.

Durch die Änderungen würden die
Ressourcen des EWF stärker bean-
sprucht, und das Volumen der mög-
lichen Ausfälle nehme zu. Zudem
könnten die Änderungen auch Fehl-
anreize begünstigen, zum Beispiel
„indem sie Reformbemühungen in
den von einer Krise betroffenen Mit-
gliedstaaten schwächen“.
Der Rechnungshof geht davon aus,

dass „Verluste wahrscheinlicher ein-
treten können“. Daneben könnte es
auch erforderlich werden, das
Stammkapital des EWF zu erhöhen.
Dies würde zu einer Ausweitung der
Haftung Deutschlands über die ver-
einbarten 190 Milliarden Euro hin-
aus führen. Für die Änderung wäre
zwar die Zustimmung aller Mitglied-
staaten erforderlich, Deutschland
könnte sich dem jedoch kaum ent-

ziehen, zum Beispiel im Falle einer
größeren Krise oder wenn neue Auf-
gaben „glaubwürdig finanziell zu un-
terlegen“ seien. Zusätzliche Belas-
tungen für den Bundeshaushalt
wären die Folge. „Insgesamt ergeben
sich mit den von der Kommission
angestrebten Änderungen erhebli-
che Risiken für den Bundeshaus-
halt“, stellt der Rechnungshof fest.
Wie er weiter erläutert, soll der

neue Währungsfonds Teil eines Si-
cherheitsnetzes für krisengeschüt-
telte Banken im Euro-Währungs-
gebiet werden und hierfür bis zu
60Milliarden Euro bereithalten. Dies
hätte zur Folge, „dass die Haftung für
Risiken im europäischen Bankensek-
tor vergemeinschaftet würde“. Au-
ßerdem wäre damit das Signal
verbunden, dass Banken notfalls

auch weiterhin aus Steuermitteln ge-
rettet würden. Auch lehnt der Rech-
nungshof den Kommissionsvor-
schlag, den EWF als „Vehikel für po-
litische Initiativen zu nutzen“, ab. Als
Beispiel wird genannt, dass der EWF
Finanzmittel bereitstellt, um kon-
junkturelle Schwankungen in den
Mitgliedstaaten zu glätten. Dies sei
aber als Teil der Wirtschaftspolitik
Aufgabe der jeweiligen Mitgliedstaa-
ten. Zudem warnt der Rechnungshof
vor der Vereinfachung der Be-
schlussverfahren und einer Ab-
schwächung der Mehrheitserforder-
nisse im EWF: „Deutschland würde
unter bestimmten Voraussetzungen
sein Vetorecht verlieren. Zudem
wäre nicht in allen Fällen sicherge-
stellt, dass die Mitwirkungsrechte
des Bundestages gewahrt blieben.“

Der ESM verfügt über ein Stamm-
kapital von 705 Milliarden Euro.
Davon mussten die Mitglieder 81
Milliarden direkt einzahlen und als
Sicherungsreserve hinterlegen. Wei-
tere 624 Milliarden Euro kann der
ESM bei Bedarf bei den Mitgliedern
abrufen. Jedes Mitglied haftet für
Verluste bis zur Höhe seines Anteils
am Stammkapital. Für Deutschland
sind das die erwähnten 190 Milliar-
den Euro. Das genehmigte Stammka-
pital kann erforderlichenfalls erhöht
werden. Dies bedarf bisher der Zu-
stimmung der Mitgliedstaaten in den
jeweiligen nationalen Verfahren.
Die Euro-Staaten wollen sich bis

Dezember auf die Modalitäten für
die Weiterentwicklung des ESM ver-
ständigen, weshalb der Bundesrech-
nungshof Handlungsbedarf sieht. J.H.

Das Ostpreußenblatt

Wie verbindlich ist der

UN-Migrationspakt? S. 2, 8



Während die Kritik an dem Glo-
balen Migrationspakt der UN mit
dem nahenden Unterzeichnungs-
termin am 11. Dezember ständig
anschwillt und die Zahl der nicht
unterzeichnungswilligen Staaten
wächst, bemüht sich die Bundes-
regierung, beschwichtigend zu er-
klären, dass der Pakt kein völker-
rechtlich verbindlicher Vertrag sei
und auch nicht in die souveränen
Rechte der Mitgliedstaaten ein-
greifen werde. Hat sie Recht?

Es gibt eine Reihe von äußeren
Merkmalen, welche die Vermu-
tung nahelegen könnten, dass der

sogenannte Globale Pakt für si-
chere, geordnete und geregelte
Migration (GCM, Global Compact
for Safe, Orderly and Regular Mi-
gration) künftig völkerrechtlich
verbindlich sein wird. Dafür wür-
de die Bezeichnung als Pakt eben-
so sprechen wie die zahlreichen
auf einen Vertrag hindeutenden
Formulierungen mit detaillierten
Verpflichtungserklärungen oder
die wiederholte Berufung auf
Menschenrechtsübereinkommen
und die UN-Charta. Es geht je-

doch weder um den Titel des Do-
kuments noch um einzelne For-
mulierungen.

Die entscheidende Frage ist aus
völkerrechtlicher Sicht, ob die
Teilnehmerstaaten die Absicht ha-
ben, mit diesem Dokument für
sich eine völkerrechtliche Ver-
bindlichkeit zu erzeugen. Das ist
nicht der Fall, weil dies im Text
ausdrücklich verneint wird. Dort
heißt es in Paragraf 7, „der Globale
Pakt stellt einen rechtlich nicht
bindenden Kooperationsrahmen“
dar. So wird dieser außerrecht-
lichen Abmachung nach ihrer An-
nahme durch die Staats- und Re-

gierungschefs demnach keine völ-
kerrechtliche Verbindlichkeit zu-
kommen. Das bedeutet vor allem,
dass im Falle der Verletzung ein-
zelner Regelungen keine völker-
rechtlichen Sanktionen folgen
und auch die Anrufung eines in -
ternationalen Gerichts nicht mög-
lich ist. Man wird nur von einer
politisch-moralischen Bindung
sprechen können, die schwächer
als die völkerrechtliche ist. 

Und dennoch sind derartige Do-
kumente, die einstimmig oder von

einer großen Mehrheit der Staa-
tengemeinschaft auch ohne völ-
kerrechtliche Verbindlichkeit an-
genommen worden sind, in ihrem
Wirkungspotenzial nicht zu unter-
schätzen. Sie können – wie die
internationale Praxis zeigt – auf
verschiedenen Wegen eine Eigen-
dynamik entwickeln, die nach ei-
ner gewissen Zeit in der völker-
rechtlichen Verbindlichkeit mün-
det. Das gilt allerdings nicht für je-
ne Staaten, die sich der Annahme
oder Unterzeichnung widersetzt
haben.

Die Bundesrepublik Deutsch-
land würde sich also als Unter-

zeichnerstaat dieser Dynamik nur
schwer entziehen können. Die
möglichen Wege dorthin sind viel-
fältig. So könnte der Globale Pakt
zunächst eine Vorstufe, also eine
Art „Testlauf“ sein, um bei positi-
ver Resonanz als völkerrechtlicher
Vertrag zur Unterzeichnung und
Ratifikation aufgelegt zu werden.
Beispielsweise wurde die Anti-
Rassismus-Deklaration der UN
von 1963 schon 1966 in die völ-
kerrechtlich verbindliche Anti-
Rassismus-Konvention überführt. 

Ein anderer Weg wäre, dass der
vorliegende Pakt nach einigen Jah-
ren ganz oder in Teilen zu Völker-
gewohnheitsrecht wird, indem die
Teilnehmerstaaten die darin ent-
haltenen Regelungen als Recht be-
handeln. Schließlich zeigt das Bei-
spiel der Schlussakte der Konfe-
renz über Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa (KSZE)
von 1975, dass auch ein Doku-
ment mit „nur“ moralischer Ver-
bindlichkeit eine außerordentlich
hohe Bedeutung mit politischer
Sprengkraft erlangen kann.

Der Pakt behandelt die Immi-
gration als einen schicksalhaft un-

vermeidbaren Vorgang, zu dessen
Regulierung (nicht Verhinderung)
nur an einigen Stellschrauben zu
drehen sei. In Wirklichkeit ver-
langt seine Umsetzung von den
europäischen Zielstaaten letztlich
den Verzicht auf wesentliche sou-
veräne Rechte. Denn die massen-
hafte Aufnahme von Wirtschafts-
immigranten, die unter dem Vor-
wand des Asylbegehrens ins Land
kommen und regelmäßig mangels
Identitätsfeststellung nicht mehr
zurückgeführt werden können,

wird im Ergebnis auf einen Bevöl-
kerungsaustausch hinauslaufen.

Entgegen der im Pakt enthalte-
nen Feststellung, Nutznießer der
Immigration seien gleichermaßen
die Ausgangs- und die Zielstaaten
der Migration, sind die Rechte und
Pflichten darin sehr ungleich zula-
sten der westlichen Industriestaa-
ten verteilt. Während die Zielstaa-
ten des Nordens mit konkreten
Pflichten überhäuft, beispiels-
weise dazu verpflichtet werden,
den Immigranten erleichterten
Zugang zu den sozialen Siche-
rungssystemen, zum Arbeitsmarkt
sowie zu anderen nationalen Ein-
richtungen zu gewähren, werden
die Missstände, die in den Aus-
gangsstaaten die Ursachen für das
Verlassen des Landes sind, wie die
schlechte Regierungsführung (bad
governance), die weitverbreitete
Korruption oder das niedrige Bil-
dungsniveau als Hauptgrund für
die Bevölkerungsexplosion nicht
angesprochen und deren Beseiti-
gung auch nicht angemahnt. 

So sind die Ausgangsstaaten der
Immigration per saldo die Gewin-
ner des Pakts. Da sie zudem eine
komfortable Zweidrittelstimmen-
mehrheit in der UN haben, dürf-
ten sie ein lebhaftes Interesse dar-
an haben, kraft dieser Mehrheit
bald auf die völkerrechtliche Ver-
bindlichkeit hinzuwirken, um
dann die Zielstaaten des Nordens
im Falle der Nichteinhaltung mit
rechtlichen Mitteln zur Verant-
wortung zu ziehen. Eine Überfüh-
rung des vorliegenden Pakts in ei-
nen völkerrechtlichen Vertrag wä-
re ohne große Probleme möglich,
weil der Wortlaut des Pakts schon
jetzt alle notwendigen Ingredien-
zien einschließlich eines Überprü-
fungsverfahrens zur Umsetzung
des Pakts enthält. 

Die potenziellen Verliererstaa-
ten des Nordens können sich dem
nur durch Nichtteilnahme entzie-
hen. Vermutlich aber wird Kanzle-
rin Angela Merkel die Unterzeich-
nung des Pakts in Marrakesch als
„krönenden“ Abschluss ihrer
Laufbahn als „Flüchtlingskanzle-
rin“ vornehmen. Dass infolgedes-
sen in Deutschland nach etwa
zwei Generationen Bedingungen
herrschen können, die heute in
den Ausgangsstaaten zum Verlas-
sen des Landes führen, wird sie
wohl kaum tangieren. Gerd Seidel
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120,5 Millionen
Euro Förderung

Berlin – Bundesfamilienministerin
Franziska Giffey verkündete am 
6. November für das Bundespro-
gramm „Demokratie leben!“ eine
Fördersumme von 120,5 Millionen
Euro für das Jahr 2018. Schon im
Mai entfristete sie das Programm
mit den Kernzielen „Demokratie
fördern, Vielfalt gestalten und Ex-
tremismus vorbeugen“. Somit ist
die Weiterführung der auf kommu-
naler, Landes- und Bundesebene
operierenden Förderung auch nach
2019 gesichert. Ganz unumstritten
ist die Umsetzung der hehren Ziele
jedoch nicht. So verlangte der AfD-
Abgeordnete Anton Friesen in ei-
ner Kleinen Anfrage Auskunft über
die Förderung linksextremer Pro-
jekte durch das Programm. CRS

Ist der GCP wirklich unverbindlich?
Warum der Globale Migrationspakt der UN in seinem Wirkungspotenzial nicht unterschätzt werden sollte

Neue
Namensfreiheit

Berlin – Seit diesem Monat dürfen
Deutsche und dauerhaft in
Deutschland lebende Personen mit
mehreren Vornamen deren Reihen-
folge bei ihrem örtlichen Standes-
amt oder bei einem Notar nach ih-
ren Wünschen ändern lassen, ohne
dafür wie bisher ein Namensände-
rungsverfahren durchlaufen zu
müssen. Dies macht eine Änderung
des Personenstandsgesetzes mög-
lich. Das frühere Prozedere musste
aufwendig begründet und in einem
meist teuren Verwaltungsverfahren
durchgesetzt werden, während jetzt
für die zugehörigen Verwaltungsak-
te städtischer Behörden nurmehr
geringe Beträge zu bezahlen sind 
– in Frankfurt am Main beispiels-
weise 32 Euro. Nicht zulässig sind
dabei allerdings eine Weglassung
oder Hinzufügung von Namen be-
ziehungsweise die Änderung der
Reihenfolge oder der Schreibung
von Namensbestandteilen mit ei-
nem Bindestrich verbundener Dop-
pelnamen. Die selbstständige Aus-
wahl eines Rufnamens aus den vor-
handenen Vornamen steht in
Deutschland übrigens seit 1959 je-
dermann frei, sodass hierfür keine
Änderung der Namensreihenfolge
erforderlich ist. T.W.W.

MELDUNGEN

AKTUELL

PAZ: Neue
Preise ab 2019

Drei Jahre lang hat die Preußische
Allgemeine Zeitung den Preis ihres
Abonnements stabil gehalten. Nun
zwingen uns steigende Kosten trotz
strikter Ausgabendisziplin leider
zur Anpassung der Bezugspreise.
Zudem wird die PAZ im Abonne-
ment im sogenannten Schnellläuf-
ernetz der Post befördert und be-
findet sich bereits ab Donnerstag in
der Zustellung. Das ist zwar mit zu-
sätzlichen Kosten verbunden, ge-
währleistet aber, dass die Abon-
nenten ihre Zeitung stets pünktlich
erhalten.
Unser Inlands-Abopreis steigt ab
1. Januar 2019 von elf auf zwölf Eu-
ro im Monat, also 144 Euro im Jahr.
Der Bezugspreis im Ausland steigt
auf 14,50 Euro monatlich (18,50
Euro bei Versand per Luftpost). Am
Kiosk kostet die Preußische Allge-
meine Zeitung künftig 2,90 Euro.
Der Preis für das Online-Abo be-
trägt künftig 8,25 Euro, als E-Paper
kostet die PAZ dann 1,20 Euro im
Monat.
Soweit keine Einzugsermächtigung
besteht, bitten wir unsere Abon-
nenten um rechtzeitige Anpassung
von Daueraufträgen.
Auch nach dieser moderaten Preis-
anpassung bleibt die Preußische
Allgemeine Zeitung die mit Ab-
stand günstigste Wochenzeitung
mit vergleichbarem journalisti-
schen Angebot.

Während Trier Karl Marx
mithilfe der Volksrepu-
blik China seinem gro-

ßen Sohn eine kolossale Gedenk-
statue zu seinem 200. Geburtstag
geschenkt hat, hat man in der ein-
zigen Stadt in Russland, die noch
seinen Namen trägt, offenbar ganz
vergessen, seinen Geburtstag zu
feiern. 

Marx, die einstige Metropole
der Wolgadeutschen, wurde 1765
als wolgadeutsche Weberkolonie
durch den holländischen Baron
Ferdinand Baron Caneau de Beau-
regard als „Baronsk“ auf dem lin-
ken Wolga-Ufer gegründet. Die
deutsche Bezeichnung zu Ehren
der russischen Kaiserin Kathari-
na II. „Jekaterinenstadt“ bezie-
hungsweise „Katharinenstadt“ er-
hielt sie erst ab 1768.

1919, nach der Oktoberrevolu-
tion, an der sich kaum ein Wolga-
deutscher beteiligt hatte, aber da-
für umso mehr Kommunisten aus
Deutschland, wurde der Hauptort
der Wolgadeutschen zu Ehren von
Karl Marx in „Marxstadt“ umbe-
nannt. Von 1919 bis 1922 war es
Gebietszentrum des Autonomen
Gebiets der Wolgadeutschen, von

1922 bis 1941 Zentrum des Kan-
tons Marxstadt der Autonomen
Sozialistischen Sowjetrepublik
der Wolgadeutschen. 1942, als die
Wolgadeutschen nach Zentral-
asien deportiert worden waren,
wurde die Stadt in „Marx“ umbe-
nannt. So heißt die Stadt trotz des
Endes des Sowjetkommunismus
und auch des Endes aller Wieder-
herstellungsversuche der Autono-
mie der Wolgadeutschen heute
immer noch. Wiederhergestellt
wurde seit dem Zerfall der So-
wjetunion in Marx nur die einsti-
ge evangelische Kirche.

Die erste Kirche haben die Sied-
ler 1840 aus eigenen Mitteln er-
baut. Einige Jahre später wurde sie
zur Domkirche der Heiligen Drei-
faltigkeit erhoben. Neben dem
Dom der Lutheraner gab es in Ka-
tharinenstadt eine katholische
und eine orthodoxe Kirche. 1900
gab es vier Friedhöfe, einen prote-
stantischen, einen katholischen,
einen orthodoxen und einen mos-
lemischen. Mit der Oktoberrevo-
lution brach 1917 die Tragödie
über die Gemeinde herein und in-
folge des Religionsverbots wurden
alle Kirchen enteignet und ge-

schlossen. Die lutherische Kirche
wurde 1929, die katholische 1935
geschlossen. 

Das weitere Schicksal der Kir-
che gleicht dem vieler Gotteshäu-
ser in Russland. Sie wurde zweck -
entfremdet und in Kulturhäuser
umgewandelt. Gegen Ende der
1950er Jahre kam es in der
Chruschtschow-Ära zu einer wei-
teren Welle der Zerstörung religiö-
ser Denkmäler. In dieser Zeit gab
es erste zaghafte Bemühungen ei-
ner Rehabilitierung und Rückkehr
der deportierten Wolgadeutschen.
Die neuen Bewohner der deut-
schen Orte wollten mit dem Zer-
störungswerk eine Rückkehr der
einstigen Besitzer erschweren. An
der Kirche wurden damals die
Kuppel und der Glockenturm
samt Uhr zerstört. Erst im Zuge
von Glasnost und Perestrojka
konnten in dieser Kirche wieder
Gottesdienste gefeiert werden. Die
katholische Pfarrei entstand be-
reits 1983 wieder, 1989 wurde ei-
ne orthodoxe Pfarrei organisiert.
1995 erhielten die Lutheraner ihr
Kirchengebäude zurück. 

Das Gotteshaus war eines der
wenigen, das auf dem Gebiet der

vormaligen Wolgadeutschen Re-
publik halbwegs erhalten geblie-
ben war. Aber die Zeit der Zweck -
entfremdung war nicht spurlos an
der Kirche vorübergegangen. Zur
dringend notwendigen Sanierung
und Restaurierung fand sich erst
nach 20 Jahren überraschend ein
in Saratow lebender Sponsor wol-
gadeutscher Herkunft, Viktor
Schmidt. Dank seines Engage-
ments begann im August 2014 der
Aufbau des Glockenturms. Zu
Weihnachten war der Rohbau be-
reits fertiggestellt und auch das
Tragwerk der Kuppel angeliefert. 

Im August 2015 erstrahlte die
Kirche – zumindest äußerlich –
im alten Glanz, und im September
wurde sie zum 250. Gründungsju-
biläum der Stadt erneut einge-
weiht. Nachdem 85 Jahre zuvor,
am 5. August 1930, die Kommuni-
sten die Kirche geschlossen hat-
ten, wurde am 4. August 2015 wie-
der das Kreuz auf dem neuerbau-
ten Kirchturm errichtet. Seit 1999
unterhält die Kirchengemeinde
von Marx eine Partnerschaft mit
der Stern-Kirchengemeinde in
Potsdam. Pastor ist Wladimir Ro-
dikow.

Die deutschen Siedler errichte-
ten bereits 1852 der Zarin Katha-
rina II., die sie seinerzeit ins Land
gerufen hatte, ein Denkmal in der
nach ihr benannten Stadt, das vom
Bildhauer Pjotr von Klodt gestaltet
wurde. Die Skulptur stand auf ei-
nem Marmorsockel, auf dem auf
zwei Seiten auf Deutsch und Rus-
sisch zu lesen war: „An die Kaise-
rin Katharina II. als Dankbeweis
der ausländischen Siedler.“ An-
fang der 1930er Jahre wurde das
Denkmal demontiert, 1941 für
Kriegszwecke eingeschmolzen.
Am 29. September 2007 wurde
ein rekonstruiertes Denkmal für
Katharina II. feierlich neu einge-
weiht.

Ein Denkmal für Karl Marx hat
es in Marx an der Wolga nie gege-
ben, lediglich einige Fabriken und
Kolchosen trugen seinen Namen,
wie fast überall in der Sowjet -
union. In den Vorkriegsjahren gab
es in der Stadt ein reges Kulturle-
ben, dazu gehörten ein eigenes
Theater und ein Puppentheater.
Seit 1995 gibt es sogar wieder ein
Heimatkundemuseum, das an die
Errungenschaften der deutschen
Kolonisten erinnert. Bodo Bost

Vermutlich 
wird sie die
Unterzeichnung
des Pakts in 
Marrakesch als
„krönenden“ 
Abschluss ihrer
Laufbahn als
„Flüchtlingskanz-
lerin“ vornehmen: 
Angela Merkel 
im Kreise von 
Immigranten

Bild: Ullstein

Einst der Verwaltungssitz der Wolgadeutschen
In Russland heißt eine ganze Stadt nach Marx – Anders als in Trier wird im Jubiläumsjahr dort nicht an ihn erinnert
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Gespaltene
Mittelschicht

München – Das Roman Herzog
Institut (RHI) hat eine neue Studie
mit dem Titel „Die gespaltene
Mitte – Werte, Einstellungen und
Sorgen“ im Rahmen seines Fach-
symposiums in München vorge-
stellt. Demnach besteht die
Mittelschicht aus zwei klar von-
einander unterscheidbaren Grup-
pen: eher besorgten, materiali-
stisch orientieren Menschen
(rund ein Drittel) und eher zuver-
sichtlichen Menschen mit post-
materialistischen Werten (rund
zwei Drittel). Die finanzielle Lage
der Mittelschicht ist laut der Stu-
die stabil, dennoch gebe es eine
„diffuse Unzufriedenheit“. Zu-
sätzlich riefen Veränderungen wie
Globalisierung und Digitalisie-
rung neue Ängste hervor. Auch
spielten Faktoren wie Einstellun-
gen und Gefühle eine Rolle. J.H.

Seit Monaten fordern Vertreter der
etablierten Parteien eine Beobach-
tung der AfD durch das Bundes-
amt für Verfassungsschutz. Die
Partei reagiert nervös und hofft
auf einen personellen Coup.

In der vergangenen Woche kün-
digten die Parteivorsitzenden der
Alternative für Deutschland, Jörg
Meuthen und Alexander Gauland,
an, ihre Partei werde ein „außen-
stehendes unabhängiges“ Gre-
mium einrichten. Dieses soll Par-
teiausschlussverfahren anregen
können und bei laufenden Verfah-
ren die „Angemessenheit vorge-
schlagener Sanktionen“ einschät-
zen. Einige Mitglieder habe man,
so Meuthen gegenüber dem Berli-
ner „Tagesspiegel“, in den vergan-
genen Wochen auch dazu bringen
können, die Partei aus freien Stük-
ken zu verlassen.
Innerhalb der AfD sind diese

Maßnahmen nicht unumstritten.
Vor allem die Anhänger des thü-
ringischen Landesvorsitzenden
Björn Höcke warnen vor einer
„Leisetreterei“ und „Angst vor
dem Feind“. Höcke ist eine zentra-
le Figur in der Debatte um die Be-
obachtung der AfD durch den In-
landsgeheimdienst. Für seine An-
hänger ist er eine Art Heilsfigur,
Parteichef Gauland bezeichnete
ihn einmal als „Nationalromanti-
ker“. Seine Gegner, von denen es
auch innerhalb der AfD zahlreiche
gibt, sehen in ihm einen Grenz-
gänger, der am Rande der Verfas-
sungsfeindlichkeit agiert. Höcke
bezeichnete die Angst vor einer
Beobachtung durch den Verfas-
sungsschutz als „politische Bett-
nässerei“. Es sei närrisch, wenn
Parteimitglieder jetzt glaubten,
dass Begriffe wie Volk oder Alt-
parteien nicht mehr gebraucht
werden sollten. Die Entscheidung
des thüringischen Verfassungs-
schutzes, die AfD zum Prüffall zu
erklären, kritisierte Höcke als
Willkür. 
Mit diesen Aussagen forderte

der thüringische Landesvorsitzen-
de den Widerspruch von Partei-
chef Gauland heraus, der Höcke
bisher stets den Rücken stärkte.

Höckes Äußerungen seien „falsch
und in keiner Weise zielführend“,
mahnte Gauland. Er würde eine
solche Ausdrucksweise nicht be-
nutzen.
Die Parteiführung hatte bereits

vor Wochen eine Kommission ins
Leben gerufen, die eine Beobach-
tung durch den Verfassungsschutz
verhindern soll. An ihrer Spitze
steht der Bundestagsabgeordnete
Roland Hartwig. Die Kommission
soll Handreichungen für Mitglie-

der erstellen, eine juristische Aus-
einandersetzung vorbereiten und
den Überblick über Parteiaus-
schlussverfahren behalten. Intern
ist das umstritten. Wie der „Tages-
spiegel“ schreibt, würden die Mit-
glieder der Arbeitsgruppe als
„Sonderermittler“, „Stasi“ oder
„Inquisitoren“ verschrien.
Hartwig erklärte unterdessen,

dass die AfD die Bürgerbewegung
„Pro Chemnitz“ auf ihre Unverein-
barkeitsliste gesetzt habe. Wer ei-
ner Organisation angehört, die auf

dieser Liste steht, darf nicht Mit-
glied der AfD werden. Angehörige
von Pro Chemnitz hatten sich im
September einer Kundgebung in
Chemnitz angeschlossen, die von
den AfD-Landesverbänden Sach-
sen, Brandenburg und Thüringen
organisiert worden war. Diese De-
monstration und teilweise gewalt-
tätige Ausschreitungen in Chem-
nitz gelten als Auslöser für die
neuerliche Debatte über eine Be-
obachtung der AfD. Hartwig er-

klärte, dass seine Partei die Debat-
te eindeutig als politisch motiviert
sehe. Eine Beobachtung werde die
AfD nicht akzeptieren.
Dies sei „ein massiver Eingriff in

unsere Parteisouveränität und be-
nachteiligt uns ganz klar im Wett-
bewerb der Parteien“, so Hartwig.
Sollte es zu einer Beobachtung
kommen, werde die AfD vor den
Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte ziehen. Zwar sei
eine Beobachtung nach deut-
schem Recht zulässig, aber mit

„höherrangigem europäischen
Recht nicht vereinbar“, das wolle
die AfD in Straßburg prüfen las-
sen, so Hartwig. Dennoch gehen
die Wogen intern hoch. 
So hatte der Berliner AfD-Abge-

ordnete Frank-Christian Hansel
Höcke öffentlich attackiert. Er warf
ihm vor, die Realität zu verleug-
nen. Werde eine Partei vom Ver-
fassungsschutz beobachtet, „ver-
lassen in kürzester Zeit nahezu al-
le Beschäftigten des Öffentlichen

Dienstes diese Partei. Soldaten, Po-
lizisten, Justizvollzugsbeamte,
Richter usw. müssen damit rech-
nen, bei einem weiteren Verbleib
dienstrechtlich belangt zu werden.
Beamte können aus dem Beamten-
verhältnis entfernt werden“, er-
klärte Hansel. 
Der Berliner Abgeordnete ge-

hört zum Umfeld der sogenannten
Alternativen Mitte, einer Strö-
mung von rund 4000 Mitgliedern,
die sich als gemäßigt verstehen.
Diese veröffentlichte vor wenigen

Wochen eine Pressemitteilung, die
als eindeutige Kampfansage an
den rechten Parteiflügel zu verste-
hen ist. „Es mag Teil des Größen-
wahns sein, zu glauben, in
Deutschland gäbe es nun wieder
ausreichend fruchtbaren Boden
für eine rechtsextreme Partei und
die AfD sei schon viel zu groß, um
sie wieder klein kriegen zu kön-
nen. Und eines muss man schon
sagen. Eine Höcke-AfD wäre eine
rechtsextreme Partei.“ Parteichef

Meuthen sah sich gezwungen, die
Kontrahenten zur Mäßigung auf-
zurufen. 
Insgeheim hofft die AfD auf ei-

nen politischen Befreiungsschlag.
Der kürzlich von Innenminister
Horst Seehofer (CSU) in den einst-
weiligen Ruhestand versetzte Ver-
fassungsschutz-Präsident Hans-
Georg Maaßen hat angedeutet, er
könne sich eine politische Karrie-
re vorstellen. Derzeit – so seine
Aussage – wolle er allerdings in
der CDU bleiben. Peter Entinger

»Politische Bettnässerei«
Wie die AfD versucht, einer drohenden Beobachtung durch den Verfassungsschutz zu entgehen

Millionen für
»Medienmacher«
Berlin – Der Verein „Neue deut-
sche Medienmacher“, dem der
„Bild“-Chefredakteur Julian Rei-
chelt „antideutschen Rassismus“
vorwirft (siehe PAZ 45/2018), hat
nach Angaben der Bundesregie-
rung seit 2016 aus dem Bundes-
haushalt rund 2,33 Millionen Euro
an Zuwendungen erhalten. Im Ein-
zelnen kassierten die „Medienma-
cher“ im Jahre 2016 gut 490000
Euro, 2017 gut 900000 Euro und
im laufenden Haushaltsjahr bisher
knapp 940000 Euro. Die Zahlun-
gen seitens des Bundesamtes für
Migration und Flüchtlinge, der
Bundeszentrale für politische Bil-
dung und des Bundesministeriums
für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend erfolgten unter anderem
für eine „Informationsplattform
für Flüchtlinge“ (Handbook Ger-
many), ein „Traineeprogramm für
Journalisten mit junger und älterer
Einwanderungsgeschichte“ sowie
für das Projekt Nationale Umset-
zung der Kampagne „No Hate
Speech“ des Europarats. J.H.

Während in der Union
nach den Wahlniederla-
gen in Bayern und Hes-

sen das Ende der Ära Merkel ein-
geläutet wird, verharrt die SPD in
Schock starre. Neues Personal ist
nicht in Sicht, eine vorgezogene
Neuwahl käme einer Katastrophe
gleich, und auch eine zweitätige
Vorstandsklausur brachte keine
neuen Impulse.  
Eigentlich hatte die SPD ange-

kündigt, erst nach der Hälfte der
Legislaturperiode – also im Herbst
2019 – über einen Verbleib in der
Großen Koalition zu entscheiden.
Unter anderem Juso-Chef Kevin
Kühnert hatte zuletzt aber gefor-
dert, diese Entscheidung vorzuzie-
hen. Auch die schleswig-holsteini-
sche SPD hatte vorletztes Wochen-
ende auf ihrem Landesparteitag
die Forderung nach einem Sonder-
parteitag beschlossen. Auf einen
Sonderparteitag, um über den Ver-
bleib in der großen Koalition ab-
stimmen zu lassen, will die Partei
jedoch trotzdem verzichten.
„Wir setzen auf Zusammenhalt“,

erklärte Andrea Nahles. Nichts
fehle dem Land mehr, „als eine po-
litische Kraft, die für Zusammen-
halt steht. Deswegen fangen wir
bei der SPD an. Die SPD hat in der
jüngeren Vergangenheit mehrfach
Werte ausgemacht, die dem Land
fehlen. Solidarität war es, auch an

Gerechtigkeit mangelt es“, sagte
die Parteivorsitzende.  Zuvor hatte
sie noch damit kokettiert, even-
tuell ihr Amt zur Verfügung zu
stellen: „Wenn jemand kommt, der
es besser kann, soll er sich mel-
den.“ 
Nahles sagte gegenüber der

„Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung“, die SPD strebe bis Dezem-
ber einen Klärungsprozess in der
Großen Koalition an. Es solle ge-
klärt werden, wie es im Stil, aber

auch bei konkreten Projekten
weitergehe. Mit Blick auf das Ren-
nen in der CDU um den Parteivor-
sitz sagte Nahles: „Wir machen die
Zukunft und das, was wir uns vor-
genommen haben, nicht davon ab-
hängig, was jetzt entschieden wird
in der Union.“
Altkanzler Gerhard Schröder

warnte seine Partei und vor allem
Nahles eindringlich vor einem
Linksruck. Um Wähler zurückzu-
gewinnen, sollten die Sozialdemo-
kraten mehr auf Wirtschaftsthe-
men setzen. Das habe sich histo-
risch bewährt.

„Mit einer Politik, die Linkspar-
tei noch links zu überholen, ge-
winnen wir keinen Blumen-
strauß“, sagte er der „Rheinischen
Post“. „Die SPD war immer dann
erfolgreich, wenn sie nicht nur so-
ziale, sondern auch wirtschaftli-
che Kompetenz hatte.“ In Bayern
seien 210000 Wähler von der SPD
zu den Grünen gewandert und
180000 zur CSU, den Freien Wäh-
lern oder der FDP. „Das sind ja al-
les keine Linken“, analysierte der
Exkanzler, der es vermied, Nahles
öffentlich den Rücken zu stärken.
Auf die Frage, ob es eine Erneue-
rung auch an der Spitze der Partei
brauche, sagte der ehemalige SPD-
Vorsitzende. „Der Mensch ist lern-
fähig. Das darf auch die SPD-Vor-
sitzende für sich in Anspruch
nehmen.“
Nahles kündigte bis Dezember

einen Klärungsprozess innerhalb
der Großen Koalition an. Dass die
CDU einen Nachfolger für Partei-
chefin Merkel suche, sei „nicht un-
ser Thema. Wir haben andere, ei-
gene“. Als konkrete Anliegen
nannte Nahles den Kampf gegen
Kinderarmut, eine bessere Bezah-
lung von Pflegekräften, die Woh-
nungsnot in Großstädten und die
Mindestrente. „Wir haben viel zu
tun“, so die SPD-Chefin. Die SPD
müsse außerdem klarer in ihren
Botschaften werden. P.E.

SPD in Schockstarre
Neues Personal ist nicht in Sicht

Eine vorgezogene
Neuwahl käme einer
Katastrophe gleich

DEUTSCHLAND

Soll mit seiner Kommission eine Beobachtung der AfD durch den Verfassungsschutz verhindern: Roland Hartwig Bild: Imago

Auch in Stahnsdorf
Das Commonwealth gedachte am 11. November seiner Kriegstoten

Auch in Stahnsdorf, einer
kleinen Gemeinde am
südwestlichen Rande

Berlins, gedachte am zweiten
Sonntag im November das Com-
monwealth am Remembrance
Sunday, dem britischen Natio-
nalgedenktag, der Toten des Er-
sten Weltkrieges und des Endes
der Kampfhandlungen vor genau
100 Jahren. Der 1909 angelegte
Friedhof vor den Toren Berlins
ist mit 206 Hektar eine der größ-
ten Begräbnisstätten Europas.
Die großzügige Gestaltung ist als
Waldfriedhof konzipiert worden.
Viele Besucher werden nicht nur
wegen der hier bestatteten Per-
sönlichkeiten wie Werner von
Siemens oder Heinrich Zille an-
gelockt, sondern auch wegen der
erholsamen Spaziergänge auf
dem weiten Gelände. 
Auf dem Südwestkirchhof, wie

er offiziell heißt, gibt es einen ita-
lienischen, deutschen und briti-
schen Soldatenfriedhof. Hier ru-
hen die gefallenen Soldaten des
Ersten Weltkrieges. Es war da-
mals schwer möglich, Gefallene
in ihre Heimatländer zu überfüh-
ren. So entschloss man sich An-
fang der 1920er Jahre, die Solda-
ten nach Nationalität zentral in
Stahnsdorf zu bestatten. Auf dem
Gelände sind 1176 britische Sol-
daten beigesetzt. Diese kamen

zwischen 1914 und 1919 in bran-
denburgischen Lagern und Laza-
retten ums Leben. 1924 ent-
schloss sich die Evangelische Kir-
che, das Gräberfeld der briti-
schen Kriegsgräberverwaltung zu
übereignen. Seitdem ist es könig-
liches Hoheitsgebiet. Das galt
auch zu Zeiten der deutschen
Teilung. Das Gelände lag damals
auf DDR-Gebiet, was in gewisser
Weise spannungsgeladen war.
West-Berlinern, die vor der Tei-

lung ihre Verwandten hier beer-
digt hatten, war der Zugang dort-
hin nur noch schwer möglich.
Wenn man im Oktober und No-

vember Großbritannien besucht,
werden einem hin und wieder
Menschen begegnen, die als Zei-
chen des Gedenkens an die
Kriegsgefallenen eine Remem-
brance Poppy, eine künstliche
Mohnblume, am Revers tragen.
Den britischen Soldaten, die im
Ersten Weltkrieg an der Westfront
kämpften, war aufgefallen, dass
auf den Schlachtfeldern Flanderns
roter Mohn blühte wie ein blutro-

tes Zeichen des Lebens zwischen
all den Toten und Verletzten. Ka-
nadische Truppen waren damals
Teil der britischen Armee. So
schrieb im Mai 1915 ein kanadi-
scher Arzt ein Gedicht, das heute
noch von jedem Kind in Großbri-
tannien gelernt wird: „Auf Flan-
derns Feldern blüht der Mohn
zwischen Reihen und Kreuzen.“
Da es nach dem Ersten Weltkrieg
in Großbritannien keine Unter-
stützung für die Kriegsversehrten
und Veteranen gab, gründete Feld-
marschall Douglas Haig, von 1915
bis 1918 Oberbefehlshaber an der
Westfront, eine Stiftung, um Geld-
mittel für die ehemaligen Soldaten
zu sammeln.
Wer an diesem verregneten

Sonntag, dem 11. November, den
Feierlichkeiten auf dem Gelände
des Englischen Soldatenfriedhofes
beiwohnte, konnte am Eingang
ebenfalls eine künstliche Mohn-
blume gegen eine kleine Spende
erwerben. Ein Dudelsackspieler
und ein Trompeter der britischen
Streitkräfte gaben der Gedenkfeier
den getragenen, musikalischen
Rahmen.
Zahlreiche Stahnsdorfer waren

gekommen, um andächtig den
Worten des Militärgeistlichen zu
lauschen, der seine Worte des Ge-
denkens auf Deutsch und Englisch
vortrug. Silvia Friedrich

Die Remembrance
Poppy am 

Revers gehört dazu
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Die Aufspaltung der Orthodoxie ist
in vollem Gange und dürfte sich in
absehbarer Zeit kaum mehr aufhe-
ben lassen.

Mehr als zwei Jahrzehnte lang
hatte Bartholomäus I., der Ökume-
nische Patriarch von Konstantino-
pel und Primus inter pares der or-
thodoxen Kirchenführer, keinerlei
Anstalten gezeigt, an der Spaltung
der ukrainischen Orthodoxie in
drei Kirchen und dem daraus fol-
genden Ausschluss einer Mehrheit
der dortigen Gläubigen aus der or-
thodoxen Weltgemeinschaft – nur
die nominell dem Moskauer Patri-
archat unterstehende ukrainische
Teilkirche galt den übrigen Kir-
chen als „kanonisch“ und damit
rechtgläubig – irgendetwas zu än-
dern. Gleiches gilt bezüglich seiner
Haltung zu der der Serbischen Kir-
che abspenstigen und daher global
verstoßenen Makedonischen Or-
thodoxen Kirche, die sein Patriar-
chat 50 Jahre lang nicht anerken-
nen wollte, da die selbstbewussten
Balkanslawen eine Herausforde-
rung für den bosporusgriechi-

schen Klerikalnationalismus dar-
stellten.
Als seine US-amerikanische

Schutzmacht, die durch die Schaf-
fung einer ukrainischen National-
kirche den russischen Einfluss in
der Ukraine weiter begrenzen und
zugleich die Makedonen für eine
Ausweitung der NATO auf ihr
Land gewinnen will, mit der Ent-
ziehung seiner
reichen Pfründe
aus den US-ame-
rikanischen Toch-
t e r g eme i n d e n
drohte, änderte
sich dies freilich
schlagartig. Kurz
nachdem der ukrainische Präsi-
dent Petro Poroschenko mit der
Bitte um Schaffung einer kano-
nisch anerkannten ukrainischen
Nationalkirche bei ihm vorstellig
wurde, ließ der Patriarch in der
Predigt zu seinem eigenen Na-
menstag im Juni vernehmen, dass
er die „apostolische Pflicht“ ver-
spüre, den Ukrainern wie den Ma-
kedonen eine Rückkehr in die Kir-
chengemeinschaft zu ermöglichen.

Schließlich habe die Kirche stets
zum Guten aller Völker gewirkt
und nie eigennützige oder ethni-
sche Ziele verfolgt – womit er frag-
los für globale Heiterkeit sorgte. 
Als ersten Schritt zur Umsetzung

der Autokephalie (Eigenständig-
keit) ernannte Bartholomäus zwei
auslandsukrainische Exarchen (Bi-
schöfe) in Kiew, welche die drei

nichtunierten or-
thodoxen Kirchen
des Landes bei
der Anbahnung
wechselseitiger
Kontakte unter-
stützen und letzt-
lich aus diesen ei-

ne neue Kirche bilden sollten. Der
Heilige Synod in Moskau drohte
nun angesichts der Einmischung
in seinen bisherigen Hoheitsbe-
reich mit einer Aufhebung der Kir-
chengemeinschaft.
Die Synode des Ökumenischen

Patriarchats fasste schließlich am
11. Oktober den Beschluss, der
Ukrainischen Kirche Autokephalie
zu gewähren, einen Vertrag von
1686 mit dem Moskauer Patriar-

chat zur einstweilen Überstellung
der Ukraine in dessen Territorium
aufzuheben und die Zugehörigkeit
Kiews zum eigenen geistlichen
Herrschaftsbereich zu erneuern
sowie die exkommunizierten
ukrainischen Kirchenführer zu re-
habilitieren – vollständiger hätte
ein Bruch mit Moskau nicht aus-
fallen können. Das Moskauer Patri-
archat erklärte daraufhin vier Tage
später, dass man unter diesen Um-
ständen jede eucharistische Ge-
meinschaft mit Konstantinopel
aufheben müsse.
Die folgende Reaktion aus Kon-

stantinopel setzte der bisherigen
Krise die theologische Krone auf:
Patriarch Bartholomäus verlangte,
dass sich Moskau und alle anderen
orthodoxen Kirchen seinen
Grundsatzentscheidungen und ex-
plizit „seinem Primat“ beugen
müssten – und warf damit eine der
absoluten Grundfesten orthodoxer
Theologie über den Haufen. Eine
solche „Selbstverpapstung“ dürfte
das Schisma noch weitaus mehr
als die Moskauer Entscheidungen
zementieren. Thomas W. Wyrwoll

Wenn es eine „irdische“ Er-
scheinung gibt, die den
orthodoxen Kirchen des

byzantinischen Ritus quasi sakro-
sankt erschien, so war dies ihre
Einheit. Sie akzeptierten einander
formal als gleichrangig und standen
untereinander in Sakramentenge-
meinschaft. Schließlich sei die Kir-
che in ihrer Gesamtheit ja von Gott
als die „All-Einheit alles Seienden“
bestimmt, was umzusetzen als
Grundpflicht aller Gläubigen er-
scheint. Wenn sich, wie es häufiger
vorkam, eine Kirche von einer an-
deren abspaltete, ohne dafür deren
Einverständnis zu erlangen, galt
dies als unkanonisch und führte zu
ihrer Ausstoßung aus der kirch-
lichen Gemeinschaft. 
Dies galt im Prinzip allen Betei-

ligten als größtes denkbares Un-
glück, und so gaben sie sich letzt-
lich alle Mühen, diesen Zustand zu
überwinden. Da die orthodoxe

Theologie faktisch dem Grundsatz
folgt, dass ihr nichts Menschliches
fremd ist, kam es meist nach kurzer
Zeit zu Verhandlungen, in deren
Verlauf die angestrebte Einheit
wiederhergestellt wurde. 
Ursache von Streit wie Versöh-

nung waren dabei freilich fast nie

theologische, sondern in aller Regel
weltliche Gründe, denn die ortho-
doxen Kirchen sind traditionell
mehr als alle anderen einerseits
ausgesprochen ethnopatriotisch
und andererseits oft aus einem
durchaus persönlichen Egoismus
ihrer Führer heraus mit der jeweils
bei ihnen herrschenden „gottge-

wollten“ weltlichen Macht verban-
delt – und die darf dann faktisch
durchaus von mongolischen Kha-
nen und kommunistischen Diktato-
ren oder osmanischen Sultanen
und US-amerikanischen Globali-
sten gestellt werden, was sämtlich
als „Symphonia“ theologisiert wird. 
Primus inter pares unter den

Oberhäuptern dieser Ostkirchen
war dabei stets der Ökumenische
Patriarch von Konstantinopel, galt
er doch als der Haupterbe der by-
zantinischen Reichskirche, die ihre
gemeinsame Wurzel bildet. Zu die-
sem ethnischen Griechen standen
die slawischen Kolonialkirchen des
Balkans und der Rus in einem
Gegensatz, wobei sich mit der
Unterwerfung Kleinasiens durch
die Türken und parallel zum Auf-
stieg Moskaus die dortige Russi-
sche Orthodoxe Kirche als zweiter
konkurrierender Machtkern eta-
blierte. T.W.W.

Zeitzeugen

Zu einer ersten Aufspaltung
der ukrainischen Kirche kam

es, als sich ihre Vertreter in den
polnisch-litauischen Westgebie-
ten unter Beibehaltung ihres by-
zantinischen Ritus dem Papst
unterstellten. Als sich im
20. Jahrhundert mehrfach eine
unabhängige Ukraine herauszu-
bilden begann, führte dies jeweils
zu Abspaltungen auch in der ver-
bliebenen orthodoxen Kirche, die
bis dahin zur Russisch-Orthodo-
xen Kirche gehörte. 
Die heute mit 45 Prozent der

Bevölkerung größte dieser Ab-
spaltungen, das Kiewer Patriar-
chat (Ukrainisch-Orthodoxe Kir-
che – Ökumenisches Patriarchat),
begründete der dortige Patriarch
Filaret 1992. Ihr schloss sich
kurzzeitig die Ukrainische Auto-
kephale Orthodoxe Kirche an,
die als kanonische Abspaltung
der Polnischen Orthodoxen Kir-
che während des Zweiten Welt-
kriegs innerhalb des Generalgou-
vernements gegründet und nach
einer Phase der Emigration 1990
in die Ukraine zurückverlegt
worden war. Innere Verwerfun-
gen beendeten ihre Union mit

der Ukrainischen Autokephalen
Orthodoxen Kirche noch im Fol-
gejahr und führten schließlich zu
einem weitgehenden Verlust ih-
res Autokephalie-Status, wobei
ihre Anhängerschaft aus dem
Nichts auf über zwei Prozent der
Bevölkerung anwuchs. 
Seit 1995 bekleidet der vorher

ins zweite Glied zurückgetretene
Filaret, dessen bürgerlicher Na-
me  Mychajlo Denyssenko ist,
auch das Amt eines Patriarchen
der Ukrainisch-Orthodoxen Kir-
che – Ökumenisches Patriarchat,
wofür ihn die Russisch-Orthodo-
xe Kirche, der nur noch 17 Pro-
zent der Ukrainer angehören,
zwei Jahre später gleichzeitig mit
dem Leiter der Ukrainische
Autokephalen Orthodoxen Kir-
che exkommunizierte – der
Bruch zwischen den ukraini-
schen Kirchen war vollzogen.
Laut einer Umfrage des Razum-
kow-Zentrums plädieren nur
35 Prozent der Ukrainer für eine
neue autokephale Nationalkir-
che, während 19 Prozent dagegen
sind und der Rest bekundet, dass
ihm dies gleich sei oder er keine
Meinung dazu habe. T.W.W.

Kyrill I. – Wladimir Gundjajew, so
der bürgerliche Name, ist seit 2009
Patriarch von Moskau und der gan-
zen Rus. Er ist zwar väterlicherseits
mordwinischer Herkunft, gilt aber
als Vertreter eines russischen Na-
tionalismus.

Onufrij – Wolodymyrs Nachfolger
hat zwar früher eine Petition zur
Gewährung der Autokephalie
unterschrieben, lehnt diese gegen-
wärtig aber ab und plädiert für eine
Rückkehr zur kirchenslawischen
Liturgie.

Wolodymyr – Wiktor Markijano-
wytsch Sabodan, so der bürgerliche
Name, war von 1992 bis zu seinem
Tod 2014 ukrainisch-orthodoxer
Metropolit von Kiew und der gan-
zen Ukraine, aber keineswegs ein
„verlängerter Arm Moskaus“.
Schon seit 1990 schuf er ein eige-
nes Bischofskonzil und änderte
2007 eigenmächtig die Kirchensat-
zung. 2013 und 2014 forderte er die
Westintegration seines Landes und
führte das Ukrainische als Liturgie-
sprache ein. In seinem Testament
wünschte er eine Autokephalie sei-
ner Kirche.

Bartholomäus I. – Dimitrios Ar-
chondonis, so der bürgerliche Na-
me, ist ein 1940 auf der damals be-
reits zur Türkei gehörenden Insel
Imbros geborener Grieche und seit
1991 Ökumenischer Patriarch von
Konstantinopel. Er gilt als enger
Gefolgsmann der USA und ist als
ausgeprägter Vertreter eines grie-
chischen Nationalismus bekannt,
wie er für die traditionell von Grie-
chen geführten orthodoxen Altkir-
chen typisch ist.

Streit wie Versöhnung
Die Einheit war den orthodoxen Kirchen quasi sakrosankt

Zwischen Geld und Glauben
Druck der USA bewirkt neue Glaubensspaltung der Orthodoxie

Wie es zur
Spaltung in der
Ukraine kam

Die Aufspaltung 
dürfte sich kaum

noch aufheben lassen

Letztes Treffen vor dem endgültigen Zerwürfnis: Patriarch Kyrill von Moskau (M.) und Bartholomäus I. (r.) Bild: pa

Dualismus zwischen
Moskau und 

Konstantinopel

Knapp die Hälfte 
ist indifferent
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Makarij – Mykola Maletytsch, so
der weltliche Name, ist seit 1996
Bischof und seit 2015 Metropolit
und Vorsitzender der Ukrainischen
Autokephalen Orthodoxen Kirche
(UAOK). Er diente als Geistlicher
vor allem in den heute abtrünnigen
Gebieten der Ostukraine und trat
1989 von der Russisch-Orthodoxen
Kirche zur UAOK über. Unmittel-
bar nach seiner Wahl zum Metro-
politen setzte er sich für eine Verei-
nigung mit der Ukrainisch-Ortho-
doxen Kirche – Ökumenisches Pa-
triarchat (UOK-KP) ein, doch schei-
terten die Verhandlungen bereits
an unterschiedlichen Namensvor-
stellungen. Jetzt versucht ihn Patri-
arch Filaret von der UOK-KP er-
neut auszustechen, und Makarij
droht bereits mit einem Nichtein-
tritt in die neue Nationalkirche.
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Grüne Autofeindin
ausgebremst
Von THEO MAASS

Wenn es um Verkehrsverhinderung
geht, ist auf die Grünen und die
ihnen nahestehenden „überpartei-

lichen“ NGOs wie Greenpeace, BUND oder
„Umwelthilfe“ Verlass. Seit dem Start von
Rot-Rot-Grün bestimmen die Grünen die
Berliner Verkehrspolitik. Autofahrer werden
diskriminiert. Aber auch den Bau von S- und
U-Bahn will die Verkehrssenatorin Regine
Günther (parteilos, für Grüne) eigentlich
nicht. Der Grund liegt auf der Hand. Diese
Bahnen behindern den Autoverkehr nicht
– Straßenbahnen hingegen schon. 
Als 1974 der südliche Endpunkt der

U-Bahnlinie 7 in Betrieb ging, war
planerisch und baulich die Fortführung der
Strecke zum damals noch in der DDR
gelegenen Flughafen Schönefeld berücksich-
tigt worden. Sogar ein 500 Meter langes
Tunnelstück in der geplanten Richtung steht
seitdem. Zwar gab es nach der Vereinigung
immer wieder Bestrebungen, die Linie bis
Schönefeld weiterzubauen. 
Aber das war politisch nicht durchsetzbar.

Dies ist nun anders. Berlins Regierender
Bürgermeister Michael Müller (SPD) will den
Weiterbau und besuchte demonstrativ die
1974 erbrachte Bauleistung. Auf dem
Pressebild ist neben ihm eine sichtlich
missvergnügte Wirtschaftssenatorin Ramona
Pop zu sehen. Missvergnügt? Warum nur?
Ach ja − die gelernte Politologin gehört auch
den Grünen an. 
Sofort goss auch Verkehrssenatorin

Günther Wasser in den Wein: „Da ist die
U-Bahn eine Option, aber wir müssen genau
untersuchen, ob es denn die richtige Wahl
wäre. Es sind sehr viele Gelder, die hier
verbaut werden würden, die dann vielleicht
in anderen Bereichen fehlen würden. Und
deshalb machen wir uns die Entscheidung
nicht leicht.“ Im Klartext: Günther hätte dann
weniger Geld für ihre Straßenbahnen, mit
denen sie den Autoverkehr behindern kann.
Außer den bürgerlichen Parteien haben sich
auch die Brandenburgische Verkehrs -
ministerin Kathrin Schneider (SPD) und die
Berliner Bausenatorin Katrin Lompscher
(Linkspartei) für den Weiterbau der U 7
ausgesprochen. 
Günthers „Kompromissvorschlag“, die U 7

nur bis zur Berliner Stadtgrenze weiterzubau-
en und ab da ihr Lieblingsverkehrsmittel
Straßenbahn zum Einsatz zu bringen, brachte
die Neuköllner Lokalpolitik regelrecht auf die
Palme. Bezirksbürgermeister Martin Hikel
(SPD) schimpft: „Stellen Sie sich vor, Sie
wohnen in Schönefeld, wollen schnell in die
Stadt, und dann fahren sie mit einer
Straßenbahn, die an jeder Ecke hält. Die
U-Bahn ist für die Massen gebaut, und die
Massen fahren nach Schönefeld und wollen
zum Flughafen.“ 

100 Jahre nach der Einführung des
Frauenwahlrechts beklagen Politike-
rinnen verschiedener Parteien, dass
Frauen in den Parlamenten unterreprä-
sentiert seien. Abhilfe soll eine soge-
nannte Parité-Regelung schaffen. Ein
nun vorgelegtes Rechtsgutachten listet
allerdings massive verfassungsrechtli-
che Bedenken auf.

Erst vor Kurzem hat auch Bundesju-
stizministerin Katarina Barley für eine
Änderung des Wahlrechts in Deutsch-
land plädiert. Anlässlich des 100. Jah-
restages des Frauenwahlrechts sagte
die SPD-Politikerin, sie erlebe „Rück -
schritte bei der Gleichberechtigung“
und führte an, der Frauenanteil im
Bundestag sei auf rund 30 Prozent ge-
sunken. 
Daher forderte Barley zu Verhand-

lungen über eine Wahlrechtsreform
auf. Gegenüber der „Bild“-Zeitung sag-
te sie: „Das Wichtigste ist, dass sich
Frauen dafür zusammenschließen. Das
wird mit Grünen und Linken gehen.
Aber auch die CDU-Generalsekretärin
Annegret Kramp-Karrenbauer hat ein
Paritätsgesetz ins Gespräch gebracht.
Da nehme ich sie beim Wort.“ 
Tatsächlich hatte Kramp-Karrenbau-

er kurz nach ihrer Wahl zur CDU-Ge-
neralsekretärin den niedrigen Frauen-
anteil im Bundestag und in der eige-
nen Bundestagsfraktion beklagt. Eben-
so wie die SPD-Politikerin Barley

sprach sich Kramp-Karrenbauer für ei-
ne Wahlrechtsreform aus.
Als eine Möglichkeit wird sehr häu-

fig das Parité-Gesetz genannt, das be-
reits seit dem Jahr 2002 in Frankreich
gilt. Die dortige Regelung zwingt die
französischen Parteien, ihre Wahllisten
abwechselnd mit Männern und Frauen
zu besetzen. Die französische Rege-
lung diente offenbar als Vorbild für ei-
nen Gesetzentwurf, den die Grünen im
Frühjahr dieses Jahres im Brandenbur-
ger Landtag vorgelegt haben. Der Ent-
wurf sieht vor, dass
d i e  H ä l f t e  d e r
88 Landtagsmandate
künftig Frauen vorbe-
halten ist.
Aufgrund massiver

Zweifel an der Verfas-
sungsgemäßheit einer
solchen Regelung hatte die AfD-Frak-
tion den parlamentarischen Bera-
tungsdienst des Landtags mit einer
Prüfung des Gesetzentwurfes beauf-
tragt. Im nun vorliegenden Rechtsgut-
achten werden dem Entwurf für ein
Parité-Gesetz tatsächlich gravierende
Mängel bescheinigt. 
Aus Sicht des Beratungsdienstes

stellt die Einführung eines paritäti-
schen Wahlvorschlagsrechts unter an-
derem eine an das Geschlecht anknüp-
fende Ungleichbehandlung dar. Damit
verstößt der Gesetzentwurf gegen das
Verbot der Ungleichbehandlung

wegen des Geschlechts. Die Gutachter
sehen durch paritätische Wahlvor-
schläge aber auch Eingriffe in die
Wahlrechtsgrundsätze der Freiheit und
der Gleichheit der Wahl. Diese Eingrif-
fe würden weder im Gleichberechti-
gungsgebot noch im Demokratieprin-
zip eine Rechtfertigung finden. 
Damit nicht genug: Auch der verfas-

sungsrechtliche Status der politischen
Parteien wäre laut dem Gutachten ge-
fährdet. Angeführt wird, dass das Par-
lament keineswegs ein möglichst ge-

naues Spiegelbild der
Zusammensetzung
der wahlberechtigten
Bevölkerung zu sein
habe. Das Parlament
bestehe vielmehr aus
frei gewählten  und
mit freiem Mandant

ausgestatteten Volksvertretern. 
Den Parteien wiederum stehe eine

Organisations- und Programmfreiheit
(„Tendenzfreiheit“) zu, in die ohne ver-
fassungsrechtliche Rechtfertigung
durch das Parité-Gesetz eingegriffen
würde. Obendrein kommen die Gut-
achter auch noch zu dem Schluss, dass
das bislang in Brandenburg geltende
Landeswahlrecht mit seinem nichtpa-
ritätischen Wahlvorschlagsrecht nicht
gegen das Gleichberechtigungsgebot
verstoße.
Mit dem Rechtsgutachten können

sich die Landtagsabgeordneten der

AfD mit ihren Bedenken bestätigt füh-
len. Andreas Kalbitz, der AfD-Frak-
tionschef im Landtag, sagte gegenüber
der PAZ: „Das war eine deutliche Klat-
sche für die Grünen, ihre Unprofessio-
nalität und ideologische Verblendung.
Das Parité-Gesetz der Grünen ist ver-
fassungswidrig; mit ihren geplanten
Zwangseingriffen in Bürgerrechte sind
die Ideologen komplett gescheitert.“ 
Der Hinweis auf die Unprofessiona-

lität der Grünen bei dem vorgelegten
Gesetzentwurf ist nicht ohne Pikante-
rie: Vertreter der etablierten Parteien
werfen den Abgeordneten der AfD im
Bundestag und in den Landtagen fast
standardmäßig vor, ihre parlamentari-
schen Initiativen wiesen entweder ju-
ristische Mängel oder Formfehler auf. 
Im Zusammenhang mit dem

Rechtsgutachten des parlamentari-
schen Beratungsdienstes wies Birgit
Bessin, die stellvertretende Vorsitzen-
de der AfD-Landtagsfraktion, noch
auf einen besonderen Aspekt einer
Parité-Regelung hin, der gerade die
Grünen interessieren müsste: Bei ei-
ner paritätischen Vorgehensweise
müsste eigentlich auch das sogenann-
te „dritte Geschlecht“ mitberücksich-
tigt werden. Erst im August hatte sich
das schwarz-rote Bundeskabinett auf
einen Gesetzentwurf geeinigt, der den
Eintrag einer dritten Geschlechtsop-
tion im Geburtenregister ermöglicht. 

Norman Hanert

Nächstes Ziel
„Parität“: 
Bundeskanzlerin
Angela Merkel
(3.v.l.) mit weib-
lichen Spitzenpoli-
tikern von einst
und jetzt beim
Festakt zu
100 Jahren
Frauenwahlrecht
am 12. November
in Berlin  

Bild: pa

Das Land Berlin will bis
2026 für Sanierung und
Neubau von Schulen

5,5 Milliarden Euro aufwenden.
Die „Schulbauoffensive“ des rot-
rot-grünen Senats ist damit schon
nach bisheriger Schätzung das
größte Investitionsvorhaben der
laufenden Legislaturperiode. 
Bei einer Anhörung im Berliner

Abgeordnetenhaus sind indes
Zahlen präsentiert worden, die
für erheblich höhere Kosten spre-
chen: Beim Bau neuer Grund-
schulen muss mittlerweile mit
durchschnittlich 30 Millionen Eu-
ro gerechnet werden – kalkuliert
wurde vor einem Jahr mit 20 Pro-
zent weniger. Der Pankower Bil-
dungsstadtrat Torsten Kühne
(CDU) wies für seinen Bezirk so-
gar auf Kostensteigerungen von
30 Prozent hin. Bei einzelnen Ge-
werken sollen die Preise sogar um
100 Prozent gestiegen sein.
Erst im Oktober hatte das Amt

für Statistik Berlin-Brandenburg
berichtet, dass die Preise für den

Neubau von Wohngebäuden in
Berlin im vergangenen August im
Vergleich zum Vorjahr um 7,1 und
in Brandenburg um 6,1 Prozent
zugelegt hatten. Für Berlin soll
dies der höchste Anstieg seit 1992
gewesen sein. Die Statistiker be-
obachten seit drei Jahren einen

kontinuierlichen Anstieg der
Preise im Bauhandwerk.
Beim Kostenanstieg für das Ber-

liner Schulbauprogramm spielt
allerdings nicht nur die allgemei-
ne Preissteigerung eine Rolle. Wie
bei anderen Bauvorhaben der öf-
fentlichen Hand ist offenbar auch
beim Schulbau mit zu niedrigen
Zahlen kalkuliert worden. Als Ba-
sis für sein Berechnungen hat der
Senat einen sogenannten Gebäu-

de-Scan herangezogen, der auf
Daten der Bezirke beruht. Dabei
hat es sich allerdings nur um eine
Überschlagsrechnung gehandelt,
in der zudem eine ganze Reihe
von Kostenfaktoren gar nicht ein-
bezogen wurde. 
Die kommunale Wohnungsbau-

gesellschaft Howoge wies darauf
hin, dass „Planungshonorare,
Ausstattungskosten, Baunebenko-
sten sowie Unvorhergesehenes“
nicht berücksichtigt worden
seien. Zudem sollen in der An-
fangskalkulation auch die Kosten
für die Gestaltung von Außenan-
lagen fehlen. Bereits 2017 hatte
die Berliner CDU Kritik an der
Kalkulation des Senats vorge-
bracht. Nach den eigenen Schät-
zungen ging die CDU von einem
Sanierungsbedarf von acht Milli-
arden Euro aus. 
Auch der Bund der Steuerzah-

ler (BdSt) macht in seinem neuen
Schwarzbuch erneut die regelmä-
ßig zu beobachtende Explosion
der Kosten bei öffentlichen Bau-

ten zum Thema. Gerade Berlin
bietet mehrere Beispiele: Starke
Abweichungen zwischen den Kal-
kulationen und tatsächlichen
Endkosten gab es etwa bei der Sa-
nierung der Staatsoper Unter den
Linden und beim Umbau des
ZOB in Charlottenburg. 
Beim Großflughafen BER sind

die Kosten mittlerweile sogar auf
mehr als sieben Milliarden Euro
gestiegen. Ursprünglich waren
weniger als zwei Milliarden ange-
geben worden. Flughafenchef En-
gelbert Lütke Daldrup hat in der
Architekturzeitschrift „ARCH+“
darauf aufmerksam gemacht, dass
große Bauvorhaben auch durch
einen Wust von Normen schwieri-
ger geworden seien. „Vor 20 Jah-
ren hatten wir nur 25 Prozent der
Normen, die wir heute haben“, so
der studierte Stadtplaner. Lütke
Daldrup sprach sich dafür aus,
Normen auch wieder wegfallen
zu lassen, um in Deutschland bil-
liger und effizienter bauen zu
können.  N.H.

Schulbauoffensive: Falsch gerechnet
Kosten für Bauprogramm des Berliner Senats drohen aus dem Ruder zu laufen

Experten zerlegen Grünen-Vorstoß
Gutachten: Zwang zur Frauenquote im Parlament wäre verfassungswidrig

5000 Meldungen
AfD feiert Schülerportal als Erfolg

Laut Berliner AfD ist das Mel-
deportal der Partei zu einseiti-

gen und tendenziösen Einflüssen
von Lehrern erfolgreich gestartet.
Binnen zwei Wochen seien rund
5000 ernstgemeinte Zuschriften
eingegangen. In zehn Fällen sei
man bereits „mit Schulleitern
oder Lehrern in Verbindung ge-
treten“. In ande-
ren Fällen wur-
den den Be-
schwerdeführern
Hinweise gege-
ben, wie sie sich
im Unterricht gegen Versuche von
Indoktrination zur Wehr setzen
könnten. 
In dem Portal habe man einen

Filter eingebaut, der bestimmte
Zuschriften von vornherein aus-
sortiert. Wer beispielsweise die
Begrifflichkeit „brauner Dreck“
benutze, werde ignoriert. In den
„sozialen Netzwerken“ hatten
Linke dafür geworben, auf dem
Portal Pizzas oder andere Esswa-
ren zu bestellen. 

AfD-Fraktionschef Georg Paz-
derski bekräftigt, man wolle „nie-
manden denunzieren“. Im Vorfeld
hatten die Lehrergewerkschaft
GEW, Schulsenatorin Sandra
Scheeres (SPD) und einige Lehrer
das Portal als „Einschüchterungs-
versuch“ kritisiert. Scheeres: „Ich
hoffe sehr, dass die Berliner El-

tern- und Schü-
lerschaft sich
nicht an einem
solchen Projekt
beteiligt. Als
Dienstherr wird

meine Verwaltung betroffene
Lehrkräfte bestmöglich unterstüt-
zen.“ In Österreich brachten ähn-
liche Portale ein erschreckendes
Maß an Indoktrination zutage. 
Der bildungspolitische Spre-

cherder AfD-Fraktion im Berliner
Abgeordnetenhaus,  Franz Kerker,
erklärte auf Nachfrage, man wer-
de die Datenschutzbestimmungen
einhalten und die Zuschriften
nach „Abarbeitung“ löschen.    

Frank Bücker

Viele Faktoren 
wurden einfach 
ausgeblendet

Kritiker sprechen von
»Einschüchterung«

Peinlich: Das »dritte
Geschlecht«

völlig vergessen

PREUSSEN / BERL IN
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Ermittlungen 
gegen Labour

London – Die britische Polizei hat
Ermittlungen gegen die oppositio-
nelle Labour Party wegen Ver-
dachts auf „antisemitische Hassver-
brechen“ aufgenommen. Unter-
sucht werden Botschaften, die von
Labour-Mitgliedern in sozialen
Netzwerken verbreitet wurden. Die
Ermittlungen stützten sich auf ein
Dossier, das über den Radiosender
LBC der Polizei zugespielt wurde,
teilte Scotland Yard mit. Unter den
Botschaften befinden sich solche
wie: „Wir sollten die Juden loswer-
den, die ein Krebsgeschwür für uns
alle sind.“ Die vor zwei Jahren aus
der Fraktion ausgeschlossene und
weiterhin als fraktionslose Abge-
ordnete laufende Naz Shah will gar
alle Israelis in die USA umsiedeln,
um Lebensraum für die Araber zu
schaffen. B.B.

Frankreichs Ex-Innenminister Gé-
rard Collomb ist ein Mann mit
zwei Gesichtern. Da ist auf der ei-
nen Seite das Gründungsmitglied
der Sozialistischen Partei (PS),
das in entsprechender Weise der
Einwanderung das Wort redet.
Und dann ist da der Privatmann,
der die Folgen der Massenein-
wanderung messerscharf analy-
siert.

„Heute leben wir aneinander
vorbei, morgen werden wir uns
feindlich gegenüberstehen.“ Mit
diesen Worten übergab Frank-

reichs ehemaliger Innenminister
Gérard Collomb am 3. Oktober
die Ministeriumsschlüssel an Pre-
mierminister Edouard Philippe,
der bis zum Amtsantritt von Chri-
stophe Castaner am 16. Oktober
auch als Innenminister fungierte.
„Heute regiert das Recht des Stär-
keren in vielen Stadtvierteln. Dro-

genhändler und radikale Islami-
sten haben den Platz der Republik
eingenommen.“ Diese alarmie-
renden Worte des Ex-Innenmini-
sters schlugen in Frankreich ein
wie eine Bombe. Viele werteten
Collombs Rücktritt als Einge-
ständnis des Scheiterns von Mul-
tikulti sowie als Flucht vor der
Verantwortung. 
Einen Monat später veröffent-

lichte das rechte Politmagazin
„Valeurs Actuelles“ ein nicht offi-
zielles Gespräch, das Collomb im
Februar mit einem Redakteur der
Zeitschrift geführt hatte. Darin er-

klärte der Minister unter ande-
rem: „Die Menschen wollen nicht
zusammenleben … Die Immigra-
tion ist eine der Hauptursachen …
Wir brauchen keine Immigration
mehr in Frankreich … Die unter-
schiedlichen Communities stehen
sich immer feindlicher gegenüber.
Es wird sehr brutal … Uns bleiben

fünf, sechs Jahre, um das
Schlimmste zu verhindern.“ 
Der Sozialist hatte damit im Pri-

vaten das zugegeben, was Marine
Le Pen die „Ankündigung des
kommenden Bürgerkriegs“ nennt.
Am 7. November jedoch relativier-
te der Politiker Collomb im Inter-
view mit dem Radiosender „Euro-
pe 1“ die Aussagen des Privatman-
nes Collomb und erklärte stattdes-
sen im Sinne des linken Weltbilds,
dass die ausufernde Kriminalität
nichts mit der Einwanderung zu
tun habe. Auf die Frage, wer „sich
feindlich gegenüberstehe“, ant-

wortete er: „Die Bewohner, die
nicht mehr können, und die Ban-
den. In der Stadt Echirolles be-
richtete mir zum Beispiel der
kommunistische Bürgermeister,
dass in manchen Wohnblocks die
Mütter in den Eingangshallen wa-
chen, um zu verhindern, dass die
Drogenhändler sie übernehmen …

In ein paar Jahren werden be-
stimmte Viertel für die Sicher-
heitskräfte verloren sein.“ 
Anstatt auf eine gnadenlose Re-

pression der Gewalt zu setzen, for-
dert Collomb jedoch, die Gewalt
durch jakobinischen Zentralismus
auf das gesamte Territorium zu
verteilen: „Wir müssen aufhören,
die Probleme lokal zu lösen, son-
dern brauchen einen Gesamtplan.
Wir müssen durchsetzen, dass es
überall eine soziale Mischung gibt.
Das Schlimmste, das es zu verhin-
dern gilt, ist, dass wir daran schei-
tern.“ 

Diese ideologische Borniertheit
erklärt auch, weshalb Collomb
trotz seines privaten Eingeständ-
nisses der Schädlichkeit von Ein-
wanderung gegenüber „Valeurs
Actuelles“ ein Gesetz auf den Weg
brachte, das die legale Einwande-
rung von jährlich 200000 Perso-
nen erleichtert beziehungsweise

fördert. Zur Familienzusammen-
führung reicht es nämlich ab jetzt,
irgendwann einmal der Lebens-
partner eines in Frankreich leben-
den Immigranten gewesen zu sein.
Da dieses Konzept in Afrika über-
haupt nicht nachprüfbar ist, kann
somit jeder kommen.
Die Polizei konstatiert derweil

in den Banlieues das totale Schei-
tern nicht nur des Multikultura-
lismus, sondern auch des 68er-
Wohlfahrtsstaates. Ein Polizeikom-
mandant erklärt gegenüber „Va-
leurs Actuelles“: „In den Banlie-
ues, in denen die Vaterfiguren feh-
len, sind alle Tabus gefallen. Das
Verhältnis zum Leben, zum Tod ist
völlig durcheinander geraten. Die
Kinder werden nicht mehr erzo-
gen, sondern ernährt.“ Während
in ganz Frankreich 22 Prozent al-
ler Kinder bei Alleinerziehenden
aufwachsen, waren es in den Ban-
lieues 2012 zirka 28 Prozent. Die
Familien aus dem islamischen und
afrikanischen Kulturraum sind be-
sonders instabil aufgrund der
untergeordneten Rolle der Frauen
beziehungsweise weitverbreiteter
Polygamie. 
Doch während in den Heimat-

ländern Sippenehre und ökono-
mische Zwänge für eine Stabilisie-
rung der Verhältnisse sorgen, fal-
len diese Aspekte in Frankreich
weg und werden durch die Seg-
nungen des Wohlfahrtsstaates so-
gar konterkariert. Die Kinder
wachsen nicht nur familiär, son-
dern auch kulturell entwurzelt
auf, besonders wenn ihre Eltern
selbst unterschiedlichen Kulturen
entstammen. Die Rückbesinnung
auf Islam und Bandenzugehörig-
keit ist häufig der einfachste Weg,
sich eine Identität zu schaffen.
Angesichts der Lage in den Ban-

lieues erscheint es als purer Zy-
nismus, dass die links-liberale
französische Regierung nun plant,
durch die Legalisierung der künst-
lichen Befruchtung ohne Vater ei-
nen Teil der Probleme der Banlie-
ues zu generalisieren. Collomb hat
mit dieser Maßnahme natürlich
keine größeren Probleme.

Eva-Maria Michels

Klare Diagnose, krude Therapie
Frankreichs Ex-Innenminister Gérard Collomb will Ausländergewalt gleichmäßig verteilen

»Taliban-Vater«
ermordet

Rawalpindi – Maulana Samiul Haq,
ein hoher pakistanischer Geist-
licher, der als „Vater“ der afghani-
schen Taliban gilt, ist ermordet
worden. Er sei bei einem Messeran-
griff umgekommen, teilte sein Sohn
Hamidul Haq mit. Der 81-Jährige
sei in seinem Haus in Rawalpindi
nahe der pakistanischen Haupt-
stadt Islamabad von zwei Angrei-
fern mit Messern attackiert worden.
Er sei mit mehreren Stichwunden
ins Krankenhaus gebracht worden,
wo er seinen Verletzungen erlegen
sei. Das Motiv sei unklar, hieß es
seitens der Polizei. Allerdings gibt
es in Pakistan seit Jahren eine Ter-
rorkonkurrenz zwischen Taliban-
und IS-Anhängern. Haq leitete ein
islamisches Seminar und war Leh-
rer der meisten afghanischen Tali-
banführer, einschließlich des Grün-
ders der Miliz, Mullah Omar, wie
der Sprecher der pakistanischen
Taliban, Yousaf Shah, mitteilte. Un-
ter den Führern der Milizen und
den Taliban genoss Haq enormen
Einfluss und Respekt. B.B.

Nach den Wahlen zum
Schwedischen Reichstag
vom 9. September ist auch

der zweite Versuch gescheitert,
ein tragfähiges Regierungsbündnis
zusammenzubringen. Erst hatte es
Ulf Kristersson von der konserva-
tiven Moderata samlingspartiet
(Moderaten Sammlungspartei),
kurz Moderaterna (M, Die Mode-
raten) dann die Sveriges socialde-
mokratiska arbetareparti (SAP, So-
zialdemokratische Arbeiterpartei
Schwedens) versucht. 
Das Problem der Regierungsbil-

dung resultiert daraus, dass seit
den letzten Reichstagswahlen we-
der der Linksblock aus Sozialde-
mokraten, Vänsterpartiet (V,
Linkspartei) und Miljöpartiet de
Gröna (MP, Umweltpartei Die
Grünen) noch der Bürgerblock
aus Moderaten, Centerpartiet (C,
Zentrumspartei), Liberalerna (L,
Die Liberalen) und Kristdemo-
kraterna (KD, Die Christdemokra-
ten) im Reichstag (Riksdag) über
eine Mehrheit verfügt. 
Bisher lehnen offiziell alle Par-

teien eine Zusammenarbeit mit
der rechtskonservativen Partei
„Sverigedemokraterna“ (SD, Die
Schwedendemokraten) ab. Aller-
dings gab es bei der Wahl des Par-
lamentspräsidenten Andreas Nor-
lén von der Moderaten Samm-
lungspartei eine Zusammenarbeit
der bürgerlichen Parteien mit den

Schwedendemokraten, und an-
schließend sprachen die Abgeord-
neten dieser Parteien dem Mini-
sterpräsidenten Stefan Löfven von
den Sozialdemokraten das Miss-
trauen aus. Der amtiert seither nur
noch geschäftsführend im Amt.
Blickt man hinter die offiziellen

Verlautbarungen, ergibt sich fol-
gendes Bild: Annie Lööf, von 2011
bis 2014 Wirtschaftsministerin
und seit 2011 Vorsitzende der
(grün dominierten) Zentrumspar-
tei, spekulierte darauf, dass sie im
Fall eines Überlaufens zum Links-

block als Kompromisskandidatin
selbst Regierungschefin werden
könnte. Darauf ließen sich die So-
zialdemokraten allerdings nicht
ein, die an Löfven als Regierungs-
chef festhalten wollten. 
Kristersson von den Moderaten

hatte versucht, zusammen mit
Christdemokraten, Liberalen und
Zentrumspartei eine Minderheits-
regierung nach dänischem Vorbild
zu bilden. Dort stützt seit einigen
Jahren die als rechtspopulistisch
verschriene Dansk Folkeparti (DF,
Dänische Volkspartei) eine bür-

gerliche Regierung. Während die
Christdemokraten solchen Über-
legungen nicht abgeneigt waren,
gefiel das den Liberalen und dem
Zentrum nicht. Sie forderten 
blockübergreifende Verhandlun-
gen mit den Sozialdemokraten
und Grünen. Das wollen aber die
Sozialdemokraten nicht. Diese
lehnten es ab, eine bürgerlich ge-
führte Regierung zu unterstützen. 
Für eine bürgerliche Minder-

heitsregierung mit Duldung der
Schwedendemokraten würden
zwingend die 31 Mandate der
Zentrumspartei benötigt. Entwe-
der deren Vorsitzende Annie Lööf
ändert noch ihre Meinung, oder es
kommt zu Neuwahlen. 
Umfragen sehen bei einem sol-

chen neuen Wahlgang die Schwe-
dendemokraten mit zusätzlichen
zwei Prozentpunkten zu den 17,53
Prozent der letzten Wahl als Ge-
winner. Die Grünen könnten da-
nach unter die Vier-Prozent-Hürde
und damit aus dem Parlament fal-
len. Auch die Liberalen mit 
5,49 Prozent der Stimmen bei den
letzten Wahlen könnten bei Neu-
wahlen Schwierigkeiten bekom-
men. Ihr letzter Umfragewert liegt
bei fünf Prozent. 
Bei einer solchen Konstellation

könnte Kristersson möglicher-
weise auch ohne die Zentrums-
partei im Parlament zu einer
Mehrheit gelangen. Frank Bücker

Aus Sorge um die Souverä-
nität des eigenen Landes
hat die österreichische

im Gegensatz zur deutschen
Bundesregierung ihren Ausstieg
aus dem UN-Migrationspakt be-
schlossen. „Ich habe ein Ge-
spräch mit dem Bundespräsi-
denten zum Migrationspakt ge-
führt. Dabei habe ich betont,
dass wir uns klar zum Multilat-
eralismus bekennen, aber der In-
halt stimmen muss“, hielt
Bundeskanzler Sebastian Kurz
von der Österreichischen Volks-
partei (ÖVP) fest.
Multilateralismus sei auch im

Regierungsabkommen als ein
wichtiges Ziel festgeschrieben.
„Österreich ist Vorreiter beim
internationalen Atomwaffenver-
botsvertrag, zu dem sich bereits
über 100 Staaten bekennen, und
ist beim Kampf gegen den Kli-
mawandel an vorderster Front
engagiert“, betonte der Kanzler.
Im Fall des UN-Pakts hätten je-
doch die inhaltlichen Bedenken
überwogen. „Ich kann nicht sie-
ben Jahre lang die Trennung zwi-
schen der Suche nach Schutz
und der Suche nach einem bes-
seren Leben fordern und dann
einem Pakt zustimmen, wo es ge-
nau diese Trennung nicht gibt“,
sagte Kurz. Zudem gebe es „die
Gefahr, dass die Ziele des Paktes
in künftige Gerichtsurteile ein-

fließen und somit unsere souve-
räne Migrationspolitik einge-
schränkt wird“.
In dieselbe Kerbe schlug Vize-

kanzler Heinz-Christian Strache
von der Freiheitlichen Partei
Österreichs (FPÖ). Er befürchtet
beim Migrationspakt, „dass daraus
ein Gewohnheitsrecht entstehen
kann, und über die Hintertür für
all jene, die das mittragen, am En-
de auch eine Umsetzungsver-
pflichtung entstehen könnte. Die
wenden wir ab, weil es uns auch
um die österreichische Souverä-

nität geht, und der sind wir ver-
pflichtet.“
Auch der oberösterreichische

Landeshauptmann Thomas Stel-
zer von der ÖVP verteidigt eine
Ablehnung des Migrationspaktes.
„Was wir auch in dieser Diskus-
sion wieder einmal erleben, ist
die Verwässerung von Asyl und
Migration. Asyl ist ein Men-
schenrecht, aber Migration ist et-
was anderes“, begründet Stelzer
seine Haltung.
In einem Beitrag auf Facebook

warnte indes der ehemalige

Bundessprecher der Grünen und
jetzige Bundespräsident Alexan-
der Van der Bellen vor einem
möglichen Verlust Österreichs
an Ansehen in der Staatenge-
meinschaft. Um die großen
Gegenwartsprobleme wie eben
jenes der Immigration anzuge-
hen, brauche es „die multilatera-
le Zusammenarbeit“. Gleichzei-
tig betonte Van der Bellen, dass
der Migrationspakt völkerrecht-
lich nicht bindend sei.
Klar hinter Van der Bellen

stellte sich in dieser Debatte der
ÖVP-Delegationsleiter im EU-
Parlament, Othmar Karas. „Dan-
ke Herr Bundespräsident. Das
Bemühen um Zusammenarbeit
ist der richtige Weg! UNO und
Europäische Union sind unsere
Antwort auf Nationalismus und
Protektionismus“, jubelte Karas
auf Twitter.
In dieselbe Kerbe schlug die

Abgeordnete des Europäischen
Parlaments Angelika Mlinar von
den liberalen Partei „NEOS –
Das Neue Österreich und Libera-
les Forum“. Sie warf der Regie-
rung „Populismus“ und ein „be-
schämendes Verhalten“ vor. Mli-
nar verwies darauf, dass die mei-
sten Punkte im UN-Pakt auch in
den über Monate verhandelten
Gesetzesvorschlägen des EU-
Parlaments zum Asylpaket stün-
den. Michael Link

Bundespräsident und
EU-Parlamentarier 
sind für den Pakt

»Über die Hintertür«
Warum Wien die Unterzeichnung des UN-Migrationspaktes ablehnt

Neuwahlen in Schweden?
Weder Links- noch Rechtsblock hat im Reichstag eine Mehrheit

AUSLAND

Rechtsblock uneins
über Duldung durch
Schwedendemokraten

Bei der Übergabe des Innenministeriums an Premierminister Edouard Philippe (l.): Gerard Collomb (r.) Bild: ddp images



In „Das Schwarzbuch. Die öf-fentliche Ver schwen dung
2018/2019“ listet der Bund

der Steuerzahler zum 46. Mal die
krassesten Fälle von Verschwen-
dung auf. Die in Berlin vorgestell-
te neueste Ausgabe des jährlich
erscheinenden Schwarzbuches
offenbart abermals Anekdoten,
über die man lachen könnte, wä-
ren sie nicht so traurig. Mehr als
100 Beispiele sind in dem Band
aufgelistet, in denen Bund, Län-
der und Kommunen sorglos mit
dem Geld der Bürger umgegan-
gen sind. Selbstüberschätzung,
Planungsfehler und Profilie-
rungssucht führten zu einem
fragwürdigen, um nicht zu sagen
dreisten Umgang mit dem Geld
der Bürger, kritisiert der Bund
der Steuerzahler in einer Pres-
seerklärung. 
Als größten Verschwendungs-

fall in der Geschichte Nord-
deutschlands hat der Bund der
Steuerzahler die HSH-Nordbank
angeprangert. Immerhin hätten
Hamburg und Schleswig-Hol-
stein durch den Verkauf des Kre-
ditinstituts an US-Finanzinvesto-
ren für eine Milliarde Euro eine
noch viel teurere Abwicklung
verhindern können, heißt es im
„Schwarzbuch“. 
Als „Hygienedesaster“ bezeich-

net der Steuerzahlerbund den

Fall eines Toilettenhäuschens im
hessischen Marburg. 2013 habe
sich die Stadt an der Lahn eine öf-
fentliche Toilette für 185000 Euro
geleistet. Durch einen Fehler aber
sei das Abwasser jahrelang in
den Fluss geleitet worden und
nicht wie angenommen in die
Kanalisation. Um den Fehler zu
beheben, habe die Stadt noch
einmal 25000 Euro drauflegen
müssen. „Wenn Steuergeld aus-
gegeben wird, kann man eine
voll funktionstüchtige Gegenlei-

stung erwarten“, schreibt der
Verein. 
Ob sich die Vierbeiner in

Niedersachsen für diese Gegen-
leistung bedankt haben, steht
nicht in dem Buch. Skurril ist der
Fall allemal. In der Region Han-
nover gibt es einen Krankenwa-
gen für Wölfe, jedoch keine Pa-
tienten, so der Bund der Steuer-
zahler – und kritisiert die An-
schaffung eines 11000 Euro teu-
ren Spezialanhängers aus Alumi-
nium. In dem mit Scheinwerfern,
Signalleuchte und Heizdecke

ausgestatteten Anhänger sollen
angefahrene, verletzte Wölfe vom
Unfallort in Sicherheit gebracht
werden, um über das weitere
Vorgehen in Ruhe zu entschei-
den. Derzeit wartet der bundes-
weit einmalige Wagen laut dem
Steuerzahlerbund aber noch auf
seinen ersten Einsatz. Dabei kann
er auch von den Nachbarkreisen
Celle, Nienburg und Heidekreis
angefordert werden, in denen be-
reits Wolfsrudel leben.
Richtig teuer wurde es auch in

Erfurt. Dort bekam der Fußball-
verein FC Rot-Weiß Erfurt vor
acht Jahren eine Rasenheizung für
sein Stadion. Gesamtkosten:
887313 Euro. Zur Refinanzierung
sollte der Fußballverein ein pau-
schales Nutzungsentgelt von
3000 Euro pro Heimspiel zahlen.
Damit hätte nach 16 Jahren die
Vorfinanzierung erstattet gewesen
sein sollen. Doch daraus wurde
leider nichts. Denn der chronisch
klamme Verein zahlte kein einzi-
ges Mal das Nutzungsentgelt, wie
man dem Schwarzbuch entneh-
men kann. Warum auch? Einen
Vertrag über die Zahlung gab es
nie. Um nicht in Erklärungsnöte
zu kommen, sagte der Verein bei
Frostgraden die Spiele lieber ab –
und ließ die Rasenheizung kalt.
Sie war bis heute nicht einmal in
Betrieb. Peter Entinger

Über 100 Beispiele
für öffentliche 
Verschwendung

Wo die Steuern bleiben
Bund der Steuerzahler hat sein aktuelles Schwarzbuch vorgelegt
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Zusammenarbeit
wird erweitert

Pflegebeitrag
steigt weiter

Kairo/Moskau – Ägypten und
Russland haben ihre ohnehin en-
gen Beziehungen auf eine neue
Ebene gestellt und einen „Vertrag
über umfassende Partnerschaft
und strategische Kooperation“ ab-
geschlossen. Zu einer vertieften
Zusammenarbeit soll es diesem
zufolge vor allem in den Berei-
chen Energie, Industrie, Militär-
technologie und Tourismus kom-
men. Russland will sich an der
neuen Industrie- und Verkehrszo-
ne am Suezkanal beteiligen und
unterstützt zugleich den ägypti-
schen Wunsch nach Freihandel
mit der Eurasischen Wirtschafts-
gemeinschaft. T.W.W.

Berlin – Die Bundesregierung will
den Beitragssatz in der gesetz-
lichen Pflegeversicherung von
derzeit 2,55 Prozent (Kinderlose
2,80 Prozent) des Bruttoeinkom-
mens auf 3,05 Prozent (Kinderlose
3,30 Prozent) anheben. Nach An-
gaben des Bundesgesundheitsmi-
nisteriums wird das zu Mehrein-
nahmen in Höhe von 7,6 Milliar-
den Euro pro Jahr führen. Bis zum
Jahr 2022 sollen die Beiträge dann
stabil bleiben. Die Beitragssätze
waren bereits in der vergangenen
Legislaturperiode um 0,5 Prozent-
punkte angehoben worden. J.H.

Als Griechenland im August den
Euro-Rettungsschirm verließ, ga-
ben die anderen Euro-Länder und
der Internationale Währungsfonds
(IWF) dem Land ein Finanzpolster
von 24 Milliarden Euro mit auf
den Weg. Diese Reserve könnte
schneller wegschmelzen als bis-
lang angenommen.

Wie fragil die wirtschaftliche
Lage Griechenlands noch immer
ist, zeigte sich vergangenen Mo-
nat, als an der Athener Börse die
Aktienkurse der vier für Grie-
chenland als systemrelevant gel-
tenden Banken Piräus Bank, Euro-
bank, Alpha Bank und National
Bank plötzlich abstürzten. Grie-
chenlands größtes Geldhaus, die
Piräus Bank, war am stärksten be-
troffen. Die Aktien des Geldhauses
büßten über ein Fünftel ihres Wer-
tes ein. 
Nach dem Kurzsturz sagte der

stellvertretende Ministerpräsident
Giannis Dragasakis gegenüber
dem Sender ERT: „Spekulanten
sind zurzeit am Werk.“ Finanzmi-
nister Euclid Tsakalotos verwies
wiederum auf die Unruhe im Zu-
sammenhang mit Italien.
In Wirklichkeit handelt es sich

aber primär um ein hausgemach-
tes Problem Griechenlands. Zur
Mitte des Jahres hatten die grie-
chischen Banken notleidende Kre-
dite im Volumen von 88,6 Milliar-
den Euro in ihren Bilanzen. Zum
Vergleich: Das Bruttoinlandspro-
dukt Griechenlands belief sich im
Jahr 2017 auf rund 200 Milliarden
US-Dollar. Die „faulen Kredite“
machen 47,6 Prozent des gesamten
Kreditvolumens der Banken aus.
Griechenlands Bankensystem
muss damit faktisch als insolvent
angesehen werden. Damit fallen
die Banken allerdings auch als
Kreditgeber für die griechische
Wirtschaft aus.
Hintergrund des Problems mit

notleidenden Bankkrediten ist ein
massiver Absturz der griechi-
schen Wirtschaft seit dem Aus-
bruch der Schuldenkrise im Jahr
2010. Im Vergleich zu der Zeit vor
der Krise ist die Wirtschaftslei-
stung des Landes um ein Viertel

geschrumpft. Erst seit 2017 meldet
Athen wieder ein zaghaftes Wirt-
schaftswachstum. 
Ministerpräsident Alexis Tsipras

rief nach der Talfahrt der Bankak-
tien eine Dringlichkeitssitzung des

Kabinetts zusammen. Nach Anga-
ben des Büros des griechischen
Premiers wurde ein „Interven-
tionsplan“ beschlossen, allerdings
wurden keine weiteren Details ge-
nannt. 
Griechische Medien berichteten

über die Einrichtung einer Zweck-
gesellschaft, einer sogenannten

„Bad Bank“. In diese könnten grie-
chische Geschäftsbanken Pro-
blemkredite auslagern, um ihre
Bilanzen zu entlasten. Denkbar
wäre, dass diese „Bad Bank“ dann
an sehr spekulative Investoren

Ramschanleihen verkauft. Andere
Quellen meldeten, der Euro-Ret-
tungsfonds (ESM) und der griechi-
sche Bankenverband würden ge-
meinsam an einem Hilfsplan für
die Banken arbeiten. Der ESM als
Griechenlands größter Gläubiger
dementierte allerdings entspre-
chende Berichte.

Griechenlands Regierung steckt
mit der erneuten Zuspitzung der
Bankkrise in einem Dilemma. Sie
wird sich wohl schon bald zwi-
schen einer Bankenrettung und
der ursprünglich angestrebten

Rückkehr an den Kapitalmarkt
entscheiden müssen. Ein Hilfs-
plan für die Banken wird nämlich
kaum ohne Geld vom griechi-
schen Staat oder zumindest staat-
liche Garantien funktionieren. Zu-
dem müssten die EU-Wettbe-
werbshüter prüfen, ob es sich um
unzulässige Staatshilfen handelt.

Die großen Banken des Landes
sind im Laufe der letzten Jahre be-
reits mehrmals rekapitalisiert
worden.
Griechenland selbst hat zum

Abschluss des Hilfsprogramms
nochmals 15 Milliarden Euro
überwiesen bekommen. Insgesamt
werden die Finanzreserven
Athens damit auf 24 Milliarden
Euro beziffert. Vorgesehen hatten
die internationalen Geldgeber ur-
sprünglich, dass sich Griechen-
land notfalls knapp zwei Jahre
lang selbst finanzieren kann. Da
Griechenland bis Ende 2019
Schulden von rund 15 Milliarden
Euro tilgen muss, ist der finanziel-
le Spielraum Athens nur gering.
Zudem schwinden die Chancen
Griechenlands, sich am Kapital-
markt zusätzliches frisches Geld
zu beschaffen. Noch im August
hatte die Regierung Hoffnungen
auf die Emission einer neuen
zehnjährigen Staatsanleihe ge-
weckt. Finanzminister Tsakalotos
hatte vor Investoren in Boston und
New York sogar für die neuen
Griechenbonds die Werbetrom-
mel gerührt. Nun lässt die neue
Staatsanleihe aber auf sich warten
und wird zunehmend unreali-
stisch. Kurzzeitig sind die Rendi-
ten griechischer Staatsanleihen in-
zwischen schon wieder über die
Fünf-Prozent-Marke gestiegen.
Das Aufflammen der Bankenkri-

se weckt zudem neue Zweifel an
der Aussagekraft des Banken-
stresstests der europäischen Auf-
sichtsbehörde. Griechenlands
Großbanken hatten erst im Mai
2018 einen sogenannten Stress
ohne große Blessuren bestanden. 
Der FDP-Politiker Frank Schäff-

ler kritisierte im Zusammenhang
mit dem jüngstem EU-Banken-
stresstest, dass wesentliche Pro-
bleme ausgeblendet würden.
Ganz konkret nannte der Finanz-
politiker gegenüber dem Deutsch-
landfunk die Niedrigzinspolitik
der EZB. Diese lasse die Banken in
immer stärkere Schwierigkeiten
geraten „und die Probleme in den
südeuropäischen Ländern werden
nicht gelöst“, so Schäffler.

Norman Hanert

Hellas-Krise kehrt zurück
Der Kursabsturz des größten griechischen Geldhauses, der Piräus Bank, ist symptomatisch

Die Schulden-Uhr:

Gesamtverschuldung:
1.933.117.129.280 €
Vorwoche: 1.933.163.457.861 €

Verschuldung pro Kopf:
23.350 €
Vorwoche: 23.350 €

(Dienstag, 13. November 2018, 
Zahlen: www.steuerzahler.de)

WIRTSCHAFT

Naheliegenderweise auch in Griechenlands Haupstadt präsent: Die griechische Piräus Bank Bild: pa

Der irische Textildiscounter
Primark wirbt mit niedrigs-
ten Preisen für Trend-Kla-

motten und verführt zum hem-
mungslosen Einkaufen. Damit sor-
gen er und seine Mitbewerber aber
auch für Müllberge, die kaum noch
zu beherrschen sind. 
Rund 5,2 Milliarden Textilien ha-

ben die Deutschen nach einer
Schätzung der Umweltorganisation
Greenpeace in ihren Schränken,
von denen 40 Prozent sehr selten
oder nie getragen werden. Der
Handelsexperte Thomas Harms
von der Unternehmensberatung
Ernst and Young glaubt sogar, dass
ein großer Teil der Kleidungsstük-
ke, die gekauft werden, gar nicht
mehr getragen wird. „Die Textilin-
dustrie ist an einem Wendepunkt
angekommen“, erklärt Greenpea-
ce-Expertin Viola Wohlgemuth
gegenüber dem Nachrichtenmaga-
zin „Stern“. 
Der ungebrochene Trend gehe zu

„Fast Fashion“ gilt als auslösender
Faktor der Klamottenlawine.
Greenpeace erklärt, dass die Hälfte
aller Kleidungsstücke höchstens
ein Jahr getragen wird. Danach
werden sie entsorgt, entweder im
Hausmüll oder in den Altkleider-
Containern. „In diesem Jahr beob-
achten wir ein historisches Hoch
bei den Sammelmengen“, sagte
Thomas Ahlmann, Sprecher des

Dachverbands Fairwertung, einem
Zusammenschluss gemeinnütziger
Alttextilsammler gegenüber der Ta-
geszeitung „Die Welt“. Erstmals
dürften mehr als eine Million Ton-
nen abgelegter Textilien in den
Containern landen. Folge sei eine
akut drohende Überlastung der ge-
samten Verwertungskette.

Primark ist nicht der erste und
einzige Billig-Anbieter auf deut-
schem Boden. Kik, Takko, die al-
ten Größen H&M und C&A sowie
die Discounter Aldi und Lidl ver-
kaufen seit Jahren günstige Klei-
dung. Doch Primark habe es ins
Extreme getrieben. Noch modi-
scher und noch billiger zu sein als
die Konkurrenz sei der Anspruch,

sagt Greenpace und schätzt, dass
jeder Primark-Kunde bei einem
Einkauf etwa fünf Kleidungsstük-
ke mitnimmt. 
Die Folge: „Viele Sortierbetriebe,

die den Sammlern überschüssige
Mengen abkaufen, müssen inzwi-
schen zusätzliche Lagerflächen
anmieten, um die Kleiderballen
unterzubringen. Das hohe Men-
genangebot drückt zudem die
Preise für alle Beteiligten, vom
Containeraufsteller bis zum
Wiederverwerter, und erschwert
wirtschaftliches Arbeiten. Dass
die Lager so voll sind, ist außerge-
wöhnlich. Das stellt durchaus eine
wirtschaftliche Herausforderung
für die ganze textile Kette dar“,
sagt Ahlmann.
Der Dachverband Fairwertung

sowie Greenpeace setzen nun
Hoffnungen in einen neuen Trend.
Das Tragen von Kleidung aus
zweiter Hand kommt immer mehr
in Mode. „Secondhand ist ange-
sagt“, stellt Greenpeace-Expertin
Brodde beruhigt fest. Und auch
Thomas Ahlmann hat bereits fest-
gestellt, dass offenbar ein Umden-
ken stattfinde. „Ganz neue Perso-
nenkreise entdecken das Thema,
beispielsweise junge, modebe-
wusste Frauen, die ökologisch
richtig handeln und sich den Spaß
an der Mode dabei nicht verder-
ben lassen wollen.“ P.E.

Trend zu »Fast Fashion«
Angesagt ist günstige Kleidung, die nur kurz getragen wird

Überfüllter Müllcontainer
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Einige wenige Mitgliedsländer
der UN hatten schon länger
angekündigt, den Globalen

UN-Migrationspakt, der am 10. und
11. Dezember in Marrakesch von
den 193 Mitgliedsländern unter-
schrieben werden soll, nicht zu
unterzeichnen. Denn sie sorgen sich
um den Verlust ihrer eigenen Ent-
scheidungsfreiheit und fürchten,
mit diesem Programm einer unbe-
grenzten, illegalen Einwanderung
von Immigranten aus Afrika und
den arabischen Ländern Tore und
Türen zu öffnen. Australien, die USA und
Ungarn wollen den Pakt nicht unterschrei-
ben, das haben sie klargestellt. Auch Däne-
mark, Polen, Tschechien, Kroatien und Slo-
wenien erwägen die Ablehnung des Pa-
piers. 

Und Deutschland?
Nach der Bundestags-
debatte zum Thema
am 8. November wur-
den einige kritische
Stimmen zwar jetzt
auch in der CDU laut.
Doch Kanzlerin Ange-
la Merkel wie auch die sogenannten Spit-
zenpolitiker aller anderen deutschen eta-
blierten Altparteien sind weit entfernt von
einer Absage. Welch ein Wunder. Wer gel-
tendes Recht aushebelt, indem er 2015 die
Grenzen weit öffnete und bis zum jetzigen
Augenblick nicht mehr geschlossen hat,
trotz heftigsten Widerstandes im Volk, trotz
einer katastrophalen Verschlechterung des
sozialen Friedens, der wird sich auch nicht
gegen den Globalen UN-Migrationspakt
wenden. Die Herrschaften finden – im
Gegenteil – abenteuerliche Begründungen,
um die Bürger zu beruhigen und ihnen
den Pakt schönzureden. Hauptargument:
Ein UN-Pakt sei rechtlich ja gar nicht bin-
dend. Ach, was! Ist ja interessant: rechtlich
also nicht bindend?

Wir wollen ein vergleichbares Beispiel
beleuchten, welche Auswirkungen solche
von den Mitgliedsländern der Vereinten
Nationen in der Vergangenheit unter-

schriebenen Verträge in Wahrheit haben.
Das Beispiel heißt Gender Mainstreaming.
Im Jahre 1995 unterzeichneten die Vertre-
ter der 193 Mitgliedsländer bei der UN-
Weltfrauenkonferenz in Peking einen Ver-
trag, in dem sie sich dafür aussprachen,

Gender Mainstrea-
ming in ihren Ländern
umsetzen zu wollen.
Ähnlich wie jetzt die-
sen Migrationspakt.
Grundlage und Forde-
rung der Vereinten Na-
tionen damals: die

Gleichstellung der Geschlechter von Mann
und Frau. Was als Gleichstellung hier be-
zeichnet wird, diente jedoch – wie man
heute weiß – von Beginn an einer weltwei-
ten einseitigen Frauenförderung und einer
massiven Männerbenachteiligung. 

Doch Gender Mainstreaming ist noch
mehr: Nach dieser Ideologie soll jeder
Mensch bei seiner Geburt geschlechtsneu-
tral sein, es gibt, wie bisher angenommen,
das Mädchen oder den Jungen in Wirk-
lichkeit gar nicht, heißt es. Typische Männ-
lichkeit und typische Weiblichkeit werden
nach Gender Mainstreaming nur durch die
Erziehung und das soziale Umfeld „künst-
lich“ entwickelt, hauptsächlich von den El-
tern, Kindergarten, Schule und so weiter.
Wer heute etwas als typisch männlich oder
weiblich beschreiben will, ist sexistisch.

Kurzes Beispiel: Die EU hatte aufgrund
der Gender-Vorgaben die Werbegesetze ge-
ändert. In einem Werbespot darf heute kei-

ne Frau mehr an der Waschmaschine oder
am Herd gezeigt werden. Das ist – poli-
tisch und rechtlich – jetzt Sexismus und
Diskriminierung! Und wer steht stattdes-
sen da? Genau: das Kinder erziehende, ab-
waschende und staubsaugende männliche
Haustier. Zu welchem man seit 1995 den
Mann umerzogen hat. Was über tausende
Jahre geschlechtsspezifisch aufgeteilt war
in typisch männliches und weibliches Ver-
halten, ist passé. Biologie und Soziologie:
Adios! Gender Mainstreaming wurde dann
recht schnell durch den Amsterdamer Ver-
trag, der am 1. Mai 1999 in Kraft trat, recht-
lich verankert, also ganze vier Jahre später.
Die rechtlichen und politischen Vorausset-
zungen und Vorgaben des Amsterdamer
Vertrages lauteten nach der aktuellen Web-
seite des Bundesfamilienministeriums un-
ter anderem folgendermaßen:

„Auf EU-Ebene wurde der Gender-
Mainstreaming-Ansatz zum ersten Mal im
Amsterdamer Vertrag, der am 1. Mai 1999
in Kraft trat, rechtlich verbindlich fest-
geschrieben. Art. 2 und Art. 3 Absatz 2
dieses EG-Vertrags verpflichten die Mit-
gliedstaaten zu einer aktiven Gleichstel-
lungspolitik im Sinne des Gender Main-
streaming.“ 

Artikel 2 des Amsterdamer Vertrages:
„Aufgabe der Gemeinschaft ist es, durch
die Errichtung eines Gemeinsamen Mark-
tes und einer Wirtschafts- und Währungs -
union sowie durch die Durchführung der
in den Artikeln 3 und 4 genannten gemein-
samen Politiken und Maßnahmen in der

ganzen Gemeinschaft … die Gleichstellung
von Männern und Frauen … zu fördern.“

Das Grundgesetz wurde angepasst, die
Bundesgesetze ebenso. In der Gemein-
samen Geschäftsordnung der Bundesmin-
isterien hieß es:

„Die Novellierung der Gemeinsamen
Geschäftsordnung der Bundesministerien
durch Kabinettbeschluss vom 26. Juli 2000
ist ein weiterer Schritt zur Verankerung von
Gender Mainstreaming. Der neue Para-
graf 2 Gemeinsame Geschäftsordnung der
Bundesministerien stellt alle Ressorts der
Bundesregierung vor die Aufgabe, den
Gender-Mainstreaming-Ansatz bei allen
politischen, normgebenden und verwal-
tenden Maßnahmen der Bundesregierung
zu berücksichtigen.“

Diese europarecht -
lichen und nationalen
Regelungen bedeuten,
dass Gleichstellungs -
politik und Gender
M a i n s t r e a m i n g
rechtlich – und nicht
nur politisch! – geboten sind. Das heißt, sie
verlieren auch bei einem Wechsel an der
Spitze von Verwaltung und Politik nicht
ihre Gültigkeit.

Unter „Politische Vorgaben“ heißt es:
„Mit dem Kabinettbeschluss der Bun-
desregierung vom 23. Juni 1999 wurde eine
wichtige politische Voraussetzung für die
Einführung von Gender Mainstreaming
geschaffen. In dem Beschluss erkennt das
Bundeskabinett die Gleichstellung von

Frauen und Männern als
durchgängiges Leitprinzip der Bun-
desregierung an und bestimmt, diese
Aufgabe mittels der Strategie des
Gender Mainstreaming zu fördern.“ 

Heute ist Gender überall: In im-
mer mehr Kitas werden Kinder
schon zur Geschlechtsneutralität
umerzogen, in den Schulen und
Universitäten gibt es flächendeckend
Genderfächer, hochbezahlte Gen-
der-Professorenstühle und so weiter.
Die jungen Menschen von heute
sind, was das biologische Bild von

Mann und Frau angeht, längst verunsichert.
Wie wird es erst mit ihren Kindern wer-
den? Das heißt, dieses aberwitzige Um -
erziehungsprogramm einer ganzen Men-
schheit hat genau eine Generation
gedauert, die Welt wurde auf den Kopf
gestellt. Durch die Unterzeichnung der UN-
Mitgliedsländer des Vertrages bei der UN-
Frauenkonferenz in Peking 1995.

Soviel also zu der Aussage unserer Elite-
Politiker und Qualitätsjournalisten, mit der
Unterzeichnung eines UN-Vertrags gehe
man keine rechtliche Bindung ein.

Wir sollten uns jetzt nochmals ein rele-
vantes Zitat aus dem Globalen UN-Migra-
tionspakt anschauen, das klar zum Aus-
druck bringt, wohin die Reise geht:

Punkt 44: „Wir wer-
den den Globalen Pakt
in Zusammenarbeit
und Partnerschaft mit
Migranten, der Zivil -
gesellschaft, Migran -
ten- und Diasporaor-
ganisationen, religiö -

sen Organisationen, lokalen Behörden und
Gemeinwesen, dem Privatsektor, Ge -
werkschaften, Parlamentsabgeordneten,
nationalen Menschenrechtsinstitutionen,
der Internationalen Rotkreuz- und Rothalb-
mondbewegung, der Wissenschaft, den
Medien und anderen relevanten Inter-
essenträgern umsetzen.“ Kurzform: Wir
werden den Globalen Pakt umsetzen!

An über 80 Stellen in dem Vertrag heißt
es: Wir verpflichten uns!

Die Autorin: Eva Hermans Buch »Das Eva-
Prinzip« erreichte 2006 hunderttausende Leser.

Weitere Bestseller über Medien, Familie, 
Mutterschaft und Spiritualität folgten. Die 

ehemalige ARD-Moderatorin, die 1958 in Emden
geboren wurde, lebt in Hamburg. 

Der „Deutsche Journalisten-
Verband“ hat eine „Dresd-

ner Erklärung“ verabschiedet.
Man sei gegen Extremismus.
Zudem sei es unvereinbar, Ver-
bandsmitglied und zugleich
Mitglied einer Partei zu sein,
welche die Pressefreiheit ein-
schränken wolle. Dem vermag
man problemlos zu folgen.
Ebenso ist der Aussage des Ver-
bandssprechers Hendrik Zör-
ner zuzustimmen, dass Extre-
mismus beginne, wenn in der
Verfassung garantierte Grund-
rechte nicht mehr gewährlei-
stet seien. Zörner weiter: Die
Erklärung richte sich „nicht
nur gegen die AfD – aber
auch“. 

Hier scheint der Verbands-
sprecher etwas verwechselt zu

haben. Die Gültigkeit der Ver-
fassung betrifft seit geraumer
Zeit in Deutschland nicht mehr
jeden. Das situationsabhängige
Außerkraftsetzen von Geset-
zen, welche auf der Verfassung
fußen, durch die derzeitigen
Regierungsparteien ist ein
Grund für die Existenz der
AfD. Empfohlen sei Zörner
auch ein Blick auf eine weitere
Resolution seines Verbandes:
Die „Zusammensetzung der
Gesellschaft“ solle sich „auch
in den Redaktionen widerspie-
geln“. Folglich müsste – bun -
desweit durchschnittlich – so
ziemlich genau jeder achte
Redakteur zumindest AfD-
Sympathisant sein. Aber das
meint die Resolution wahr-
scheinlich nicht.

Verbandslogik
Von Erik Lommatzsch

Kiewer Farce
Von Thomas W. Wyrwoll

Sollte die Ukraine schluss -
endlich doch eingesehen ha-

ben, dass ihre bisherige Politik
einer weitgehenden Wirt-
schaftsblockade gegenüber der
Krim alles andere als sinnvoll
ist? Überraschend gab der stell-
vertretende Kiewer Infrastruk-
turminister jetzt bekannt, dass
man zwei Grenz-, pardon: „Kon-
trollpunkte“ nördlich der Krim
errichten wolle, um den Perso-
nen- und Warenverkehr mit der
Halbinsel zu erleichtern. Außer-
dem werde man in Kalantschak,
20 Kilometer nördlich der Krim,
ein Verwaltungszentrum errich-
ten, das öffentliche Dienstlei-
stungen der Ukraine für die Kri-
maner bereitstellen soll. 

Würde man in Kiew nach ei-
nem Vierteljahrhundert weitge-
hender Vernachlässigung tat-

sächlich sein Herz für die Men-
schen der Krim entdecken, wäre
es freilich mindestens ebenso
erforderlich, die Strom- und vor
allem die Wasserversorgung des
austrocknenden Eilandes wie-
derherzustellen. Gerade letztere
führt ja auch nach den zyni-
scherweise als Erfolgsmeldun-
gen verkauften Erkenntnissen
der ukrainischen Regierung zu
schwerwiegenden Schäden für
die Umwelt, wobei inzwischen
sogar die fragile Süßwasserlin-
se unter der Halbinsel in Mit-
leidenschaft gezogen wird. Wer
wie die Regierenden in Kiew
mit einem solchen Öko-Krieg
gegen eine vorgeblich eigene
Bevölkerung vorgeht, macht
jeglichen Anspruch auf Land
und Leute von vornherein zur
Farce.

Laschet auf Merkelkurs
Von Hermann Paul Winter

Der nordrhein-westfälische
Ministerpräsident und
stellvertretende CDU-Vor-

sitzende Armin Laschet schlägt
seit Jahren konservative politi-
sche Positionen in Acht und
Bann. Das Konservative sei nicht
der Markenkern der CDU. Er
scheint die Zeit, bevor Angela
Merkel die Partei nach links rück-
te, vergessen zu haben. Wie kann
ein hochrangiger Funktionär das
Bild der Denktradition seiner
Partei derart verzerren?

Friedrich Merz, einer der Be-
werber für den CDU-Parteivorsitz,
ist Laschet ein Dorn im Auge.
Merz steht für einen konservative-
ren Kurs der CDU, und es liegt im
Bereich des Möglichen, dass er
über den CDU-Vorsitz ins Kanz-
leramt gelangt. Das freilich wäre
für Laschet bitter, hatte er sich
doch der Kanzlerin über Jahre na-

hezu bedingungslos angedient,
um sie eines Tages zu beerben.
Und so warnt er vor einem
„Rechtsruck“ der Partei und vor
dem „Fehler“, die Immigration als
das größte aller
Probleme darzu-
stellen. 

Er bezeichnet
sich selbst als Re-
präsentanten der
politischen „Mit-
te“, steht aber re-
aliter an vorderster Front der Lin-
ken in der CDU. Indem er „die Mi-
gration“ allen Empfindungen der
Wähler zum Trotz partout nicht
als „größtes Problem“ sehen
möchte, scheint er wohl seine
schwerwiegenden, von linken
Phantasien geprägten Fehler im
Umgang mit muslimischen Ein-
wanderern und deren Integration
relativieren zu wollen.

Stets dem abstrusen „Kampf ge-
gen Rechts“ huldigend, hatte La-
schet jahrelang keinerlei Berüh-
rungsängste gegenüber islami-
schen fundamentalistischen, ja ex-

tremistischen Or-
ganisationen. Er
hofierte die radi-
ka l i s l am i s che
Milli Görüs und
die DITIB, die aus
Sicht des Bundes-
verfassungsschut-

zes immerhin von der türkischen
Staatsführung als Instrument ge-
nutzt wird, um ihre Ziele auf deut-
schem Boden durchzusetzen. Er
nahm die Ausbreitung der rechts-
extremen „Grauen Wölfe“ in der
NRW-CDU hin. Und er schmei-
chelte Aiman Mazyek, dem Vorsit-
zenden des „Zentralrats der Musli-
me“, auf fast peinliche Weise. Die-
ser Zentralrat vertritt türkische

Rechtsextremisten und die „Isla-
mische Gemeinschaft in Deutsch-
land e.V.“, die der extremistischen,
in Ägypten verbotenen Muslim-
brüderschaft zugeordnet wird.
Dem massiven rechtsextremen
türkischen Nationalismus, dem
Rassismus und Antisemitismus
von muslimischen Einwanderern
ist Laschet nie ernsthaft entgegen-
getreten. Stattdessen hat er die um-
strittene Kölner Großmoschee
nach Kräften gefördert, die eben-
falls in das Visier der Verfassungs-
schützer geraten ist.

Dass Laschet auf das Kandida-
ten-Karussell der CDU aufspringt,
wenn es um die Kanzlerschaft
geht, ist durchaus denkbar. Soviel
steht fest: Mit ihm würde der ver-
heerende Kurs der Flüchtlings-
kanzlerin fortgesetzt werden – und
der CDU das Schicksal der unter-
gehenden SPD blühen.

Über Jahre 
hat er sich ihr 
nahezu 
bedingungslos
angedient, um
sie eines Tages
zu beerben: 
Armin Laschet
und Angela 
Merkel

Bild: Imago

Dass er nach dem
Kanzleramt greift, ist
durchaus denkbar

Frei gedacht

Gender Mainstreaming
sollte uns eine Lehre sein

Von EVA HERMAN

Die Kolumne: Zwei Publizisten reden Klartext.
Immer abwechselnd, immer ohne Scheuklappen
und immer exklusiv in der PAZ. Dem Zeitgeist

„Gegenwind“ gibt der konservative Streiter
Florian Stumfall. „Frei gedacht“ hat Deutschlands

berühmteste Querdenkerin Eva Herman.

FORUM
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Die Verehrung, die eine Berlinerin
dem ostpreußischen Autor Her-
mann Sudermann entgegenbrach-
te, glich einem Personenkult. An -
fangs davon geschmeichelt, wurde
sie ihm am Ende ziemlich lästig. 

„Sie haben betont, meine Liebe
zu Ihnen wäre eine Angelegen-
heit, die ich mit meinen vier Wän-
den allein abzumachen hätte“,
schreibt die Berliner Schriftstelle-
rin Anna Julia Wolff am 11. August
1909 an Hermann Sudermann.
Anna Julia überschüttet ihn mit
einer übersteigerten Verehrung,
die den kranken Sudermann
überfordert. Er kann und will sie
nicht erhören. Geschmeichelt
fühlt er sich am Anfang dennoch. 
Anna Julia Wolff hat ihn minde-

stens drei Jahre lang mit einer
hartnäckigen Verehrung verfolgt,
die wie Stalking anmutet. 1909
befindet sich der am 30. Septem-
ber 1857 im ostpreußischen Mat-
ziken als Sohn eines Bierbrauers
geborene Schriftsteller schon
lange in einer Sinnkrise. Seiner
Ehefrau Clara ist er zwar aufrich-
tig zärtlich zugetan, doch für sei-
nen kreativen Schaffensprozess
muss er alleine sein. Das Ehepaar
verbringt daher sehr viel Zeit in
räumlicher Trennung. Sein Drama
„Die Ehre“ hat Sudermann zum
umfeierten Star der Literatursze-
ne gemacht, vier Jahre später soll-
te ihm mit dem Schauspiel „Hei-
mat“ der Durchbruch gelingen. 
Zum Verhängnis wird ihm der

„Kritikerstreit“, den er 1902 sel-
ber mit seiner strengen Schrift
„Über die Verrohung in der Thea-
terkritik“ auslöst. Sie verursacht
heftige Reaktionen, die Kontra-
henten in Berlin bilden eine
geschlossene Front, darunter
Alfred Kerr, Maximilian Harden,
aber auch ein Landsmann Suder-
manns, Josef Wiener-Braunsberg.
Letzterer mutiert vom größten
Bewunderer, der 1894 sogar eine
Fortsetzung von „Die Ehre“ unter
dem Titel „Alma’s Ende“ ge -
schrieben hat, zum nachtragen-
den Spötter, der sich noch Jahre

später über Sudermann in der
Zeitschrift „Ulk“ lustig macht.
Die Korrespondenz Suder-

manns mit seinem „Leibarzt“ Wil-
helm Fliess lassen den Autor tat-
sächlich als einen sehr kranken
Mann erscheinen, ein Arbeitstier,
das schon 1884 „körperlich her-
untergekommen und psychisch
erschöpft“ ist. Vor allem seine
Nervenschwäche bekommt er
nicht in den Griff: Ende 1916
erleidet er einen schweren Ner-
venzusammenbruch. Vor 90 Jah-
ren, am 21. November 1928, vier
Jahre nach dem Tod seiner gelieb-
ten Frau, stirbt Sudermann im
Alter von 71 Jahren in Berlin. 
Zu diesem Zeitpunkt ist Anna

Julia Wolff schon sieben Jahre tot.
Wann und wo genau sie sich zum

ersten Mal begegnet sind, liegt im
Dunkeln. Vielleicht war er dabei,
als die sehr sozial eingestellte
Frau, wie so oft, Spenden für den
Verein für Kinder-Volksküchen
gesammelt hat. 
Am 26. Mai 1866 kommt Anna

Julia als Tochter des wohlhaben-
den jüdischen Kaufmanns Her-
mann Levinthal und dessen Ehe-
frau Theodora, geborene Heine-
mann, in Berlin zur Welt. „Ohne
besonderen Stand“ heiratet sie am
23. Oktober 1886 in Berlin den
Kaufmann Max Wolff, das Ehe-
paar bekommt zwei Kinder. Lang-
sam tastet Anna Julia sich dann an
eine schriftstellerische Karriere
heran. 1895 veröffentlicht sie ihr
erstes Buch mit dem Titel „Laß dir
erzählen. Novellistische Kleinig-

keiten“. Ihr literarisches Werk
wird überschaubar bleiben, sie
publiziert satirische und humori-
stische Novellen im Bloch-Verlag
und Verse, die auch im Satireblatt
„Simplicissimus“ erscheinen.
Anna Julia Wolff ist seit der

ersten Begegnung mit Sudermann
eine zutiefst an unglück licher
Liebe krankende Frau, schwan-
kend zwischen Hoffnung und
Desillusion, aber auch krankhaft
hartnäckig mit Tendenz zum
Besitzergreifen. Sie erkennt, dass
ihre Liebe zu Sudermann aus-
sichtslos ist, verfolgt ihn jedoch
weiter und will sich dann angeb-
lich mit dem bloßen räumlichen
Zusammensein zufrieden geben:
„Denn wenn ich Ihnen nur gegen-
übersitzen und mit ihnen plau-
dern darf, so ist mir das ja Glücks
genug.“ 
Zugestanden hat Sudermann

ihr in der Spätphase ihres beharr-
lichen Werbens noch zwei per-
sönliche Begegnungen im Park
von Blankensee. Auf diesem nicht
nur für Anna Julia Wolff zutiefst
beeindruckenden Anwesen hat
sich Sudermann 1897 seinen ganz
persönlichen Traum erfüllt. In
diesem Jahr pachtet er Blanken-
see und erschafft ein lebendiges
Museum mit antiken Skulpturen
und südländisch anmutender Ve -
getation, 1902 kauft er schließlich
Schloss und Park.
Sudermanns Leben in Blanken-

see in den Sommermonaten
gleicht einer theatralischen und
exzentrischen Inszenierung mit
deutlichen Zügen der Besessen-
heit, die sich in einem ungezügel-
ten Kaufrausch von Altertümern
und seltenen Pflanzen zeigt. Für
Anna Julia Wolff ist dieses Ge -
samtkunstwerk wiederum ein
Symbol für etwas Übermenschli-
ches und so stilisiert und ideali-
siert sie Sudermann zu einem
Traumbild: „Wer es vermag, so viel
hohe, weihevolle Schönheit in
sein Leben zu tragen, der ist ein
Erdmensch, dem zum Höchsten
nur ein klein wenig verstehende
Güte mangelt“.

Für Anna Julia wird die letzte
Begegnung mit Sudermann im
Park von Blankensee, die zwi-
schen dem 11. und dem 17. August
1909 stattgefunden haben muss,
zur „bittersten Stunde“ ihres
Lebens. Sudermann begegnet ihr
„eisig und unverblümt“, freiwillig
solle sie „aus seinem Leben ver-
schwinden“, ihr Verhalten sei
„unwürdig und erbärmlich“. Anna
Julia rudert sofort zurück und
schlägt einen merkwürdigen
Kompromiss vor, der eigentlich
gar keiner ist. Sie sieht in ihm
„Sonne und Gott und Alles“, nie-
mals sei er so stark und selbstlos
geliebt worden wie von ihr. 
„Das Erotische“ in ihren Emp-

findungen sei nebensächlich,
behauptet sie, völlig ausschalten
könne sie es jedoch auch nicht.
Noch einmal also schüttet sie ihm
ihr Herz aus, ahnt, dass es das
letzte Mal sein würde, und bittet
dann in ihrer Hilflosigkeit: „Und
nun, nachdem ich Ihnen das alles
gesagt habe, nun bitte ich Sie, las-
sen Sie uns einen Kompromiß
miteinander schließen. Ich kann
nämlich ein ganz netter Kerl sein,
wenn ich nicht gerade den senti-
mentalen Klaps habe. Wollen Sie
es also auf dieser Basis mit mir
wagen?“ Sudermanns Antwort ist
nicht überliefert. 
Am 26. Mai 1921 stirbt Anna

Julia Wolff in Berlin. Ihre letzte
Ruhe hat sie neben ihrem Ehe-
mann auf dem Jüdischen Friedhof
Weißensee gefunden. 

Bettina MüllerVon Frauen angehimmelter Autor: Hermann Sudermann

Humbug mit Scrooge
Neu im Kino: Wie Charles Dickens die Weihnachtsgeschichte erfand

Albert Camus war fasziniert
von der Geschichte des Ver-

lorenen Sohns. Gleich zweimal 
– in einer Zeitungsmeldung in
„Der Fremde“ und in dem Drama
„Das Missverständnis“ – themati-
sierte er die Rückkehr eines rei-
chen Auswanderers, der sich als
Erwachsener nicht als Sohn sei-
nen Eltern zu erkennen gibt und
als augenscheinlich „Fremder“
von diesen aus Habgier ermordet
wird. Den Stoff hat Camus aber
nicht erfunden. Vermutlich stieß
er darauf nach der Lektüre des
Dramas „Der vierundzwanzigste
Februar“ des ostpreußischen
Schriftstellers Zacharias Werner.
Mit diesem 1808 erschienenen

Werk bereicherte Werner das
Theater um die Gattung des
„Schicksalsdramas“, das sich be -
sonders in der Romantik großer
Beliebtheit erfreute und in denen
oft Flüche aus dem Jenseits das
Schicksal der Diesseitigen besie-
gelten. Neben dem Schauspiel
„Martin Luther oder die Weihe
der Kraft“ gilt „Der vierundzwan-
zigste Februar“, das eine erste pri-
vate Aufführung im Schweizer Sa -
lon der Madame de Staël erlebte
und dann unter Goethes Aufsicht
1811 in Weimar öffentlich urauf-
geführt wurde, als Werners popu-
lärstes Werk.
Heute werden die Stücke des

vor 250 Jahren, am 18. November
1768, in Königsberg geborenen

Dramatikers kaum noch aufge-
führt. Er ist einer der vergessenen
Autoren der deutschen Literatur-
geschichte, an denen sich nur be -
lesene Geistesgrößen wie Camus
erinnern wegen eines Genie-
streichs, der Werner mit seinem
Schick salsdrama gelungen ist. 
Werner selbst ist nicht ganz un -

schuldig daran, dass man ihn als

Autor aus dem Auge verloren hat.
Nach dem Theatererfolg in Wei-
mar, für den er von Goethe per-
sönlich gelobt wurde, konvertierte
er in Rom zum Katholizismus,
ließ sich zum Priester weihen und
schrieb eher Predigten als Dra-
men. Als er am 17. Ja nuar 1823 in
Wien starb, nahm kaum noch
jemand Notiz von ihm als einst
gefeiertem Dramatiker. H. Tews

Onkel Dagobert gilt
schlechthin als Personifi-
kation des Geizhalses. Die

Disney-Figur heißt aber nur in
den deutschen „Donald-Duck“-
Geschichten so, nachdem ihn die
Übersetzerin Erika Fuchs in den
50er Jahren nach den Dagobert-
Königen der Merowinger getauft
hat. In den englischsprachigen
Originalcomics trägt er den weni-
ger königlichen Namen Scrooge
McDuck. Taufpate dabei war
Charles Dickens, der in seiner
1843 erschienenen „Weihnachts-
geschichte“ seinen Helden Ebene-
zer Scrooge genannt hat.
In den angelsächsischen Län-

dern kennt jedes Kind die Ge -
schichte des vom Geiz zerfresse-
nen Geldverleihers Scrooge, dem
vor Weihnachten drei Geister
erscheinen, die ihm sein mitleid-
loses Tun vor Augen halten, der
Weihnachten für „Humbug“, also
Unsinn, hält und der am Ende
doch sein Herz und Portemonnaie
für die Armen öffnet. 
Die sentimentale Geschichte

war seit dem Erscheinen ein ko -
lossaler Erfolg. So wie bei uns aus
den Märchen der Brüder Grimm
wird jenseits des Kanals und des
Atlantiks aus Dickens „A Christ-
mas Carol“ – so der Originaltitel –
gelesen. Oder man sieht sie sich
an. Seit einem ersten Stummfilm
von 1901 hat es nahezu jährlich
eine Verfilmung gegeben. Die

jüngste kommt am 22. November
in unsere Kinos. In seinem auf
einer Buchvorlage basierenden
Film „Charles Dickens: Der Mann,
der Weihnachten erfand“ geht der
indischstämmige britische Regis-
seur Bharat Nalluri der Frage
nach, wie Dickens auf die Idee zu
diesem schmalen Buch kam.
Nach seinen frühen Erfolgen

mit „Die Pickwickier“ und „Oliver
Twist“ steckt Dickens finanziell in
der Klemme. Seine darauffolgen-
den Romane erwiesen sich als
Misserfolge. Dabei verlangen sein
verschwenderischer Lebensstil,
ein neues Haus in London mit
viel Personal und fünf Kindern
rasch nach einem neuen Bucher-
folg. Dieser deutet sich an, als ihm
nach einem Friedhofsbesuch eine
Weihnachtsgeschichte und der

Name Scrooge einfallen. Aller-
dings befindet er sich in Zeitnot:
In sechs Wochen ist Weihnachten,
und bis dahin muss die Geschich-
te fertig sein.
Im Film schwirren die Protago-

nisten der „Weihnachtsgeschich-
te“ wie Geister um Dickens (Dan
Stevens) herum und beflügeln ihn
bei der Arbeit. Allein Christopher
Plummer hält als kauziger 
Scrooge die Zuschauer bei der
Stange. Der Rest verschanzt sich
hinter viktorianischen Kostümen
und Kulissen. Die mit der „Weih -
nachtsgeschichte“ aufgewachse-
nen Briten werden diesen Film
lieben. Die Deutschen werden
sich mit dieser Freudschen Hob-
byanalyse, die auch Dickens’ trau-
matische Kindheitserlebnisse auf-
arbeit, schwertun. Harald Tews

Dickens (D. Stevens) jubelt: Er (er)findet Scrooge (Chr. Plummer)

Werner nach einer Zeichnung
von E. T. A. Hoffmann Bild: PAZ
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Sudermann in seinen wilden
Jahren mit Ehefrau Clara

Zwei Besessene
»Sonne und Gott und Alles« – Der Dramatiker Hermann Sudermann und seine Stalkerin Anna Julia Wolff
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Fremd geworden
Vor 250 Jahren geboren: Zacharias Werner

Immer wieder
»schleierhaft«

Die überflüssige
Show der Vielen

Der Philosophielehrer scherzte
vor seinen Schülern, ihm

käme es immer „schleierhaft“ vor,
wenn er die Dialoge Platons in
deutscher Übersetzung lese.
Damit spielte er nicht nur auf
viele unverständliche Stellen an,
sondern vor allem auf den Über-
setzer: Friedrich Schleiermacher.
Der vor 250 Jahren geborene

Breslauer Philosoph und Theolo-
ge, dessen zwischen 1804 und
1828 erschienene vollständige
Übersetzung der Werke Platons
bis heute in etwa so epochal
geworden ist wie die Schlegel-
Tiecksche Shakespeare-Übertra-
gung, musste sich noch so man-
che Wortspiele mit seinem Na -
men gefallen lassen. Als 1868 zum
100. Jahrestag ein „Schleierma-
cher-Fest“ ausgetragen wurde,
erschien eine Karikatur, in der die
Verkörperung der Vernunft mit
dem Schleier der Orthodoxie ver-
hüllt wurde. Darunter stand: „Was
man jetzt in Berlin unter Schleier-
Macher versteht.“
Die idealistische Vernunft pla-

tonischer Prägung färbte schon
der in einem Pfarrhaus aufge-
wachsene und vom Herrnhuter
Pietismus geschulte Schleierma-
cher religionsphilosophisch ein.
„Die Welt nicht ohne Gott, Gott
nicht ohne die Welt“, war eines
seiner Credos, die er in den Vor-
lesungen zur Dialektik predigte.
Am 21. November 1768 in Bres-

lau ge boren, studierte er in Halle
Theologie, um dann in Ostpreu-
ßen als Hauslehrer auf Schloss
Schlobitten beim Grafen zu
Dohna zu wirken. Später zog es
ihn nach Berlin, wo er im Roman-
tiker-Kreis um Friedrich Schlegel
Aufnahme fand. Von Schlegels
freizügig-erotischem Roman
„Lucinde“ war Schleiermacher so
begeistert, dass er dazu eine Art
Fortsetzung schrieb. 
Als er am 12. Februar 1834 in

Berlin starb, war er nicht nur
durch seine monumentale Platon-
Übersetzung ein gefeierter Held.
Mit seinen Texten zur Religion
legte er auch die philosophischen
Grundlagen der Frömmigkeit im
19. Jahrhundert. H. Tews

Das nennt man dienstbeflissen.
Kaum ruft einer zu einer So -

lidaritätsbekundung für das Kli -
ma, gegen Diskriminierung, für
Gendergerechtigkeit oder gegen
sexuelle Belästigung an Frauen
auf – und schon stehen die Unter-
zeichner Schlange. Man hat dabei
nicht viel zu verlieren. Das war
nicht anders zu erwarten bei der
„Erklärung der Vielen“, mit der
Theater, Museen und andere Kul-
turinstitutionen ein Zeichen für
die Kunstfreiheit und gegen
Angriffe von rechts setzen wollen.
Am symbolträchtigen 9. No -

vember vorgestellt, haben mittler-
weile 300 Kulturchefs ihre Un -
terschrift geleistet, um – wie es in
der Erklärung des 2017 gegründe-
ten Vereins „Die Vielen“ heißt –
„völkisch-nationalistischer Propa-
ganda“ kein Podium zu bieten
oder die „illegitimen Versuche der
Rechtsnationalen“ abzuwehren,
„Kulturveranstaltungen für ihre
Zwecke zu instrumentalisieren“.
Joachim Lux, Leiter des Ham-

burger Thalia Theaters, ging sogar
so weit zu sagen: „Wir verteidigen
das freiheitliche Europa und die
Werte der französischen Revolu-
tion.“ Wenn die regierungskon-
form eingestellten Kulturbastionen
etwas zu verteidigen haben, dann
nur ihre öffentlichen Steuerpfrün-
de. Sonst ist alles nur Show. Was
ist das gegen jene 100 Unterzeich-
ner, die 1976 in der DDR den Mut
hatten, gegen die Biermann-Aus-
bürgerung zu protestieren? tws
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Pendant des Westens zur heutigen Humboldt-Uni
Vor 70 Jahren erhielten die Westsektoren Berlins mit der Freien Universität ihre eigene Alma Mater

Von manchem ist die Gründungsge-
schichte kaum weniger spannend
als die spätere Entwicklung. Bei der
Freien Universität Berlin ist das der
Fall. Ihre Gründung war eine weite-
re von vielen Folgen des damals be-
ginnenden Kalten Krieges.

Die „Berliner Universität“, die äl-
teste Hochschule der Stadt, wurde
1809 gegründet. Die Initiative dazu
hatte der preußische Bildungspoli-
tiker Wilhelm von Humboldt gege-
ben. König Friedrich Wilhelm III.
stimmte im Rahmen der preußi-
schen Reformen zu. Zu Ehren ihres
Gründungsvaters trug sie den Na-
men „Friedrich-Wilhelms-Univer-
sität“. 1949 wurde der Name in
„Humboldt-Universität zu Berlin“
geändert. Der königliche Bestand-
teil des Namens durfte nicht mehr
sein. Die Universität lag nun im so-
wjetischen Sektor, in Berlin-Mitte.
Ausdrücklich wurde die Alma

Mater auf Befehl der Sowjetischen
Militäradministration „neueröffnet“
und nicht „wiedereröffnet“. Es soll-
te ein scharfer Schnitt gemacht
werden, die Universität nach sowje-
tischem Vorbild geführt werden.
Bei einer „Wiedereröffnung“ hätte
die Universität unter Vier-Mächte-
Kontrolle gestanden. Der neue Rek-
tor, Johannes Stroux, schwärmte
von einer „völligen Erneuerung der
äußeren und inneren Gestalt“, von
einer „Volksuniversität“, die sich al-
len Schichten des Volkes öffne.
Stroux war von der Sowjetischen
Militäradministration zum kommis-
sarischen Rektor ernannt worden.
Er führte die Universität 1946 und
1947. 
In dieser kurzen Zeitspanne zeig-

te sich bereits, wohin die Reise ge-
hen sollte. Studenten beklagten
sich über den zunehmenden Ein-
fluss der SED, eine erkennbare
Auswahl der Studenten, einseitige
Lehrinhalte. Als am 1. Mai 1946 an
das Hauptgebäude der Universität
das Emblem der SED montiert
wurde, geschmückt mit roten Fah-
nen, kam es zu Protesten. Die so-
wjetische Geheimpolizei MWD rea-
gierte prompt, sie verhaftete meh-
rere Studenten, zum größeren Teil
Mitglieder der CDU oder der Jun-
gen Union. Das Sowjetische Mili-
tärtribunal verurteilte sie zu jeweils

25 Jahre Zwangsarbeit wegen Bil-
dung einer „Untergrundbewegung
an der Universität Berlin“ und
Spionage. 
Die Verfolgung endete damit

nicht. Andere Studenten und Leh-

rende, insgesamt 18, wurden zwi-
schen 1945 und 1948 verhaftet. Ei-
nige waren über Wochen ver-
schwunden, andere wurden in die
Sowjetunion verschleppt und dort
umgebracht. Das war die Zeit, in

der nicht nur im Westen die Neu-
gründung einer Universität in Ber-
lin immer nachdrücklicher gefor-
dert wurde. 
1948 reagierte der Berliner Se-

nat mit einem vorerst halbherzi-

gen Beschluss, indem er die Er-
richtung einer „Deutschen Hoch-
schule für Politik“ beschloss. Sie
sollte nicht mehr zur Berliner Uni-
versität gehören. Im April 1948 de-
monstrierten Studenten gegen den
Entzug der Zulassung von drei
Studenten an der Humboldt-Uni-
versität. Das gab dem US-amerika-
nischen Militärgouverneur den
Anlass, die Einrichtung einer Uni-
versität im westlichen Teil Berlins
zu prüfen. 
Die Not war groß und die Zeit

war reif. Die Dinge entwickelten
sich mit erstaunlicher – heute
wohl unglaublicher – Geschwin-
digkeit. Bereits im Juni 1948 trat
ein studentischer Ausschuss zur
Gründung einer freien Universität
zusammen. Bald darauf konferier-
ten Professoren, Dozenten, Verwal-
tungsmitarbeiter und Studenten
gemeinsam. Man war sich von Be-
ginn an hinsichtlich der großen Li-
nie einig und rief „zur Gründung
einer freien Universität Berlin“ auf. 
Es war nur eine Randnotiz im

Kräftemessen der Großmächte, die
sich zunehmend ineinander ver-
bissen, aber es war eine Randnotiz
mit Folgen. Vor dem Hintergrund
der am 24. Juni 1948 begonnenen
Blockade West-Berlins durch die
Sowjetunion stimmte der Magi-
strat von Groß-Berlin der Schaf-
fung einer freien Universität zu. Im
Wintersemester 1948/49 sollte sie
den Betrieb aufnehmen. Heftig
protestierten Studentenräte in der
sowjetisch besetzten Zone dage-
gen. Die DDR bezeichnete die FU
bis zum Fall der Berliner Mauer
als „sogenannte Freie Universität“. 
In der Satzung der neuen Uni-

versität spiegelte sich die Erfah-
rung mit dem Einfluss des Staates
während der NS- und in der Nach-
kriegszeit wider. Als Rechtsform
wurde eine Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts mit Selbstver-
waltung gewählt. Und statt direkt
dem Staat wurde die Stätte der
Forschung und Lehre einem Kura-
torium unterstellt. In Letzterem
waren anfangs auch die Studenten
vertreten, schließlich hatten sie er-
heblich zur Gründung beigetragen.
Die Staatsferne der Hochschule
wurde bekannt als „Berliner Mo-
dell“. So weit war noch keine Uni-

versität gegangen. Während ande-
re weiterhin an traditionellen Ver-
fahren in Verwaltung und Lehre
festhielten, baute die FU bis 1951
ihre Neuerungen, vor allem die
Beteiligung der Studenten, allmäh-
lich ab. Man passte sich anderen
Universitäten an, um anerkannt zu
werden. Erst zwei Jahrzehnte spä-
ter änderte sich die Richtung, das
„Berliner Modell“ fand Eingang in
andere Universitäten der Bundes-
republik.
Auch räumlich weit entfernt von

der Humboldt-Universität in Ber-
lin-Mitte, entstand die Freie Uni-
versität in Berlin-Dahlem. Den
Kern bildeten Gebäude der Kaiser-
Wilhelm-Gesellschaft zur Förde-
rung der Wissenschaften. Etliche
Villen im näheren Umkreis wur-
den gemietet. Die Gründungsfeier
fand am 4. Dezember 1948 in ei-
nem Kino statt, der Titania-Palast
verfügte über den größten Saal im
US-amerikanischen Sektor. 
Zwei Jahrzehnte später wurde

die FU zu einem Zentrum der 68er
Bewegung. Der Name ihres Stu-
denten Rudi Dutschke stand mit
anderen für die Außerparlamenta-
rische Opposition. Auch danach
war die FU immer wieder verbun-
den mit Unruhen und studenti-
schen Streiks. Maoistische K-
Gruppen und von der DDR gesteu-
erte Verbände, hervorgegangen
aus den 68ern, gaben den Ton an.
Der Lehrbetrieb wurde boykot-
tiert, Institute wurden besetzt. 
Mit 2140 Studenten hatte die FU

den Betrieb aufgenommen. Be-
reits in den 1980er Jahren war
daraus eine Massenuniversität ge-
worden. Nach der Öffnung der
Mauer stieg die Zahl der Studen-
ten zeitweise auf über 60000.
Nachdem der Senat beschlossen
hatte, die Universität zu schrump-
fen und das Lehrangebot mit
schrumpfte, kam es wieder zu De-
monstrationen und Streiks. Heute
gehört die im Wintersemeter
1991/92 mit 62072 Studenten
nach der Ludwig-Maximilians-
Universität München zweitgrößte
Universität Deutschlands mit
37000 Studenten immer noch zu
den 20 größten Hochschulen im
Land sowie zu den sogenannten
Eliteuniversitäten. Klaus J. Groth

GESCHICHTE & PREUSSEN

Während der fast 300 Jahre
andauernden Indianer-
kriege auf dem Boden

der heutigen USA kam es immer
wieder zu Massakern an Urein-
wohnern Nordamerikas, die fried-
lich auftraten – begangen durch
weiße Einwanderer oder die Ar-
mee der Vereinigten Staaten. Einer
der bekanntesten Vorfälle dieser
Art eignete sich vor 150 Jahren am
Washita River, einem durch die
Bundesstaaten Texas und Oklaho-
ma fließenden Nebenfluss des Red
River.
Im November 1868 lagerten etwa

6000 Angehörige der Stämme der
Südlichen Cheyenne, Comanchen
und Kiowa unweit von Fort Cobb
im sogenannten Indianer-Territo-
rium im heutigen Bundesstaat
Oklahoma. Dort warteten sie auf
den Befehl zum Abmarsch in ihre
neuen Reservate. Die „Umsied-
lung“ war eine Folge der Verträge
von Medicine Lodge vom Oktober
1867, die vorsahen, dass die India-
ner Kansas und Colorado räumen
und künftig in Reservaten im Nord-
osten Oklahomas leben werden.
Die Verdrängung der Ureinwohner
resultierte aus dem Landhunger
der weißen Siedler, Goldfunden
sowie der Absicht, Eisenbahnen in
Richtung Westen durch den tradi-

tionellen Lebensraum der indiani-
schen Völker zu bauen.
Auch deshalb, weil die vertrag-

lich zugesicherten Lebensmittellie-
ferungen ausblieben, sodass Hun-
ger herrschte, waren allerdings
nicht alle Krieger bereit, sich an
die Abmachungen mit der US-Re-
gierung zu halten und jagten in den
alten Stammesgebieten. Während
dieser Jagden ermordeten sie auch
Dutzende von weißen Zivilisten, so
zum Beispiel im Bereich des Saline
River in Kansas. Daraufhin be-
schloss Major General Philip She-
ridan, der neuernannte Komman-
deur der Military Division of the
Missouri der U.S. Army, dem die
militärische Sicherung der Region
oblag, ein Exempel zu statuieren:
„Ich bin der Überzeugung, dass die
Indianer drastisch bestraft werden
sollten. Die Rädelsführer, die für
die derzeitigen Unruhen verant-
wortlich sind, sollte man hängen,
die Ponys töten und die Wohnstät-
ten so gründlich zerstören, dass die
Indianer in völliger Armut leben
müssen.“ 
Diese Aufgabe übertrug Sheri-

dan seinem Vertrauten Lieutenant
Colonel George Armstrong Custer,
dem das 7. US-Kavallerie-Regiment
in Fort Riley (Kansas) unterstand.
Custer hatte im Sezessionskrieg ei-

ne Division kommandiert und sich
dabei vielfach durch große Tapfer-
keit ausgezeichnet. Danach hatte
seine Karriere aber einen weniger
glücklichen Verlauf genommen.
Aufgrund des Scheiterns der von
ihm geleiteten Expedition ins Land
der Sioux und Cheyenne war er am
16. September 1867 für die Dauer
von zwölf Monaten ohne Sold sus -
pendiert worden. Deshalb brannte
Custer darauf, sich im Verlaufe des
von Sheridan geplanten Winter-
feldzuges 1868/69 gegen als
„feindlich“ deklarierte Stämme zu
rehabilitieren.
Während die Planungen für das

Unternehmen liefen, stieß eine
Gruppe der Südlichen Cheyenne
unter der Führung des Häuptlings
Make-ta-vatah, meist „Black Kettle“
genannt, zu den anderen India-
nern, die bereits entlang des Wa -
shita River bei Fort Cobb lagerten.
Black Kettle war einer der Unter-
zeichner der Verträge von Medici-
ne Lodge und gehörte zu den
Stammesführern, die dessen Ab-
machungen auch strikt einhielten.
Jedoch erstreckte sich seine Auto-
rität nicht auf alle Südlichen Chey-
enne. Das sollte ihm zum Verhäng-
nis werden.
Am Abend des 25. November

1868 war eine Gruppe von 150 jun-

gen Kriegern in die verschiedenen
Indianerlager am Washita River zu-
rückgekehrt, nachdem sie zuvor
weiße Ortschaften im Raum des
Smoky Hill River terrorisiert hatte.
Dabei passierte sie auch die kleine
Zeltstadt von Black Kettles Leuten.
Am Tage darauf fanden Kundschaf-
ter vom Stamm der Osage, die im
Dienst der 7. Kavallerie standen,
die Spuren der Unruhestifter. Dar-
aufhin befahl Custer, in Richtung
des Washita River auszuschwär-
men. Zeitgleich beriet sich Black
Kettle mit den Ältesten und fasste
in der Nacht zum 27. November
den Entschluss, Sendboten nach
Fort Cobb zu schicken, die noch-
mals seinen Friedenswillen und
mangelnden Einfluss auf marodie-
rende Stammesgenossen betonen
sollten. Währenddessen rückten
vier Abteilungen der 7. Kavallerie
konzentrisch auf das Lager des
Häuptlings vor, das aus rund
50 Zelten bestand, in denen etwa
250 Menschen schliefen.
Der Angriff begann im Morgen-

grauen bei Schneefall und Nebel.
Zuvor hatte Custer entgegen land-
läufig kursierenden Behauptungen
den Befehl gegeben, nicht auf Frau-
en und Kinder zu schießen. Aller-
dings entwickelte sich unter den
Klängen der Regimentskapelle

schnell eine unkontrollierbare Ei-
gendynamik – insbesondere, als
auch noch die mit den Cheyenne
verfeindeten Osage eingriffen und
gnadenlos zuschlugen. 
Über die genaue Zahl der Opfer

des Überfalls wird bis heute ge-
stritten. Wahrscheinlich starben
damals mindestens 20 Krieger so-
wie 30 bis 40 Frauen. Darüber hin-
aus wurden 53 Frauen und Kinder,
die nicht mehr fliehen konnten, ge-
fangen genommen und während
des Rückzuges der 7. Kavallerie als
lebende Schutzschilde benutzt.
Unter den Toten war auch Black
Kettle, der ein ähnliches Massaker
im Jahre 1864 am Sand Creek
überlebt hatte. Er endete genau wie
seine Frau Medicine Woman durch
Schüsse in den Rücken. 
Verluste erlitt aber auch die

7. Kavallerie. Als ein Trupp von
20 Mann unter Major Joel Haworth
Elliott den flüchtenden Cheyenne
nachsetzte, wurde dieser von Krie-
gern aus anderen Lagern gestellt
und komplett aufgerieben. Von die-
sen 20 Männern abgesehen fand
von den Angreifern nur noch Cap-
tain Louis McLane Hamilton bei
dem Überfall den Tod. Er starb
gleich zu Beginn des Angriffs.
Nach der „Schlacht am Washi-

ta“, die Custers einziger „Sieg“ im

Feldzug gegen die Indianer blei-
ben sollte, ließ der Kavallerieoffi-
zier rund 675 Reittiere der Chey-
enne erschießen, um ihnen so-
wohl die Büffeljagd als auch wei-
tere Attacken gegen weiße Sied-
lungen unmöglich zu machen.
Außerdem wurden sämtliche
Wintervorräte der Indianer ver-
nichtet. Wie viele Menschenleben
diese „Vorsichtsmaßnahmen“ in
den Monaten nach dem Massaker
kosteten, wird für immer unge-
klärt bleiben, doch lässt sich so
viel sagen, dass es die meisten Op-
fer somit erst nach dem Überfall
gab.
Trotz aller bald von der Presse

erhobenen Kritik an seinem Vor-
gehen am Washita River behielt
Custer das Kommando über die
7. Kavallerie. Mit der attackierte er
knapp acht Jahre später, am 25. Ju-
ni 1876, eigenmächtig die versam-
melte Hauptstreitmacht der Sioux,
Arapaho und Cheyenne unter Sit-
ting Bull und Crazy Horse am Litt-
le Bighorn River im heutigen
Montana. Diesmal war der india-
nische Gegner jedoch mehrfach
überlegen, sodass Custer und sei-
ne beiden Brüder sowie 265 wei-
tere US-Militärangehörige den
Angriff nicht überlebten.

Wolfgang Kaufmann

Überfall im Morgengrauen bei Schneefall und Nebel
Am verheerendsten waren die Spätfolgen des von Custers Männern an den Indianern begangenen Massakers am Washita River

Am 4. Dezember 1948 im West-Berliner Titania-Palast: Gründung der Freien Universität Berlin
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Kriegsende mit zweiwöchiger Verspätung
Erst 14 Tage nach dem Waffenstillstand von Compiègne legte Lettow-Vorbeck für Deutsch-Ostafrika die Waffen nieder

Vor 100 Jahren, am 25. November
1918, endete der Erste Weltkrieg
auch in Ostafrika, als die unbe-
siegte deutsche Schutztruppe im
britischen Protektorat Nordrhode-
sien unter Führung von General
Paul von Lettow-Vorbeck die Waf-
fen niederlegte.

Bei Ausbruch des Ersten Welt-
kriegs besaß das Deutsche Reich
vier Kolonialgebiete von großer
strategischer Bedeutung. Im flä-
chenmäßig kleinsten, in Togo, be-
fand sich eine transkontinentale
Radiostation, die als Verbindungs-
stelle zwischen den deutschen Ko-
lonien und dem Mutterland dien-
te. Dort begannen am 12. August
1914 die Kampfhandlungen des
Ersten Weltkrieges auf afrikani-
schem Boden mit einem Angriff
britisch-französischer Kräfte aus
den Nachbarkolonien. Die Deut-
schen in der Kamina, dem Stand-
ort der Radiostation, sprengten
diese in der Nacht vom 24. zum
25. August 1914, bevor die Kolonie
am 27. August 1914 kapitulierte. 

Wie Togo wurde auch Kamerun
Opfer einer englisch-französi-
schen Zangenbewegung. 3000
deutsche Sicherheitskräfte leiste-
ten erbitterten Widerstand und
nutzten die Verständigungsproble-
me zwischen Franzosen und Bri-
ten. Nach fast zwei Jahren ergab
sich am 20. Februar 1916 die Fe-
stung Mora in Nordkamerun. Die
letzten deutschen Soldaten wi-
chen mit tausenden von einheimi-
schen Hilfstruppen in die Kolonie
Rio Muni des neutralen Königrei-
ches Spanien aus und wurden
größtenteils interniert. 

Anders als in allen anderen
deutschen Kolonien kämpften in
der größten, aber am wenigsten
bevölkerten Kolonie, Deutsch-
Südwest, fast nur Weiße gegenein-
ander. Neben der 2500 Mann star-
ken Schutztruppe wurden
7000 Freiwillige unter den deut-
schen Siedlern rekrutiert. Viele
der burischen Truppen, welche die
Briten in Südafrika zur Eroberung
von Südwestafrika an die Grenze
schickten, verweigerten die Befeh-
le und solidarisierten sich zu-
nächst mit den Deutschen. Erst als
der burische Generalleutnant Ja-
cob van Deventer 1915 das Kom-

mando übernahm und von der bri-
tischen Enklave Walfischbucht aus
und von Süden her auf die Haupt-
stadt Windhuk zumarschierte, fiel
die Hauptstadt der Kolonie kampf-
los am 5. Mai 1915. Im Norden ka-
pitulierten die Deutschen erst am
25. Juli. Die südafrikanischen
Truppen, die im Auftrag der Briten
gekommen waren, blieben nach
dem Krieg im Lande und verwalte-
ten die vormalige deutsche Kolo-
nie bis 1990, als das Gebiet als
letztes des schwarzen Kontinents
unter dem Namen Namibia unab-
hängig wurde.

Während in diesen drei Kolo-
nien der Erste Weltkrieg sehr viel
schneller beendet war als in Euro-
pa, dauerte er in der einwohner-
stärksten deutschen Kolonie Ost-
afrika sogar einige Wochen länger.
Erst am 25. November 1918, also
zwei Wochen nach der Unter-
zeichnung des Waffenstillstands
von Compiègne, legten die letzten
deutschen Soldaten und einheimi-
schen Askaris der Schutztruppe
für Deutsch-Ostafrika unter ihrem
Oberbefehlshaber, dem aus einem
alten Pommerngeschlecht stam-
menden Saarländer General Paul
von Lettow-Vorbeck, im nordrho-
desischen Abercorn die Waffen
nieder. Es handelte sich um etwa
1100 afrikanische Kolonialsolda-
ten und ihre deutschen Befehlsha-
ber.

Begonnen hatten die Kämpfe in
Ostafrika mit einem Erfolg der
„Königsberg“ im Indischen Ozean.
Dem deutschen Kreuzer, einem
der damals modernsten Kriegs-
schiffe, war es gelungen, bereits
kurz nach Kriegsbeginn am 6. Au-
gust und am 19. September zwei
britische Schiffe im Hafen von
Mombasa in Kenia zu versenken.
Stoßtrupps der Schutztruppe für
Deutsch-Ostafrika drangen an-
schließend immer wieder bis an
die Strecke der britischen Uganda-
Bahn vor. Am 15. August 1914 be-
setzten deutsche Kräfte den kenia-
nischen Grenzort Taveta. Hierauf
brachte die britische Seite aus In-
dien 12000 Soldaten als Verstär-
kung nach Ostafrika. Der Plan war,
mit einer Zangenbewegung die
deutschen Kräfte im Norden der
deutschen Kolonie zu zerschlagen
und Tanga, die Endstation der

deutschen Ostafrikabahn, zu er-
obern. Ein Teil der Kräfte sollte
vom Kilimandscharo her eindrin-
gen, ein anderer von See aus einen
Brückenkopf in Tanga bilden. Let-

tow-Vorbeck war es jedoch gelun-
gen, in aller Eile 900 Soldaten per
Eisenbahn nach Tanga zu bringen,
wo sie mit nur drei Maschinenge-
wehren eine zehnfache zumeist

aus geländeunkundigen Indern
bestehende Übermacht zurück -
schlugen. Auf mindestens 2000 ge-
fallene Feinde schätzte Lettow-Vor-
beck die Verluste des Gegners,

„aber größer noch war die morali-
sche Einbuße des Feindes“, der
von der Kriegskunst des deut-
schen Widersachers förmlich
schockiert war. Tanga war die erste

britische Niederlage im Ersten
Weltkrieg. 

Als Folge dieser Niederlage ver-
hängte die britische Regierung ei-
ne Seeblockade gegen Deutsch-

Ostafrika und griff den Hauptort
der Kolonie, die Hafenstadt Dares-
salam, an. Durch die Seeblockade
sollte auch das in Daressalam sta-
tionierte gefürchtete Kriegsschiff

„Königsberg“ zur Strecke gebracht
werden, was schließlich am 11. Ju-
li 1915 gelang. Allerdings konnte
sich die Besatzung retten und
kämpfte mit der Schutztruppe
weiter. 

In der Zwischenzeit wurden die
erfolglosen britischen Komman-
deure ausgetauscht und die Trup-
pen durch Südafrikaner und Ein-
heimische, die unter den weißen
Farmern in Kenia und Rhodesien
ausgehoben worden waren, ver-
stärkt. Von Westen wurden die Bri-
ten durch belgische Truppen aus
dem Kongo verstärkt. Aber auch
die 3000 kämpfenden Deutschen
konnten unter Lettow-Vorbeck ihre
Gesamtstärke erhöhen. Dank der
Askaris stieg die Zahl der Kämpfer
auf deutscher Seite auf
12000 Mann. 

Im Februar übernahm der Süd-
afrikaner Jan Smuts, der seine Fä-
higkeiten schon in Südwestafrika
bewiesen hatte, das Oberkomman-
do über die britischen Truppen.
Ende September 1916 gelang den
zehnfach überlegenen Briten die
Eroberung von Tabora, dem Nach-
folger von Daressalam als Verwal-
tungssitz von Deutsch-Ostafrika.
Aber auch dies senkte den Kamp-
feswillen der Schutztruppe nicht.
Als Smuts im März 1917 nach Lon-
don abberufen wurde und sein
Landsmann Deventer das Kom-
mando übernahm, gelang es von
Lettow-Vorbeck im Oktober 1917,
die Südafrikaner bei Mahiwa noch
einmal zu schlagen. Auf der Suche
nach dringend benötigten Versor-
gungsgütern drang Lettow-Vorbeck
in Portugiesisch-Ostafrika ein. Das
war völkerrechtlich möglich, denn
im März 1916 war Portugal auf
Seiten der Entente in den Ersten
Weltkrieg eingetreten. Mit nur we-
nigen hundert Askaris und einer
Handvoll deutscher Offiziere ge-
langte er bis nach Quelimane im
Zentrum der portugiesischen Ko-
lonie. Vom heutigen Mosambik
aus zog er 1918 nach Nordrhode-
sien, dem heutigen Sambia. Nach-
dem er vom Waffenstillstand von
Compiègne erfahren hatte, legte
Lettow-Vorbeck mit etwa
1000 Askaris und 100 deutschen
Soldaten am 25. November 1918 in
Abercorn, dem heutigen Mbala,
die Waffen nieder. Bodo Bost

Im Zentrum der lettischen
Hauptstadt Riga steht unüber-
sehbar das 42 Meter hohe Frei-

heitsmonument. Eine Säule
wächst aus einem Sockel mit zahl-
reichen Darstellungen aus der let-
tischen Geschichte, an ihrer Spitze
als Allegorie der Freiheit ein Mäd-
chen, das einen Kranz mit drei
Sternen emporhält, Symbole für
die drei historischen Provinzen
Livland, Kurland und Lettgallen.
Wie durch ein Wunder hat das in
den Jahren 1931 bis 1935 erbaute
Denkmal sogar die Sowjetzeit
überstanden. Heute legen junge
Paare nach der Eheschließung hier
Blumen nieder. In wenigen Tagen
wird auf dem Platz davor wieder
die Unabhängigkeit Lettlands ge-
feiert. Diesmal wird es eine beson-
dere Feier sein. Vor 100 Jahren, am
18. November 1918, proklamierte
der damalige lettische Volksrat die
Unabhängigkeit des Landes. 

Diese Unabhängigkeit war eine
der vielen Folgen des Ersten Welt-
krieges. Wie Polen, Litauen, Finn-
land und Estland hatte auch Lett-
land bei Beginn des Krieges zum
russischen Zarenreich gehört. Da
es im Baltikum in der zweiten
Hälfte des 19. Jahrhunderts zu na-
tionalen Unabhängigkeitsbestre-

bungen gekommen war, hatte Pe-
tersburg beziehungsweise Petro-
grad nun Zweifel an der Loyalität
dieser nationalen Minderheiten im
russisch geführten Vielvölkerstaat
und ließ deshalb auch Tausende
von Letten ins Innere Russlands
deportieren. Unter ihnen bildeten
sich oppositionelle Gruppen, die
analoge Bestrebungen in der Hei-
mat beeinflussten, wo zugleich ei-
ne wachsende Gegnerschaft zum
zahlenmäßig kleinen, aber ein-
flussreichen Deutschbaltentum die
inneren Spannungen vertiefte. 

Die Februarrevolution 1917 in
Russland wirkte auch im Baltikum
wie ein Fanal. Die sich rasch bil-
denden Parteien spiegelten die
russischen Verhältnisse wider:
Bolschewiki, Menschewiki, Demo-
kraten, Liberale und Bauern. An-
fangs zielten alle Forderungen nur
auf größere Autonomie innerhalb
Russlands ab. Erst als weder die
bürgerliche Regierung Russlands
unter Alexander Kerenski noch
die Bolschewiki zu größeren Zuge-
ständnissen bereit waren, radikali-
sierten sich die Forderungen hin
zu völliger nationaler Souveränität. 

Im Herbst 1917 bildete sich ein
Lettischer Provisorischer Natio-
nalrat, der sich bald zum Letti-

schen Volksrat entwickelte. Er er-
klärte, Südlivland, Kurland und
Lettgallen bildeten gemeinsam ei-
ne „autonome Staatseinheit“. Im
November 1918 entstand ein
Machtvakuum. Die militärische
Niederlage Deutschlands war be-

siegelt und damit waren auch die
Tage der Befehlsgewalt der deut-
schen Militärverwaltung im Balti-
kum gezählt. Und die inneren
Wirren in Russland trieben einem
Höhepunkt zu. Angesichts dieses
Machtvakuums sahen lettische Po-
litiker ihre Stunde gekommen. Ei-

ne Woche nach der Unterzeich-
nung des Waffenstillstands von
Compiègne, am 18. November
1918, proklamierte der lettische
Volksrat auf einer feierlichen Sit-
zung im städtischen Theater Riga
die unabhängige Republik Lett-

land. Erster Präsident wurde Janis
Cakste (Ja(h)nis Tschakste), erster
Ministerpräsident Karlis Ulmanis.
Letzterer wurde der starke Mann
Lettlands. Er war mehrfach Mini-
sterpräsdent, putschte sich 1934
in einem Staatsstreich zum autori-
tären Herrscher des Landes und

ist 1942 in sowjetischer Haft ge-
storben.

Wie andere in den Wirren des Er-
sten Weltkrieges unabhängig ge-
wordene Staaten geriet auch Lett-
land sofort in kriegerische Verwick -
lungen. Nur mit Hilfe der noch im
Lande stehenden deutschen Mili-
tärs, insbesondere der Freikorps,
überlebte der Staat sein erstes Jahr.
Die bolschewistische Führung un-
ter Lenin scherte sich schon 1919
nicht mehr um ihr Versprechen, al-
len Völkern des Zarenreiches natio-
nale Unabhängigkeit zu gewähren,
sondern bekämpfte unter dem
ebenso energischen wie skrupello-
sen Kriegskommissar Leo Trotzki
alle nationalen Erhebungen vom
Kaukasus über die Ukraine bis zum
Baltikum. 

Im Januar 1919 nahm die Rote
Armee Riga ein. Nach schweren
Kämpfen wurde es von deutschen
und lettischen Verbänden im Mai
zurückerobert. Der gnadenlose Let-
tische Unabhängigkeitskrieg for-
derte unzählige Opfer. Wohl der
Absicht Lenins, sich auf die Rück -
eroberung der Ukraine und des
Kaukasus zu konzentrieren, ver-
dankten die baltischen Republiken,
dass sie das militärische und politi-
sche Chaos – Lettland hatte zeit-

weise drei Regierungen – überleb-
ten. Im Friedensvertrag von Riga
vom 11. August 1920 erkannte die
Sowjetunion die Unabhängigkeit
und territoriale Souveränität Lett-
lands an. Die diplomatische Aner-
kennung durch die westeuropäi-
schen Großmächte Frankreich und
Großbritannien folgte am 26. Janu-
ar 1921, die der USA am 27. Juli
1922. Das Deutsche Reich hatte die
Regierung bereits am 26. November
1918 mit der Übergabe der Zivilver-
waltung anerkannt.

Durch das Ende des Unabhängig-
keitskrieges, der auch ein Bürger-
krieg war, und die diplomatische
Anerkennung durch das Ausland
konsolidiert, entwickelten sich
Wirtschaft und Handel in dem jun-
gen Staat. Seine Hauptstadt Riga
wurde eine der Kulturmetropolen
Europas. 

Für Lettlands Baltendeutschen
verlief die Entwicklung indes we-
niger erfreulich. Kaum, dass die
sowjetische Gefahr zumindest
vorerst beseitigt zu sein schien,
wurden im September 1920 mit
einem Agrargesetz alle Rittergüter
und Pastoralländerreien und da-
mit die großen Besitzungen des
baltendeutschen Adels entschädi-
gungslos verstaatlicht. Dirk Klose

Die Unabhängigkeitserklärung war theaterreif
Vor 100 Jahren proklamierte der Lettische Volksrat in Riga die souveräne Republik Lettland

Lettow-Vorbeck narrt den englischen Löwen: Titelbild des „Kladderadatsch“ vom 25. August 1918
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Im Theater: Proklamation der lettischen Unabhängigkeit
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Endlich Regen! Das freut nicht
bloß von der Trockenheit ge-

beutelte Bauern, Förster und Gar-
tenfreunde. Auch Autofahrer im
Südwesten Deutschlands entlang
d e r  R h e i n -
schiene zählen
erleichtert die
Tropfen. 

Die Rekord-
dürre dieses
Jahres hat den Rheinpegel so
weit fallen lassen, dass Tank-
schiffe nicht mehr voll beladen
den Fluss hochkommen. Den
Transport einfach auf Straße und

Schiene verlegen, geht logistisch
nicht: Ein Flusstankschiff kann
so viel Öl transportieren wie 500
Tankwagen. 

So bleiben etliche Zapfsäulen
der Region über
Stunden oder
s o g a r  g a n z e
Tage tot. Das
Bund e sw i r t -
schaftsministe-

rium hat zwar Teile der Notfall-
reserve freigegeben. Doch echte
Besserung brächte erst ein stei-
gender Rheinpegel, und der
kann noch dauern.   H.H.

Moment der
Woche

B
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a Geister in der Grauzone

Wo die falschen Doktorarbeiten herkommen: Das schillernde Geschäft der »Ghostwriter«

Für manche stehen sie auf ei-
ner Stufe mit Kriminellen
oder Prostituierten, für an-

dere sind sie der letzte Rettungs-
anker, wenn das Studium oder die
Promotion an mangelnden Fähig-
keiten beziehungsweise fehlender
Zeit zu scheitern drohen: die aka-
demischen Ghostwriter. 

Bei diesen handelt es sich nicht
um Schreibprofis, welche für Poli-
tiker oder Prominente Memoiren
verfassen, sondern um fachlich
hochqualifizierte Personen, die
das Erstellen von wissenschaft-
lichen Texten für „Kunden“ als lu-

krative Einkommensquelle nut-
zen. Qualität hat in dieser Bran-
che durchaus ihren Preis: Für Se-
minararbeiten und ähnliches von
20 Seiten Umfang fallen im
Durchschnitt 1800 Euro an –
selbstverständlich inklusive
Mehrwertsteuer. 

Eine Masterarbeit schlägt dann
bereits mit rund 8000 Euro zu Bu-
che. Und wer beabsichtigt, seine
Dissertation (Doktorarbeit) von
Ghostwritern schreiben zu lassen,
sollte sich auf Summen zwischen
10000 und 50000 Euro einstellen
– je nach Disziplin und Länge.

Deshalb machen Agenturen wie
„GWriters“ und „Acad Write“ in-
zwischen Millionenumsätze. 

Für ihr Geld bekommt die
Kundschaft alles geliefert, was sie
bestellt: von einfachen Überset-
zungen oder Hilfeleistungen bei
der Strukturierung von Texten bis
hin zum „Komfortpaket“ mit Teil-
lieferungen und „Feedbackschlei-
fen“, Lektorat „durch einen zwei-
ten wissenschaftlichen Experten“
sowie kostenlosem Wechsel des
Ghostwriters bei Unzufrieden-
heit.

Meist wird auch eine Plagiats-
prüfung angeboten, weil die Uni-
versitäten jetzt allesamt Compu-
terprogramme zur Erkennung von
übernommenen Textpassagen
nutzen. Keiner der Kunden soll
auffliegen wie weiland Bundesver-
teidigungsminister Karl-Theodor
Freiherr von und zu Guttenberg,
dessen Karriere krachend endete,
als herauskam, dass er sich in sei-
ner Dissertation mit fremden Fe-
dern geschmückt hatte.

Der Hauptgrund, Ghostwriter
in Anspruch zu nehmen, ist fach-
liche Überforderung. Wissen-
schaftliches Arbeiten will gelernt
sein, jedoch werden die entspre-
chenden Grundfertigkeiten heute
kaum mehr an den Gymnasien
vermittelt. Andere Studenten be-
nötigen viel Zeit für Nebenjobs.
Und Doktoranden werden oft so
von ihren Professoren für deren
eigene Projekte eingespannt, dass

das Schreiben der eigenen Disser-
tation auf der Strecke bleibt.
Außerdem wären da noch die
ausländischen Nachwuchsakade-
miker mit diversen Sprachproble-
men.

Natürlich ist das Ghostwriting
illegal – aber nur auf Seiten des
Studenten oder Promovenden,
wenn er eine von anderen ge-
schriebene Arbeit als seine eigene
ausgibt. Deshalb fordern der
Deutsche Hochschulverband und
die Hochschulrektorenkonferenz
ein umfassendes gesetzliches Ver-

bot des akademischen Ghostwri-
tings überhaupt. Doch stellt sich
hier wie im Falle vieler anderer
Gesetze die Frage, wer deren Ein-
haltung kontrollieren soll.

Denn Ghostwriter arbeiten ex-
trem diskret und der „Kunde“
wird ebenfalls absolute Ver-
schwiegenheit wahren. Damit lä-
ge die Beweislast bei den Perso-
nen, welche die Arbeiten bewer-
ten. Wenn aber der Hochschulleh-
rer an einer Massenuniversität
vier Seminare mit je 40 Studenten
„betreuen“ muss, wird er kaum
genau hinschauen können.

Ebenso hat es wenig Sinn, an
die Ehrlichkeit und das Gewissen
des akademischen Nachwuchses
zu appellieren. Denn der macht
sich natürlich auch seine Gedan-
ken angesichts der Zustände an
den Universitäten. So äußerte ein
anonym bleiben wollender Absol-
vent, der seine Bachelor-Arbeit
von Ghostwritern schreiben ließ:
„Was nützt es mir, eine Leistung
zu erbringen, die nicht richtig ge-
messen wird, weil der Professor
die Arbeit gar nicht selbst bewer-
tet, sondern an Hilfskräfte weiter-
reicht?“   Wolfgang Kaufmann

Zu Nomaden degradiert
Standpunkt: Warum wir, die Zivilgesellschaft, dem Globalen Migrationspakt nicht zustimmen dürfen

Hinter dem „Globalen Pakt für
Migration“ (GCM) steckt die ag-
gressive Ideologie radikaler Glo-
balisten, die sich direkt gegen die
Menschen und ihre kulturellen
Fundamente richtet. Es geht um
mehr Macht und mehr Geld für
sehr wenige.

Die zentrale Aussage des Ver-
trages ist ein sogenanntes univer-
sales Recht auf Niederlassungs-
freiheit. Mit der Formulierung ei-
nes solchen Rechtes aber wird die
Tür aufgestoßen für Entwurze-
lung, Entheimatung, Entnationali-
sierung und Entsolidarisierung
der Menschen. Und das Tor zur
Egomanie und zu einem materia-
listischen Weltbild wird aufgesto-
ßen.

Es wird in diesem Vertrag eine
vermeintliche Notwendigkeit zum
Verlassen des Heimatlandes for-
muliert, die es so überhaupt nicht
geben kann und auch nicht geben
darf. 

Wenn dieses Recht zur Auswan-
derung beziehungsweise zur Ein-
wanderung für alle Bewohner der
Erde gelten sollte, implizierte dies
die Absicht einer völligen Durch-
mischung aller Nationen, Völker
und Volksstämme dieser Erde
und damit eines Durcheinander-
bringens jedweder Ordnung. Je-
der könnte dorthin gehen, wo es
ihm gefiele und wo er sich den
größten Vorteil verspräche. 

Alles käme in Bewegung, es gä-
be keine Sesshaftigkeit mehr, die
Menschen würden zurückgesto-
ßen in das Dasein von Nomaden,
zu Wanderarbeitern ohne ethni-
sche und kulturelle Identifika-
tionsmuster degradiert. Denn
diese Muster bräuchten ja Hei-
mat, Sprache und Kultur unab-
dingbar, um wirksam zu werden.
Die Menschheit würde mit der
universellen Wanderung letztlich
dekulturiert, zerrissen und zu ei-
ner Art Ameisenstaat umgewan-
delt. Wollen wir Europäer das?
Wollen die Afrikaner und Asia-
ten das?

Obendrein hat es zu einem
solch grotesken, die Ordnungs-
strukturen und traditionellen Ge-
gebenheiten sämtlicher Nationen
missachtenden und damit auch
unmenschlichen Vorhaben in den
weit über 100 Nationalstaaten der
Erde zuvor keinerlei Volksbefra-
gungen gegeben. Warum nicht?

Welche Kreise in der UNO und
der international tätigen Unter-
nehmen kamen also auf die Idee,
eine weltweite Wanderung nicht
nur zuzulassen, sondern auch
noch nach Kräften zu fördern und
dies zu einer Agenda zu erklären?
Wer hat sie dazu legitimiert?

Waren es die Vertreter der
wirtschaftlich armen Regionen,
die hier für ihre Völker sprachen,

ohne sie vorher befragt und ei-
nen Auftrag dafür bekommen zu
haben?

Waren es die weltweiten Waren-
produzenten, die aus dem Heer
der in Bewegung geratenen Men-
schenmassen sich die billigsten
und zu den schlechtesten Arbeits-
bedingungen bereiten Arbeits-
kräfte aussuchen wollten?

Waren es Ideologen universeller
Menschenrechte, die damit die
nationalen Rechtsstrukturen der
Nationalstaaten für ungültig er-
klären und diese damit auslö-
schen wollen? 

Stand der für obsolet gehaltene
Kommunismus dafür Pate?

Ging es bei diesem Vertrag an-
gesichts der beschriebenen Um-

stände wirklich um Gerechtigkeit
den Menschen gegenüber oder
ging es nicht vielleicht um den
noch größeren Profit, um einen
noch größeren Einfluss kommer-
zieller Interessen über weite Teile
des Planeten – so wie es Thomas
Barnett in seinen Büchern be-
schreibt?

Unter dem Aspekt der in Jahr-
tausenden gewachsenen Kulturen
in den Nationen dieser Erde,  der
natürlichen Heimatverbunden-
heit der Menschen und dem des
Willens der Völker, genau diese
Heimat und diese Kultur gegen al-
le Angriffe von außen zu verteidi-
gen, erscheint der GCM als ein
völlig absurdes und tatsächlich
auch aggressives Unterfangen.

Wenn dann noch ins Feld ge-
führt wird, dass es eine Bestands-
erhaltungswanderung (replace-
ment migration) für die an Kopf-
zahl schrumpfenden Nationen
Europas geben müsse, so sind
auch darüber die europäischen
Völker nicht befragt worden. Gibt
es denn eine vorgegebene Kopf-
zahl für ein Volk, die dieses auf je-
den Fall aufrechterhalten muss,
oder darf ein Volk auch schrump-
fen, ohne von anderen Völkern
dann real aufgelöst und einge-
schmolzen zu werden? 

Wer will uns europäischen Völ-
kern denn vorschreiben, welche
Kopfzahl wir zu haben hätten?

Automatisierung der Produk-
tion und die um ein Vielfaches ge-
stiegene Produktivität konterka-
rieren diesen Gedanken völlig.
Wenn endlich intelligente und ge-
rechte Rentensysteme erstellt
würden, an denen sich weder
Geldspekulanten noch Ideologen
politisch antiquierter Doktrinen
beteiligten, dann wäre auch das
Thema „demografischer Wandel“
endgültig vom Tisch. Eine sol-
chermaßen fortgeschrittene Zivi-
lisation wie die unsrige braucht
eben keine Masseneinwanderung
aus dem Süden, da sie die
menschliche Arbeitskraft längst
durch Maschinen ersetzt hat. Und
eine abnehmende Bevölkerungs-
dichte würde den Naturräumen
Europas sehr entgegenkommen.

Der Denkende und Vergleichen-
de gewinnt den berechtigten Ein-
druck, als würden die bestehen-
den Probleme mit einer nicht zu
Ende gedachten Volkswirtschaft,
einer nicht vernünftig gestalteten
Staatsgestaltung, einem nicht ver-
träglichen und vollkommen unge-
rechten Zinsgeldsystem, einem
auf Luxus und Aneignung von im-
mer mehr Gütern bei immer we-
niger Personen ausgerichteten
Materialismus lieber nicht gelöst,
sondern absichtlich aufrechter-
halten, damit weiterhin eine Min-
derheit von immer reicher wer-
denden De-facto-Lottosystemge-

winnern eine Riesenmehrheit von
Lottosystemverlierern beaufsich-
tigen und kontrollieren kann.

Und noch eines, was hier er-
wähnt werden muss: Die Proble-
me Afrikas und Asiens können
nur vor Ort gelöst werden. Gebur-
tenkontrolle und Entwicklung
selbstständiger Volkswirtschaften
sind die wichtigsten Säulen einer
solchen Befriedungs- und Beruhi-
gungspolitik. Erst dann werden
die Wanderungsströme beendet
werden, mit denen niemandem
geholfen ist außer den Wenigen,
die sich daran dumm und däm-
lich verdienen. Erst dann werden
auch pseudoreligiöse Stellvertret-

erkonflikte beendet sein. Mit der
zurzeit herrschenden Staatenver-
nachlässigung in Afrika wird
automatisch eine Staatenzerstö-
rung in Europa betrieben. Ist dies
beabsichtigt?

Der von der UNO mit dem
GCM so vollmundig angekündigte
Weltfrieden wird eben nicht
durch die Abschaffung der Natio-
nalstaaten und durch das weitere
Anfeuern und Finanzieren einer
Massenmigration erreicht, son-
dern dadurch, dass die betroffe-
nen Völker in Afrika und Asien
zur Ruhe kommen und ihre eigen-
staatlichen Entwicklungen durch-
laufen können.

Massenmigration ist eben kein
Naturgesetz, sondern das Produkt
fehlgeleiteter Gedankengänge ei-
niger Weniger, die leider in die
entsprechenden Führungspositio-
nen aufgerückt sind, wo sie sich
nun anmaßen, das Schicksal der
Welt nach eigenem Gutdünken zu
regeln. Ist das nun mangelnde
Kompetenz oder ist das Absicht?
so fragt man sich. 

Ulrich F. Sackstedt

Die Probleme Afrikas
können nur vor 

Ort gelöst werden

Machen ist 
erlaubt, benutzen 

ist verboten

Äußerste Diskretion
wird den 

Kunden garantiert

Opfer als Verschiebemasse radikaler Globalisten: Asylsucher auf dem Balkan 2016 Bild: Imago

Geheime Schreiber Bild: Colourbox

Erst verebbt der Fluss,
dann die Zapfsäule



Am 28. September wurde das
originalgetreu wiederaufge-
baute alte Rathaus in Oste-

rode feierlich eingeweiht.
Während der Kampfhandlungen

im Januar 1945 wurde Osterode
nur geringfügig zerstört. Nach der
Einnahme aber wurde die Stadt ge-
plündert und in Brand gesetzt. Das
Rathaus hätte, wie alte Fotos deut-
lich zeigen, durchaus wieder aufge-
baut werden können. Man hat das
aus politischen Gründen damals
bewusst nicht getan. Dass nun nach
73 Jahren das alte Rathaus – origi-
nalgetreu und an authentischer
Stelle – wieder aufgebaut wurde,
ist eine politische Sensation, die
auch dadurch zum Ausdruck
kommt, dass der Repräsentant der
früheren deutschen Bevölkerung,
Kreisvertreter Burghard Gieseler,
zu der Einweihung eingeladen und
gebeten wurde, gemeinsam mit
Bürgermeister Czesław Najmowicz
und Marschall Gustaw Marek Brze-
zin eine kurze Ansprache zu halten.
Schon seit dem Morgen des 

28. Septembers kündete ein fröhli-
ches Treiben auf dem Alten Markt
von dem bevorstehenden Ereignis:
Es wurden regionale Produkte –

Honig, Marmelade, Wurst und Kä-
se – angeboten, Frauen in Trachten
führten alte Handwerkskunst vor,
auf einer Bühne wurde getanzt und
musiziert. Auch die Jugendtanz-
gruppe der deutschen Gesellschaft
„Tannen“ zeigte ihr Können, und so
war von ihr immer wieder das Lied
„Mein liebes Osterode“ auf dem
Markt zu hören. Am Nachmittag
fand in der Burg eine hochkarätig
besetzte Festveranstaltung statt, die
sich dem Thema Fremdenverkehr
widmete. Nach deren Ende begab
sich die gesamte Gesellschaft auf
den Alten Markt.
Gieseler erinnerte in seiner An-

sprache an das Schicksal derjeni-
gen Menschen, die ihre Heimat
1945 (und später) verlassen muss-
ten. Ferner brachte er seine Freude
und Dankbarkeit über den Wieder-
aufbau des Rathauses zum Aus-
druck. Dieser mache deutlich, dass
sich das deutsch-polnische Ver-
hältnis in Osterode in einer gerade-
zu idealen Weise entwickelt habe.
Seine Ansprache endete mit fol-

genden Worten: „Liebe Bürgerin-
nen und Bürger von Osterode, die
Kreisgemeinschaft Osterode Ost-
preußen ist dankbar dafür, dass wir

die Gelegenheit bekommen haben,
die Rathausuhr zu stiften. Damit er-
innern wir an die früheren deut-
schen Einwohner Osterodes und
setzen zugleich ein dauerhaftes
Zeichen der Versöhnung. Möge die
Rathausuhr dieser Stadt und ihren
Einwohnern stets eine friedliche
und glückliche Zeit in einem ge-
meinsamen Europa anzeigen!“
Nach der Rathauseinweihung

wurden die Gäste zu einem opu-
lenten mittelalterlichen Mahl in
den Innenhof der Burg geladen. Im
Anschluss hieran begab sich der
Vorstand der Kreisgemeinschaft
Osterode Ostpreußen in das Ka-
minzimmer des Deutschen Hauses,
um das historische Ereignis in ge-
bührender Weise ausklingen zu
lassen. Bis auf den Schatzmeister,
der aus gesundheitlichen Gründen
nicht nach Ostpreußen hatte reisen
können, haben alle Vorstandsmit-
glieder an den Feierlichkeiten in
Osterode teilgenommen. 
An dieser Stelle sei nochmals

dankend auf denjenigen hingewie-
sen, der zum Wiederaufbau des Rat-
hauses die Initiative ergriffen hatte:
Heinrich Hoch. Ohne ihn stünde
das Rathaus heute nicht. B.G.

Im Februar waren Bauarbeiter bei
Kanalisierungsarbeiten hinter dem
Polizeipräsidium der Woi-wod-
schaft Ermland und Masuren in
der Bahnhofstraße [Partyzantów-
straße] in Allenstein auf sterbliche
Überreste gestoßen. Daraufhin
wurden die weiteren Arbeiten so-
fort eingestellt und eine archäolo-
gische Untersuchung in Auftrag ge-
geben. 

Diese Untersuchung ergab, dass
die gefundenen Gebeine vom
evangelischen Friedhof stammen,
der ab 1873 als Begräbnisstätte ge-
nutzt worden war, Die letzten Be-
stattungen fanden 1947 statt. In
den 60er Jahren wurden drei evan-
gelische Friedhöfe, ein jüdischer
sowie zwei Friedhöfe des Ersten
Weltkriegs für deutsche und russi-
sche Soldaten mit Beschluss vom

17. Mai 1962 geschleift. Die Grab-
male und Kreuze des evangeli-
schen Friedhofs wurden entfernt
und auf dem Gelände  Garagen
aufgestellt. Die Leichen wurden
nicht exhumiert,  sie blieben ein-
fach in der Erde.
Laut wurde es um den Friedhof

erst im Sommer, als der Historiker
Rafał Betkowski mit Teilnehmern
eines historischen Spaziergangs
auf die sterblichen Überreste
stieß. Als die Gruppe  sich dem
Gelände des ehemaligen Friedhofs
näherte, sah sie menschliche Kno-
chen und Schädel. Laut Passanten
konnte man menschliche Überre-
ste auf der gesamten Bahnhofstra-
ße finden.

Nach Angaben des Allensteiner
Rathauses hatte der Bauunterneh-
mer, der die Leitungen verlegen
sollte, keine Kenntnis von dem
Friedhof. Die Stadt hält es für die
beste Lösung, die sterblichen
Überreste zu bergen und an einem
anderen Ort beizusetzen. Die Situ-
ation um den ehemaligen evangeli-
schen Friedhof sorgte in verschie-
denen Gremien für Empörung. 

Im August beantragte der Verein
„Swieta Warmia“ (Heiliges Erm-
land) beim Woiwodschaftsdenk-
malpfleger, den evangelischen
Friedhof in der Bahnhofstraße ins
Denkmalregister einzutragen. Der
jüdische Friedhof, der zur gleichen
Zeit planiert wurde wie der evan-
gelische, wurde bereits ins Register
aufgenommen. Die Mitglieder des
Vereins sind gegen eine Exhumie-

rung und Umbettung. Sie fordern,
dem Friedhof die Würde und den
Schutz zu geben, den andere Be-
gräbnisstätten auch genießen.
Auf dem ehemaligen evangeli-

schen Friedhof wurden herausra-
gende Persönlichkeiten der Stadt
beigesetzt wie Oskar Belian oder
Karl Roensch. Diese Namen sagen
den heutigen Allensteinern nichts
mehr. Keine Straße ist nach ihnen

benannt, sie haben kein Denkmal
und keine Gedenktafel. Geht man
heute über die Bahnhofstraße,
sieht man Garagen mit Graffiti
„Polska dla Polaków“ (Polen für Po-
len). 
Da stellt sich die Frage nach ei-

ner Erinnerungskultur. Wie kann
man diese in Städten aufbauen, de-
ren Vorkriegsbewohner die Heimat
verlassen mussten und an deren

Stelle „neue Einwohner“ mit ande-
rer Mentalität und mit anderer Ge-
schichtsperspektive ihre Stelle ein-
nahmen?
Die Stadt Allenstein will zusam-

men mit dem Verein „Heiliges
Ermland“ und der evangelisch-
augsburgischen Gemeinde in Al-
lenstein sowie dem Polizeipräsi-
dium der Woiwodschaft eine
Lösung finden. E. Gładkowska

Bauarbeiter stießen auf evangelischen Friedhof
Allensteiner Denkmalschutz ließ Funde archäologisch überprüfen – Diskussion über weiteres Vorgehen hält an

Grausiger Fund: Offenliegende Gebeine in der Bahnhofstraße
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Die Protestanten in Allen-
stein waren eine Min-
derheit, aber sie haben

sich um die Geschichte der
Stadt verdient gemacht. Um der
Toten zu gedenken und damit
die Menschen, die auf dem
evangelischen Friedhof in der
Bahnhofstraße beigesetzt wur-
den, nicht zu vergessen, sollen
zumindest einige Namen er-
wähnt werden:
Oskar Belian (1832–1918) war

Allensteiner Bürgermeister,
dann Oberbürgermeister. Wäh-
rend seiner Amtszeit von 1877
bis 1908 wurde Allenstein ein
Eisenbahnknotenpunkt. Die Ir-
ren-, Heil- und Pflegeanstalt
wurde erbaut, das Schlachthaus,
die Gasanstalt, das Wasserwerk
und die Kanalisation gebaut. Zu
Beginn seiner Amtszeit war Al-
lenstein eine Kleinstadt von et-
wa 6400 Einwohnern. Bei sei-
nem Ausscheiden aus dem Amt
zählte die Stadt über 30000 Ein-
wohner. Die Stadt ehrte ihren
Oberbürgermeister, indem sie
den im Herzen der Stadt am Ho-
hen Tor gelegenen Platz nach

ihm benannte. Nach seinem
Ausscheiden wurde er zum Eh-
renbürger der Stadt ernannt.
Karl Roensch (1859–1921)

war Stadtverordnetenvorsteher
und engster Mitarbeiter von Be-
lian. Seiner Initiative und Arbeit
verdankte Allenstein den Bau
der Wasserleitung und Kanalisa-
tion, des Elektrizitätswerks und
der Straßenbahn, der Realschule
sowie des Neuen Rathauses.
1915 wurde er zum Ehrenbürger
der Stadt ernannt. Im Januar
2003 fand man seinen Grabstein
inmitten eines Schutthaufens.
Rittmeister Alberti aus dem

10. Dragonerregiment; Carl Ber-
noth aus Insterburg – Gastwirt
und Hotelier, Eigentümer des
Hotels Deutsches Haus; Julius
Butschkow – Gastwirt und Post-
meister; Ottomar Dromtra Se-
nior – Bankier und Brauereibe-
sitzer; Gustav Eschholz – Kolo-
nialwarenhändler und Stadtrat;
Friedrich Feldheim und Wilhelm
Sperl – Mühlenbesitzer; Carl
Gauer – Besitzer der Seifensie-
derei am Markt; Reinhold Hesse
– Besitzer der Drogerie am

Markt; Ludwig Herbst – Gast-
wirt, Magistratsmitglied; Otto
Naujack – Fleischermeister und
Bauunternehmer; Besitzer der
Ziegelei in der Eisenbahnstraße
und der Fleischerei in der
Ober-Straße 19; Allensteins
Hauptbauunternehmer; in sei-
nem Haus in der Kaiserstraße 3
[Erwina Kruka 3] befindet sich
das städtische Kulturzentrum;
Johann Paradowski – Ziegel-
brenner; Julius Rautenberg –
Bauunternehmer, in einem sei-
ner Häuser befindet sich heute
das Hotel Diplomat; Hermann
Schoeneberg – Kolonialwaren-
händler; Karl Ludwig Schwartz
– Direktor des Kreisgerichtes;
Dr. Adolf Gottlob Sonntag –
Arzt; Wilhelm Starck – Kupfer-
meister; Arnold Stöhr – Mau-
rermeister; Vizefeldwebel Tho-
mas aus dem Ostpreußischen
Schützenbataillon Nr. 1; Ri-
chard Wichura – Weinhändler,
Gastwirt und Hotelier; Julius
Wisutzki – Zahnarzt; Eduard
Wolfram – Gründer der Ma-
schinenfabrik und Eisengieße-
rei. E.G.

Baufirma wusste
nichts vom Friedhof

Persönlichkeiten, die laut Archiv auf dem Friedhof bestattet sind
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Das Herz der Stadt schlägt wieder
73 Jahre nach dessen Zerstörung wurde das originalgetreu wiederaufgebaute alte Rathaus von Osterode eröffnet 

Vor dem renovierten Rathaus: Burghard Gieseler, Heinrich Hoch und Uwe Dempwolff (v.l.)
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Seinwill, Fritz, aus Neu Trakeh-
nen, Kreis Ebenrode, am 21.
November

Walden, Waltraut, geb. Pelka,
aus Malshöfen, Kreis Neiden-
burg, am 16. November

Wietzorek, Kurt, aus Lyck, am
17. November

ZUM 92. GEBURTSTAG

Aßmann, Erika, geb. Wunder,
aus Klaußen, Kreis Lyck,  am
17. November

Begett, Alfred, aus Kirpehnen,
Kreis Fischhausen, am 21. No-
vember

Bröhan, Edith, geb. Nötzel, aus
Klemenswalde, Kreis Elchnie-
derung, am 10. November

Gornik, Edeltraud, geb. Kaiser,
aus Wehlau, am 22. November

Gudat, Eva, geb. Hennig, aus Ta-
piau, Kreis Wehlau, am 
18. November

John, Lotte, geb. Pancritius, aus
Ebenfelde, Kreis Lyck, am 
16. November

Kunze, Waltraud, geb. Dittkuhn,
aus Kuckerneese, Kreis Elch-
niederung, am 17. November

Kuzio, Elisabeth, geb. Buyny,
aus Dreimühlen, Kreis Lyck,
am 21. November

Ramminger, Hildegard, geb.
Chmielewski, aus Roggenfel-
de, Kreis Treuburg, am 20. No-
vember

Ruschke, Ada, geb. Hoffmann,
aus Alt Seckenburg, Kreis
Elchniederung, am 7. No-
vember

Schaudt, Annemarie, geb. Neu-
mann, aus Bartenhof, Kreis
Wehlau, am 16. November

Schmiedel, Erika Elise, geb. Al-
brecht, aus Fischhausen, am
22. November

Schneider, Erna, geb. Jendrey-
zik, aus Wappendorf, Kreis
Ortelsburg, am 20. November

Skorepa, Meta, geb. Schulz, aus
Kuckerneese, Kreis Elchnie-
derung, am 15. November

ZUM 91. GEBURTSTAG

Krämer, Else, geb. Rade, aus
Grabnik, Kreis Lyck, am 
20. November

Krogmann, Martha, geb. Seidel,
aus Sodargen, Kreis Ebenrode,
am 16. November

Letkow, Siegfried, aus Lyck, Kai-
ser-Wilhelm-Straße 134, am
19. November

Schöffel, Charlotte, geb. Sapa-
rautzki, aus Tawellenbruch,
Kreis Elchniederung, am 
20. November

Selenz, Frieda, geb. Fröse, aus
Erlen, Kreis Elchniederung,
am 17. November

Sperzel, Waltraut, geb. Erzber-
ger, aus Lindental, Kreis Elch-
niederung, am 21. November

Targiel, Karl-Heinz, aus Treu-
burg, am 21. November

Titel, Klaus, aus Kuckerneese,
Kreis Elchniederung, am 
20. November

Zimmel, Adalbert, aus Rehwal-
de, Kreis Elchniederung, am
8. November

ZUM 90. GEBURTSTAG

Augustin, Helmut, aus Sonnau,
Kreis Lyck, am 17. November

David, Emil Helmut, aus Hohen-
sprindt, Kreis Elchniederung,
am 22. November

Ehricht, Ingeborg, aus Kucker-
neese, Kreis Elchniederung,
am 21. November

Fromm, Helmut, aus Tapiau,
Kreis Wehlau, am 18. Novem-
ber

Glagau, Wilma, geb. Kamieth,
aus Groß Ponnau, Kreis Weh-
lau, am 16. November

Griga, Helmut, aus Kuckerneese,
Kreis Elchniederung, am 
8. November

Groß, Ursula, geb. Schwarck,
aus Tapiau, Kreis Wehlau, am
20. November

Gutt, Fritz, aus Kronau, Kreis
Lötzen, am 21. November

Küspert, Irmgard, geb. Jamm,
aus Kattenau, Kreis Ebenrode,
am 21. November

Schimanski, Ernst, aus Seehag,
Kreis Neidenburg, am 18. No-
vember

Stölting, Ingeburg, geb. Peikert,
aus Ebenrode, am 20. No-
vember

Storm, Lilly, geb. Kurpat, aus
Groß Heinrichsdorf, Kreis Elch-
niederung, am 2. November

Symanzik, Horst, aus Maschen,
Kreis Lyck, am 19. November

Tarrach, Käte, geb. Lasogga, aus
Rogonnen, Kreis Treuburg, am
17. November

Wisbar, Werner, aus Hochdü-
nen, Kreis Elchniederung, am
22. November

ZUM 85. GEBURTSTAG

Burbulla, Erich, aus Montwitz,
Kreis Ortelsburg, am 17. No-
vember

Cremer, Grete, geb. Petrick, aus
Klein Friedrichsgraben, Kreis
Elchniederung, am 19. No-
vember

Demenus, Arno, aus Secken-
burg, Kreis Elchniederung, am
20. November

Dietrich, Lutz, aus Groß Allen-
dorf, Kreis Wehlau, am 16. No-
vember

Holm, Eva, geb. Podzuweit, aus
Guttschallen, Kreis Wehlau,
am 21. November

Jorkowski, Georg, aus Grenz-
damm, Kreis Neidenburg, am
16. November

Joseph, Siegmar, aus Neukirch,
Kreis Elchniederung, am 
6. November

Kairies, Günther, aus Kucker-
neese, Kreis Elchniederung,
am 12. November

Lorra, Horst, aus Eckwald, Kreis
Ortelsburg, am 20. November

Mahnken, Grete, geb. Brandt,
aus Hohenwalde, Kreis Heili-
genbeil, am 18. November

Mosdzien, Heinz, aus Wilhelms-
thal, Kreis Ortelsburg, am 
20. November

Saul, Harald, aus Neukirch,
Kreis Elchniederung, am 
2. November

Schönberger, Christel, geb. Rau-
dies, aus Schakendorf, Kreis
Elchniederung, am 8. No-
vember

Sitarek, Martha, geb. Surrey, aus
Groß Schiemanen, Kreis Or-
telsburg, am 16. November

Tetzlaff, Martin, aus Groß Tra-
kehnen, Kreis Ebenrode, am
21. November

Tripke, Edith, geb. Druba, aus
Schönhöhe, Kreis Ortelsburg,
am 18. November

Weingarten, Ingrid, geb. Düpu-
tell, aus Cranz, Kreis Fisch-
hausen, am 17. November

Weituschat, Ursula, geb. 
Sawitzki, aus Groß Trakehnen,
Kreis Ebenrode, am 
19. November

Wiberny, Horst, aus Bergenau,
Kreis Treuburg, am 18. No-
vember

Willutzki, Prof. Siegfried, aus
Widminnen, Kreis Lötzen, am
22. November

ZUM 80. GEBURTSTAG

Arndt, Helmut, aus Canditten,
Kreis Preußisch Eylau, am 
17. November

Augustin, Manfred, aus Ortels-
burg, am 21. November 

Dodszuweit, Alfred, aus Iben-
berg, Kreis Elchniederung, am
22. November

Hannemann, Manfred, aus Can-
ditten, Kreis Preußisch Eylau,
am 18. November

Herrmann, Irmtraut, geb. West-
phal, aus Ahlgarten, Kreis
Elchniederung, am 20. No-
vember

Jend, Ernst-Martin, aus Wap-
pendorf, Kreis Ortelsburg, am
17. November

Jeromin, Helga, geb. Tuttas, aus
Wilhelmsthal, Kreis Ortels-
burg, am 17. November

Kensy, Renate, geb. Spekonius,
aus Liebenberg, Kreis Ortels-
burg, am 18. November

Konietzko, Albrecht, aus Treu-
burg, am 28. Oktober

Leyk, Werner, aus Haasenberg,
Kreis Ortelsburg, am 21. No-
vember

Liebetrau, Ursula, geb. Sendzik,
aus Ortelsburg, am 20. No-
vember

Mordas, Siegfried, aus Gordei-
ken, Kreis Treuburg, am 
19. November

Much, Siegfried, aus Lyck, am
20. November

Polte, Edeltraud, geb. Krause,
aus Lyck, am 16. November

Schiefer, Margot, geb. Bajorat,
aus Rauterskirch, Kreis Elch-
niederung, am 20. November

Schomber, Siegfried, aus Peyse,
Kreis Fischhausen, am 17. No-
vember

Schröder, Peter, aus Merunen,
Kreis Treuburg, am 20. No-
vember

Schröder, Erhard, aus Tapiau,
Kreis Wehlau, am 20. November

Stahl, Elvira, geb. Meyrat, aus
Wartenhöfen, Kreis Elchnie-
derung, am 13. November

ZUM 75. GEBURTSTAG

Fidorra, Gerhard, aus Willen-
berg, Kreis Ortelsburg, am 
22. November

Fillbrandt, Irmgard, geb. Bial-
luch, aus Allenstein, am 
20. November

Kellner, Christ-Maria, geb. Zim-
mermann, aus Kiowen, Kreis
Treuburg, am 16. November

Regel, Jutta, geb. Schulz, aus An-
sorge, Kreis Elchniederung,
am 2. November

Reich, Werner, aus Adlig Lin-
kuhnen, Kreis Elchniederung,
am 5. November

Rente, Peter, aus Heinrichswal-
de, Kreis Elchniederung, am
14. November

Schumacher, Heidemarie, geb.
Koßak, aus Jürgen, Kreis Treu-
burg, am 17. November

2019
16. bis 17. März: Arbeitstagung (AT) der Kreisvertreter in Helmstedt
13. bis 14. April: AT Deutsche Vereine in Sensburg
12. bis 14. April: Kulturseminar in Helmstedt
11. Mai: Jahrestreffen der LO in Wolfsburg
15. Juni: Sommerfest des VdGEM in Heilsberg
21. bis 23. Juni: 7. Sommerolympiade in Osterode (Ostpreußen)
20. bis 22. September: Geschichtsseminar in Helmstedt
7. bis 13. Oktober: Werkwoche in Helmstedt
19. bis 20. Oktober: 12. Kommunalpolitischer Kongress in Allen-
stein (geschlossener Teilnehmerkreis)

1. November: AT der Landesgruppenvorsitzenden in Wuppertal
2. bis 3. November: Ostpreußische Landesvertretung in Wupper-
tal (geschlossener Teilnehmerkreis)

9. bis 12. November: Kulturhistorisches Seminar in Helmstedt

Auskünfte erhalten Sie bei der Bundesgeschäftsstelle der Lands-
mannschaft Ostpreußen, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, 
Telefon (040) 41400826, E-Mail: info@ostpreussen.de, 
Internet: www.ostpreussen.de/lo/seminare.html

TERMINE DER LO

Alle auf den Seiten »Glückwünsche« und »Heimatarbeit« abgedruckten 

Glückwünsche, Berichte und Terminankündigungen werden auch ins Internet gestellt. 

Der Veröffentlichung können Sie jederzeit bei der Landsmannschaft widersprechen! 

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimatseiten der
PAZ-Ausgabe 48/2018 (Erstverkaufstag: 30. November) bis spätes-
tens Mittwoch, 21. November an E-Mail: redaktion@preussische-
allgemeine.de, per Fax an (040) 41400850 oder postalisch an Preu-
ßische Allgemeine Zeitung, z. Hd. Frau Christiane Rinser-Schrut,
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg.

Zusendungen für Ausgabe 48

ZUM 100. GEBURTSTAG

Raudonat, Fritz, aus Loye, Kreis
Elchniederung, am 3. November

ZUM 99. GEBURTSTAG

Katzenski, Erna, geb. Labusch,
aus Freudengrund, Kreis Or-
telsburg, am 20. November

Konopka, Friedrich, aus Geige-
nau, Kreis Lyck, am 16. No-
vember

ZUM 98. GEBURTSTAG

Gerber, Liesbeth, geb. Mollen-
hauer, aus Klein Nuhr, Kreis
Wehlau, am 17. November

Puddig, Gertrud, aus Karkeln,
Kreis Elchniederung, am 
17. November

Siegel, Elfriede, geb. Kompa, aus
Alt Keykuth, Kreis Ortelsburg,
am 16. November

ZUM 97. GEBURTSTAG

Bardtke, Walter, aus Kreuzingen,
Kreis Elchniederung, am 
5. November

Krämer, Gerhard, aus Tapiau,
Kreis Wehlau, am 19. No-
vember

Kummetz, Ruth, aus Erlen, Kreis
Elchniederung, am 13. No-
vember

Mützenich, Lore, geb. Dalades,
aus Treuburg, am 16. No-
vember

Schmitt, Karl, aus Tapiau, Kreis
Wehlau, am 20. November

Stutz, Hildegard, geb. Gugat, aus
Argemünde, Kreis Elchniede-
rung, am 12. November

ZUM 96. GEBURTSTAG

Baumm, Erika, geb. Adomat, aus
Großwalde, Kreis Elchniede-
rung, am 17. November

Ehmke, Erna, aus Ehrenwalde,
Kreis Lyck, am 20. November

Krüger, Gertrud, geb. Szech, aus
Milussen, Kreis Lyck, am 
22. November

Renhart, Elfriede, geb. Pacz-
kowski, aus Eichenau, Kreis
Neidenburg, am 16. November

ZUM 95. GEBURTSTAG

Kaiser, Elfriede, geb. Pogorzels-
ki, aus Mostolten, Kreis Lyck,
am 21. November

Küttner, Kurt, aus Eydtkau,
Kreis Ebenrode, am 20. No-
vember

Roggon, Robert, aus Treuburg,
am 21. November

Tausendfreund, Max-Manfred,
aus Hochmühlen, Kreis Eben-
rode, am 19. November

Waschik, Willy, aus Richtwalde,
Kreis Johannisburg, am 
19. November

ZUM 94. GEBURTSTAG

Bock, Dora, geb. Wenskus, aus
Kastaunen, Kreis Elchniede-
rung, am 6. November

Brencz, Liesbeth, geb. Votel, aus
Hohenwalde, Kreis Heiligen-
beil, am 22. November

Eichel, Elfriede, aus Lyck, am
18. November

Heumann, Günther, aus Neiden-
burg, am 22. November

Kinsky, Gertrud, geb. Urbschat,
aus Rohren, Kreis Ebenrode,
am 16. November

Kumutat, Käte, aus Skören,
Kreis Elchniederung, am 
21. November

Michael, Hildegard, geb. Plitz-
ner, aus Eydtkau, Kreis Eben-
rode, am 17. November

Müller, Traute, geb. Dommick,
aus Tapiau, Kreis Wehlau, am
18. November

Niesgodda, Ernst, aus Dreimüh-
len, Kreis Lyck, am 18. No-
vember

Nössig, Maria, geb. Sutter, aus
Grimmendorf, Kreis Neiden-
burg, am 16. November

Schoen, Gerhard, aus München-
felde, Kreis Lötzen, am 
20. November

Sokolowski, Edith, aus Fließ-
dorf, Kreis Lyck, am 20. No-
vember

ZUM 93. GEBURTSTAG

Czub, Dr. Erich, aus Ulrichsfel-
de, Kreis Lyck, am 16. No-
vember

Ehrlicher, Waltraud, geb. Ber-
not, aus Urbansprind, Kreis
Elchniederung, am 13. No-
vember

Heidenreich, Margarete, aus
Lyck, am 21. November

Kopania, Elfriede, aus Erben,
Kreis Ortelsburg, am 21. No-
vember

Lux, Ruth, geb. Kolodzey, aus
Ortelsburg, am 17. November

Schmidt, Siegfried, aus Kug-
lacken, Kreis Wehlau, am 
18. November

Schumann, Anneliese, geb. Wa-
rias, aus Grünau, Kreis Elch-
niederung, am 21. November

Anzeige

Ostpreußenschnäpse
in alter Qualität

Bärenfang, Trakehner Blut, Pillkaller u. a.
GadO - Gutes aus dem Osten

www.gado-ug.de    T. 04269-5460

Duisburg – Sonnabend, 24. No-
vember, ab 10.30 Uhr, vormali-
ges „Museum Stadt Königsberg“,
Johannes-Corputius-Platz 1, Ein-
gang Karmelplatz 5, 47051 Duis-
burg: Der Vorstand der PRUS-
SIA, Gesellschaft für Geschichte
und Landeskunde Ost- und
Westpreußens lädt zu einer Vor-
tragsveranstaltung ein. Die Teil-
nahme ist kostenfrei, Gäste sind
stets willkommen. 
Ab 10.30 Uhr sowie in der

Pause besteht die Möglichkeit,
das Patenschaftsbüro der Stadt-
gemeinschaft Königsberg mit ei-
nem Bücherstand aufzusuchen.
11 Uhr: Begrüßung und Ein-

führung in die Veranstaltung.
Anschließend referiert Professor
Thomas Heberer, Duisburg, in
seinem Vortrag zu „Was hat Ost-
preußen mit China zu tun?“
oder „Ostpreußen und China,

bisher kaum bekannte Verbin-
dungen und beidseitige Kontak-
te“. 
Zwischen 13 und 14.15 Uhr ist

ein Gedankenaustausch bei ei-
nem Imbiss vorgesehen. 
14.15 Uhr stellt Jörn Barfod,

Lüneburg, in seinem Vortrag
„Das neugestaltete Ostpreußi-
sche Landesmuseum“ vor. Im
August 2018 wiedereröffnet, prä-
sentiert das um eine Deutschbal-
tische Abteilung erweiterte Mu-
seum eine grundlegend museal
neugestaltete Dauerausstellung
wie auch Sonderausstellungen. 
Im Anschluss an die Vorträge

besteht die Möglichkeit zur Aus-
sprache.
Gegen 16 Uhr: Abschlussdis-

kussion, Schlusswort und Verab-
schiedung. 
Fragen an: prussia.gesell-

schaft@gmail.com

Vortragsveranstaltung



Hamburg – Dienstag, 4. Dezem-
ber, 14 Uhr, Berenberg-Gossler-
Haus, Bürgerhaus für Nienburg
e.V., Niendorfer Kirchenweg 17:
Treffen. Gäste sind immer herz-
lich willkommen. Informationen
erteilt Helga Bergner, Telefon
(040) 5226122.

Spornitz – Sonnabend, 24. No-
vember, 10 bis 15 Uhr, Landhotel,
Am Alten Dütschower Weg 1,
19372 Spornitz: 52. Gesamtdeut-
sches Heimattreffen des ostpreußi-
schen Regierungsbezirks Gumbin-
nen. Zu dem 52. Gesamtdeutschen
Heimattreffen laden wir in das an
der B 191 gelegene Landhotel in
Spornitz, nahe Parchim, alle
Landsleute und auch daran inter-
essierte Teilnehmer herzlich ein.

Es wird Wissenswertes über
Ostpreußen zu hören sein. Ein
darauf abgestimmtes musikali-
sches Programm sowie ein Film
über die Heimat sind vorgesehen
und werden die Vergangenheit zur
Gegenwart werden lassen, sodass
der Landsmann und auch der
Nichtostpreuße hiervon beein-
druckt sein werden und gerne zu
Nachfolgetreffen kommen werden.

Das Hotel kann entweder mit
dem PKW über die Bundesauto-
bahn 24 und nach deren Verlassen
am Abzweig Neustadt-Glewe oder
auch mit der Eisenbahn über den
Eisenbahnknotenpunkt Ludwigs-
lust erreicht werden. Kaffee und
Mittagessen können im Hotel ein-
genommen werden. Das Hotel
verfügt über ausreichend Park-
plätze.  Eine Übernachtung sollte
rechtzeitig unter der Telefonnum-
mer (038726) 880 vereinbart wer-
den. Auskunft erteilt Friedrich-
Eberhard Hahn, John-Brinkman-
Straße 14 b, 19370 Parchim, Tele-
fon und Fax (03871) 226238, 
E-Mail: friedelhahn@arcor.de.

Neumünster – Sonnabend, 
17. November, 15.30 Uhr (Museum
öffnet um 10 Uhr), Lötzener Mu-

seum, Sudetenlandstraße 18H
(Böcklersiedlung): Vortrag „Ost-
preußen kriminell – Vom Wilddieb
bis zur Giftmörderin“. Ute Eichler
stellt anhand von Beispielen Nach-
denkliches und Unterhaltsames
aus zum Teil gar nicht so ferner
Zeit vor. Der Eintritt ist frei.

Das Herbsttreffen der Mittleren
Generation mit 21 Teilnehmern
führte uns nach Lüneburg, um das
neueröffnete Ostpreußische Lan-
desmuseum zu besuchen. Heidi
Mader, die Sprecherin der Grup-
pe, hatte ein gut durchdachtes Pro-
gramm gewählt, das Hotel „Bre-
mer Hof“ als Ausgangspunkt zu
den weiteren Aktivitäten. Am
Sonnabend führte uns Elimar La-
busch in einem Rundgang, über
zwei Etagen, durch das neuerrich-
tete Museum. Es gab viele infor-
mative Stationen zu erkunden. Fa-
zit vieler Personen war: „Das Haus
ist einen weiteren Besuch wert.“
Den Nachmittag verbrachten wir
in dem Aktionsraum des Hauses,
aufgeteilt in zwei Gruppen mit
dem Thema „Bernstein“. Wir hat-
ten dazu, nach einer informativen
Einweisung, jeder ein kleines
Stück Rohbernstein erhalten und
konnten ihn von Hand individuell
durch Schleifen und Polieren be-
arbeiten. Dieser Einblick in die
Verarbeitung des Bernsteins ist
sonst nur den Kindern in einem
lehrpädagogischen Teil vorbehal-
ten. Der Blick durch das Mikro-
skop bestätigte jedem Einzelnen
sein Erfolgsergebnis. An der An-
schaffung der Mikroskope hatte
sich unsere Kreisgemeinschaft för-
dernd mit einem Geldbetrag betei-
ligt. Durch diese Erfahrung mit un-
serer Gruppe, beabsichtigt die Mu-
seumsleitung auch künftig den er-
wachsenen Besuchern dieses An-
gebot zu unterbreiten. In froher
Runde verbrachten wir bei gutem
Schmaus den Abend im Restau-
rant Mälzer. Hubertus Hilgendorf,
Vorsitzender des Kuratoriums der
Stiftung Ostpreußen, hat uns in ei-
nem sehr interessanten, auf-
schlussgebenden Vortrag Einblicke
in die Geschichte und Handlungs-
weise des Ostpreußischen Landes-
museums, sowie zukunftsweisen-
de Vorhaben nähergebracht.

Am Sonntag versammelten wir
uns auf dem Marktplatz vor dem
Rathaus, um Bruder Jakob, einen
bekannten Stadtführer, auf sei-
nem Weg durch die historische
Innenstadt zu begleiten. Aufmun-
ternd waren seine, in mittelalter-
licher Sprachauswahl, erklären-
den Redewendungen an verschie-
denen Stationen.

Bepackt mit den vielen erleb-
nisreichen Eindrücken der beiden
Tage, verabschiedeten wir uns

mit einem besonderen Dank an
unsere Organisatorin.

Dieter-J. Czudnochowski

Das Museum für Stadtgeschichte
in Tilsit wurde 1992 gegründet.
Nach der notwendigen Sanierung
der Räumlichkeiten des Museums
mit Unterstützung der Stadt und
der Stadtgemeinschaft Tilsit (SgT)
konnte das Museum zu einem
noch stärkeren Anziehungspunkt
für Bewohner und Touristen ver-
ändert werden. 

Ein besonderes Anliegen der
Museumsdirektorin Angelika Spil-
jova bestand und besteht darin, die
heutigen Bewohner mit dem
künstlerischen und literarischen
Schaffen von Persönlichkeiten be-
kanntzumachen, die aus Tilsit
stammen. Die SgT nimmt an die-
sem Prozess regen Anteil. Die be-
stehenden Kontakte wurden 2015
mit einer „Vereinbarung über eine
partnerschaftliche Zusammenar-
beit“ zwischen der SgT und dem
Museum für Stadtgeschichte So-
wetsk vertraglich aufgewertet. Es
liegt die Absicht zugrunde, das ge-
meinsame Miteinander weiter zu
pflegen und zu vertiefen. Große
Beachtung fand die Buchpräsenta-
tion mit 40 Gedichten des Tilsiter
Dichter Max von Schenkendorf.
Eine besondere Bedeutung des
Wirkens von Angelika Spiljova be-
steht darin, die Erinnerung an den
gebürtigen Tilsiter Dichters, Lyri-
kers und Erzählers Johannes Bo-
browski wach zu halten und zu
vermitteln. Dazu gehören Buchle-
sungen aus seinen Werken. Zu Eh-
ren von Johannes Bobrowski er-
hielt das Museum an der Außen-
seite ein Bronzerelief. Dieses Relief
hat der in Tilsit geborene Künstler
Sebastian Holzner geschaffen.
Holzner ist Maler und Bildhauer.
Er hat in einer Sonderausstellung
im Museum mit finanzieller
Unterstützung der SgT, zirka 80
Arbeiten seines Könnens vorge-
stellt. 

Die Verleihung der Ehrenbür-
gerwürde an den berühmten, in
Tilsit geborenen Schauspieler Ar-
min Müller-Stahl wurde von Spil-
jova initiiert. Müller-Stahl hat auch
als Schriftsteller, Maler und Grafi-
ker beachtliche Erfolge erzielt. Im
Museum von Tilsit ist eine Aus-
stellung mit seinen Lithographien
zu besichtigen. Als Geschenk für
das Museum brachte er seine Ur-
faust-Lithographien mit. So könn-
ten noch weitere Initiativen von
ihr genannt werden.

Als Zeichen der Wertschätzung
für ihre langjährige Tätigkeit für
das alte und neue Tilsit überreich-
te ich Angelika Spiljova die Ehren-
medaille der Stadtgemeinschaft
Tilsit. Siegfried Dannath-Grabs, 

2. Vorsitzender der SgT
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AUS DEN HEIMATKREISEN

Die Kartei des Heimatkreises braucht Ihre Anschrift. 
Melden Sie deshalb jeden Wohnungswechsel. 

Bei allen Schreiben bitte stets den letzten Heimatort angeben

Kreisvertreter: Manfred Romeike,
Anselm-Feuerbach-Str. 6, 52146
Würselen, Telefon/Fax (02405)
73810. Geschäftsstelle: Barbara
Dawideit, Telefon (034203) 33567,
Am Ring 9, 04442 Zwenkau.

ELCH-
NIEDERUNG

Heimatgruppe

Kreisvertreterin: Karin Banse,
Wiesengrund 9, 29559 Wrestedt,
OT Wieren, Telefon (05825) 642,
E-Mail: karin.banse@t-online.de,
Internet: www.kreis-gumbin-
nen.de. 

GUMBINNEN

Heimattreffen

Dieter Arno Milewski, Am Forst-
garten 16, 49214 Bad Rothenfel-
de, Telefon (05424) 4553, 
Fax (05424) 399139, E-Mail: 
dieter.arno.milewski@osnanet.de.
Geschäftsstelle: Ute Eichler, Bi-
lenbarg 69, 22397 Hamburg,
Telefon (040) 6083003, E-Mail:
KGL.Archiv@gmx.de

LÖTZEN

Vortrag

Kreisvertreterin: Bärbel Wiesen-
see, Diesberg 6a, 41372 Nieder-
krüchten, Telefon (02163) 898313.
Stellvertr. Kreisvertreter: Dieter
Czudnochowski, Lärchenweg 23,
37079 Göttingen, Telefon (0551)
61665.

LYCK

Herbstfahrt

Lüneburg: Lycker vorm Trakehner und dem OL Bild: privat

Stadtvertreter: Erwin Feige,
Am Karbel 52, 09116 Chem-
nitz, Telefon (0371) 3363748.
Geschäftsführer: Manfred
Urbschat, E-Mail: info@tilsit-
stadt.de

TILSIT–STADT

Laudatio
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Duett
von
Geburt
an vor-
handen

Schuh-
former,
Schuh-
spanner

zur An-
sicht aus-
gebreitet
sein

schmel-
zen
(Schnee)

hell
glänzen,
schim-
mern

Fluss
zum
Weißen
Meer

gälischer
Name
Irlands

gleiten,
fallen;
unter-
gehen

närri-
scher
Einfall

vordring-
lich

ein
Back-
werk

derbes
Wort
für Frau

Staaten
bilden-
des
Insekt

kühne
Unterneh-
mungs-
lust

Unter-
kunft,
Wohnung

mit Holz
getäfel-
ter Fuß-
boden

Pfl anzen-
keim,
Saatkorn

Wagnis
waage-
rechte
Reihe

Nicht-
profi 

ital.
Künstler
(Leonar-
do da)

militä-
risch
grüßen

zu ver-
wenden

Jazzstil
(Kurz-
wort)

Bewohner
einer ita-
lienischen
Insel

Küchen-
gerät,
Raspel

dt. Phi-
losoph
(Imma-
nuel)

schneller
Lauf

be-
rühmt,
ange-
sehen

Spion,
Spitzel

das
Paradies

Fenster-
abdun-
kelung

Haus-
vorbau

ägypti-
sche
Halb-
insel

wolken-
los,
heiter

kleine
Schüssel

Sport-
ruder-
boot

fl ach,
zusam-
men-
gedrückt

Edelgas
Inhaber
eines
Geld-
instituts

weib-
liches
Bühnen-
fach

Zusam-
men-
fassung

Teil des
Verdau-
ungs-
traktes

abschlie-
ßend,
be-
endend

Luft ein-
ziehen
und aus-
stoßen

Drachen-
töter der
Sage

adliger
Krieger
im Mit-
telalter

boshaft
necken

Güte,
Nach-
sicht

Mühsal,
Qual

schlot-
tern,
bibbern

griechi-
scher
Liebes-
gott

Lärm,
großes
Aufsehen
(ugs.)

land-
schaftl.:
Grille,
Zikade

ver-
ärgert

Würde,
Ansehen

Tier-
hand,
Tierfuß

Luft-
strom-
erzeuger

Beweg-
grund;
Leit-
gedanke

See in
Schott-
land
(Loch ...)

Helfer
in der
Not

die
Haare
glätten

Platz,
Stelle

früherer
österr.
Adels-
titel

anhand,
per; über
(lat.)

Eber-
eschen-
art

Ton,
Schall

europ.
Kultur-
TV-
Kanal

Stadt im
nördl.
Ruhr-
gebiet

Gedicht-
zeile

wohl,
aller-
dings

Befehl;
Auftrag

Edel-
stein

Haupt-
stadt von
Tunesien

außer-
ordent-
lich

Specht-
vogel,
Pfeffer-
fresser

Außen-
schicht
bei
Bäumen

klimat.
Zustand
der Luft-
hülle

Kamm-
linie des
Berges

eng-
lischer
Dienst-
grad

belgi-
scher
Kurort

metall-
haltiges
Mineral

radio-
aktives
Schwer-
metall

zünftig,
kernig;
originell

Klei-
dungs-
stück

Abkür-
zung für
Nummer

abfällig
über je-
manden
reden

gemein,
nieder-
trächtig

Staat in
Zentral-
afrika

Spiege-
lung auf
Flächen

Stoff-
rand,
-besatz

Metall-
bolzen

Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

Mittelworträtsel

Magisch

          
          
          
          
          

AEGKL EEGR BEETU EFILT ANNU EFGU BEOR

FINO

BEEKL ABLR
UU

AEEEG
GNST

BEER ERTU

PAZ18_46

1 OBST DOSE

2 SALZ RAD

3 PARK SATZ

4 ERST KURS

5 SPORT TURNEN

6 BLUT BAUM

7 AUTO POL

Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich in Pfeilrichtung ein 
anderes Wort für schick, hübsch.

Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 Kongresspalast in Washington

2 flach, von geringer Höhe

3 zeitgemäß, neuartig (Kleidung)

Mittelworträtsel: 1. Konserven,  
2. Muehlen, 3. Gebuehren, 4. Ausgabe, 
5. Geraete, 6. Orangen, 7. Batterie –  
elegant  

Magisch: 1. Kapitol, 2. niedrig,  
3. modisch
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Landesgruppe – Mittwoch, 
21. November, 18 Uhr, Haus der
Heimat, Großer Saal, Schloßstra-
ße 92, Stuttgart: Diavortrag von
Heide Quandt „Ostpreußen –
Landschaften, die keiner mehr
kennt“. Frau Quandt hat Ostpreu-
ßen mehrmals besucht. In ihrem
Vortrag möchte die Referentin die
Teilnehmer in schöne Landschaf-
ten entführen und auch Ge-
schichtliches nahebringen. Seien
Sie, Ihre Freunde und Bekannten
herzlich eingeladen und lassen
sich überraschen. Der Eintritt ist
frei. – Wochenende 24. und 25.
November, Kulturzentrum Ost-
preußen, Ellingen: Herbstmarkt.

Ludwigsburg – Dienstag, 
20. November, 15 Uhr, Krauthof,
Beihingerstraße 27: Stammtisch.
Reutlingen – Sonnabend, 

17. November, 14 Uhr, Friedhof
Römerschanze, RT am Gedenk-
stein: Totengedenkfeier mit einer
Ansprache der 1. Vorsitzenden
der LOW Reutlingen, Ilse Hunger,
anschließend Einkehr im Gast-
haus Edelweiß. Bei Kaffee und
Kuchen werden wir unserer Hei-
mat gedenken.

Altmühlfranken – Freitag, 
23. November, 19 Uhr, Gasthof
Krone, Gunzenhausen: „Der Tier-
filmer Heinz Sielmann“ – Film-
abend. Vorher gemeinsames Es-
sen (Curry-Wurst).
Ansbach – Sonnabend, 17. No-

vember, 14.30 Uhr, Denkmal auf
dem Waldfriedhof: Gedenkfeier
aller Landsmannschaften für die
Opfer von Flucht und Vertrei-
bung. Um 15.30 Uhr folgt in der
Orangerie ein Bildbericht über
die Danzig-Reise.
Bamberg – Mittwoch, 21. No-

vember, 15 Uhr, Hotel Wilde Rose,
Keßlerstraße, Bamberg: Monats-
treffen.

KREISGRUPPEN

An g e r -
b u r g ,
Go ldap
– Mon-
t a g ,  

19. November, 14 Uhr, Restaurant
Oase Amera, Borussiastraße 62,
12102 Berlin, Anfragen an Mari-
anne Becker, Telefon (030)
7712354.

Königsberg, Samland, Labiau –
Freitag, 16. November, 14 Uhr,
Forckenbeckstraße 1, 14199 Ber-
lin-Wilmersdorf, Anfragen an Elfi
Fortange, Telefon (030) 4944404.

Bremen – Volkstrauertag, 
18. November, 14 Uhr, anden Ge-
denksteinen um das Ehrenkreuz
auf dem Osterholzer Friedhof: Der
BdV und die ostdeutschen Lands-
mannschaften veranstalten eine
musikalisch umrahmte Gedenk-
feier für die Toten der Heimat und
die Opfer der Vertreibung. – Don-
nerstag, 22., bis Sonnabend, 
24. November, Einkaufszentrum
„Berliner Freiheit“, Bremen-Vahr:
Markt der Ost- und Westpreußen.

Landesgruppe – Sonnabend, 
17. November, 10 bis 16 Uhr, Haus
der Heimat, Teilfeld 8:  Christ-
kindlmarkt. – Montag, 26. No-
vember, 11.30 Uhr, Haus der Hei-
mat, Teilfeld 8: Stunde der Begeg-
nung. Frau Weber berichtet zum
Thema „Deutsche im Baltikum“.
Begonnen wird mit einem Film
über die Marienburg und die
Christianisierung. Mit einem klei-
nen Imbiss wird die Veranstaltung
unterbrochen. Wenn möglich,
wird um telefonische Anmeldung
gebeten bei Frau Kalläwe unter
(040) 76980781 oder beim Haus
der Heimat unter (040) 41924456.  

FRAUENGRUPPE 
Sonnabend, 17. No-
vember, 13 Uhr,
Hochkreuz Bergedor-
fer Friedhof: Kranz-
niederlegung zum

Volkstrauertag, anschließend Café
Sternwarte. – Freitag 23. November,
15 Uhr, Haus des Begleiters, Har-
ders Kamp 1: „Von Königsberg in
die Welt – Schwermer Marzipan“,
Kaffee und Marzipantorte.

Wetzlar – Sonntag, 2. Dezem-
ber, 15.30 Uhr, Restaurant „Grill-
stuben“, Stoppelberger Hohl 128:
Advents- und Weihnachtsfeier.

Dabei wird Pfarrer Christian Sil-
bernagel (Büblingshausen) eine
Andacht gestalten. Der Eintritt ist
frei. Kontakt: Kuno Kutz, Telefon
(06441) 770559.
Wiesbaden – Sonnabend, 

17. November, 15 Uhr, Haus der
Heimat, Großer Saal, Friedrich-
straße 35: Monatstreffen. „Meine
Heimat heute“ – Reise in das
nördliche Ostpreußen, Bilder-Vor-
trag von Dieter Schetat, beginnt
mit Tilsit, dessen Gesicht sich zu-
nehmend verändert hat, ohne je-
doch die deutsche Zeit vergessen

zu lassen. Weitere Programm-
punkte sind unter anderem Ost-
preußens Hauptstadt Königsberg,
die zur Fußball-Weltmeisterschaft
2018 eigens ein neues Stadion er-
hielt, das einstige Gestüt Trakeh-
nen, die Gebiete der Elchniede-
rung und der Rominter Heide so-
wie die Kurische Nehrung mit der
Dünenlandschaft und der Vogel-
warte Rossitten. Vor dem Bilder-

LANDSMANNSCHAFTLICHE ARBEIT

LANDESGRUPPEN

Vors.: Uta Lüttich, Feuerbacher
Weg 108, 70192 Stuttgart, Telefon
und Fax (0711) 854093, Ge-
schäftsstelle: Haus der Heimat,
Schloßstraße 92, 70176 Stuttgart,
Tel. und Fax (0711) 6336980.

BADEN-
WÜRTTEMBERG

Ellingen – Sonnabend, 
24., und Sonntag, 25. No-
vember, findet der 23. Bunte
Herbstmarkt im Kulturzen-
trum Ostpreußen, Deutsch-
ordenschloß Ellingen statt. 

Das Kulturzentrum Ostpreu-
ßen ist Dienstag bis Sonntag,
10 bis 12 Uhr und 13 bis 16
Uhr geöffnet. Schloßstra-
ße 9, 91792 Ellingen/Bayern,
Telefon (09141) 86440,
Internet: www.kulturzen-
trum-ostpreussen.de oder 
E-Mail: info@kulturzen-
trum-ostpreussen.de

Kulturzentrum 
Ostpreußen

Vorsitzender: Friedrich-Wilhelm
Böld, Telefon (0821) 517826, Fax
(0821) 3451425, Heilig-Grab-Gas-
se 3, 86150 Augsburg, E-Mail: in-
fo@low-bayern.de, Internet: www.
low-bayern.de.

BAYERN

Vorsitzender: Rüdiger Jakesch,
Geschäftsstelle: Forckenbeck-
straße 1, 14199, Berlin, Telefon
(030) 2547345, E-Mail:
info@bdv-bln.de, Internet:
www.ostpreussen-berlin.de. Ge-
schäftszeit: Donnerstag von 
14 Uhr bis 16 Uhr Außerhalb der
Geschäftszeit: Marianne 
Becker, Telefon (030) 7712354.

BERLIN

BREMEN

www.preussische-allgemeine.de

Erster Vorsitzender: Hartmut
Klingbeutel, Haus der Heimat,
Teilfeld 8, 20459 Hamburg, Tel.:
(040) 444993, Mobiltelefon
(0170) 3102815.  

HAMBURG

Vorsitzender: Ulrich Bonk,
Stellvertretender Vorsitzender:
Gerhard Schröder, Engelmühlen-
weg 3, 64367 Mühltal, Telefon
(06151) 148788

HESSEN
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vortrag gibt es Kaffee und Kuchen
von der Konditorei Gehlhaar. –
Sonntag, 18. November, Südfried-
hof: Volkstrauertag. Donnerstag,
22. November, 18 Uhr, Gaststätte
Haus Waldlust, Ostpreußenstraße
46: Stammtisch. Serviert werden
verschiedene Wildgerichte mit
Klößen und Rotkohl sowie eine
Wildsuppe. Für den musikali-
schen Rahmen sorgt das „Bläser-
corps der Jägerschaft Wiesbaden“
mit traditionellen Jagdsignalen.
Wenn Sie an diesem besonderen
Stammtisch teilnehmen möchten,
melden Sie sich bitte wegen der
Platz- und Essensdisposition bis
spätestens 16. November bei Hel-
ga Kukwa, Telefon (0611) 373521
an. Teilnahme bitte nur nach An-
meldung.

Osnabrück – Freitag, 16. No-
vember, Hotel „Bürgerbräu“, Blu-
menhaller Weg 43, 49080 Osna-
brück: Frauengruppe.

Bielefeld – Sonntag, 2. Dezem-
ber, Wohnstift Salzburg, Memeler
Straße 35, 33605 Bielefeld: Ad-
vent-Heimatnachmittag. Es soll
ein besinnlicher Nachmittag wer-
den. Im Mittelpunkt steht die An-
dacht von Herrn Pfarrer i.R. Falk,
das gemeinsame Kaffeetrinken
und Schabbern. Der Posaunen-
chor Schloß Neuhaus wird den
musikalischen Rahmen gestalten.
Wir erbitten einen Unkostenbei-
trag von 5 Euro pro Mitglieder
und 8 Euro pro Gast; die Anmel-
dung zwecks Kuchenbestellung
bitte bis zum 23. November unter
Telefon (05202) 5584.
Düren – Sonntag, 18. November,

9.30 Uhr, Friedhof Düren-Ost-
Totengedenken zum Volkstrauer-
tag. 
Düsseldorf – Sonnabend, 

17. November, 18 Uhr, Restaurant
Akropolis, Immermannstraße 40:
Gänseessen. Anmeldung erfor-

derlich bis 12. November, Telefon
(0211) 682318 oder (0211)
87665123. – Dienstag, 20. Novem-
ber, 20 Uhr, GHH: Vortrag von
Professor Jörn Leonhard „Der
überforderte Frieden, Versailles
und die Welt (1918–23)“. – Mitt-
woch, 21. November, 19 Uhr,
GHH: Vortrag von Bärbel Beutner
„Zum 90. Geburtstag von Her-
mann Sudermann (1857 – 1928)“.
Neuss – Sonntag, 18. November,

11.30 Uhr, Hauptfriedhof, Rheyd-
ter Straße: Teilnahme an der
Feierstunde zum Volkstrauertag. –
Donnerstag, 29. November, 15 bis
18 Uhr, Ostdeutsche Heimatstube:
Tag der offenen Tür mit Kaffee
und Kuchen.
Schwelm – Sonntag, 18. Novem-

ber, 10.30 Uhr, Treffen am Stein:
Volkstrauertag.
Witten – Montag, 19. November,

15 Uhr, Evangelisch-Lutherische
Kreuzgemeinde Witten, Luther-
straße 6–10: Königsberger-Klop-
se-Essen.

Gardelegen – Freitag, 23. No-
vember, 14 Uhr, Begegnungsstätte
der VD Gardelegen: gemütliches
Beisammensein in der Vorweih-
nachtszeit.

Flensburg – Sonntag 18. No-
vember, 11.30 Uhr, Friedhof Am
Friedenshügel in der Kapelle:
Volkstrauertag. Es ist wieder eine
Mitfahrgelegenheit vorgesehen. –
Sonntag, 25. November, 15 Uhr
Friedhof Am Friedenshügel in der
Kapelle: Totensonntag, Es wird ei-
ne Mitfahrgelegenheit angeboten.
Mölln – Freitag, 30. November,

15 Uhr, Quellenhof: Adventsfeier.
Die Möllner Preußen laden ihre
Mitglieder und Gäste herzlichst
ein. Sie beginnt mit heimatlichem
Glockengeläut. Nach der Begrü-
ßung der Gäste durch unseren
Vorsitzenden Klaus Kuhr wird un-
ser Mitglied, Probst Erwin Hor-
ning einige Worte zur Advents-
und Weihnachtszeit sagen. Es
werden Weihnachtslieder gesun-
gen, eventuell sagt auch jemand
ein Gedicht auf. Zum gemeinsa-
men Kaffeetrinken gibt es ein
Stück Marzipantorte und ein
Stück Butterkuchen für 7,50 Euro.
Anschließend werden uns „Die
Schaalseejungs“ mit ihren Lie-
dern begeistern. Anmeldungen
unter Telefon (04542) 5044 bis
zum 25. November. Georg Braun,
Schriftführer
Schönwalde – Sonntag, 18. No-

vember, 10 Uhr, Kirche: Volks-
trauertag. – Donnerstag, 22. No-
vember und Donnerstag, 29. No-
vember, jeweils 14 Uhr, Klönstuv:
Seniorenbegegnung.
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Vorsitzende: Dr. Barbara Loeffke,
Alter Hessenweg 13, 21335 Lüne-
burg, Telefon (04131) 42684.
Schriftführer und Schatzmeister:
Hilde Pottschien, Volgerstraße 38,
21335 Lüneburg, Telefon (04131)
7684391. Bezirksgruppe Lüne-
burg: Heinz Kutzinski, Im Wie-
sengrund 15, 29574 Ebstorf, Tele-
fon (05822) 5465. Bezirksgruppe
Braunschweig: Fritz Folger, Som-
merlust 26, 38118 Braunschweig,
Telefon (0531) 2 509377. Bezirks-
gruppe Weser-Ems: Otto v. Below,
Neuen Kamp 22, 49584 Fürste-
nau, Telefon (05901) 2968. 

NIEDERSACHSEN

Vorsitzender: Wilhelm Kreuer,
Geschäftsstelle: Buchenring 21,
59929 Brilon, Tel. (02964) 1037,
Fax (02964) 945459, E-Mail: Ge-
schaeft@Ostpreussen-NRW.de,
Internet: www.Ostpreussen-
NRW.de

NORDRHEIN-
WESTFALEN

Vors.: Michael Gründling, Große
Brauhausstraße 1, 06108 Halle,
Telefon privat (0345) 2080680.

SACHSEN-
ANHALT

Vors.: Edmund Ferner, Julius-
Wichmann-Weg 19, 23769 Burg
auf Fehmarn, Telefon (04371)
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

SCHLESWIG-
HOLSTEIN

Nach 100 Jahren seit der Ab-
dankung Kaiser Wilhelms
II. erstrahlt sein ostpreußi-

scher Jagdbahnhof nach vollende-
ter Renovierung durch den priva-
ten Besitzer im neuen Glanz. Das
Bauwerk war zuletzt das Bahn-
hofsgebäude Bauditten (ab 1940
Ebenhöh, heute polnisch Budwity)
an der ehemaligen Strecke Ma-
rienburg–Miswalde–Maldeuten–
Allenstein [Małdyty–Malbork-
Olsztyn].
Ursprünglich wurde der „Kaiser-

pavillon“ in Prökelwitz [Prakwice]
im Zusammenhang mit der Jagdlei-
denschaft des deutschen Kaisers
Wilhelm II. an der am 1. September
1893 eröffneten Bahnstrecke zwi-
schen Maldeuten und Marienburg
gebaut. Bereits 1884 war Prinz Wil-
helm von Preußen zum ersten Mal
zur Jagd in die Gegend gekommen.
Ein Jahr später war er zu Gast bei
der Familie zu Dohna-Schlobitten
auf Gut Prökelwitz. Richard Wil-
helm Ludwig Fürst zu Dohna-
Schlobitten blieb bis 1906 Gastge-
ber des Kaisers, der alle Jahre zu
seinen Jagden sowie auch 1910 zu
Manövern in die Region kam.
Der Bau des Bahnhofs in Prökel-

witz war mit der Verlegung der
Sommerresidenz des Kaisers nach
Cadinen bei Elbing verbunden.
Von dort fuhr der Kaiser mit dem
Zug nach Prökelwitz. Das zwischen
1893 und 1898 errichtete Haus er-
innert in seiner Architektur mehr
an einen Parkpavillion als an einen
Bahnhof und wurde daher „Kaiser-
pavillon“ genannt. Das Holzgebäu-
de besitzt ein Satteldach und ist
mit Ziegeln gedeckt. Ursprünglich
hatte es die Form ähnlich eines
Hufeisens. Die Enden waren der
Zufahrtsstraße zum Bahnhof in
Form von vorstehenden Flügeln
zugewandt, der im Osten ist etwas
breiter und besitzt ein großes, drei-
teiliges Fenster. Auf dem west-
lichen Dach befindet sich ein Turm
mit polygonalem Dach, der von ei-
ner zwiebelförmigen Zinnkuppel
gekrönt ist. Auf dem Turm stand
ein Mast, an dem vermutlich bei
den Besuchen Wilhelms II. die kai-
serliche Flagge gehisst wurde.
Von der Bahnsteigseite betrach-

tet – von Norden – war unter dem
Turm ein Erker mit einem dreifa-
chen Fenster. Dieser Erker wurde

bei der nunmehrigen Renovierung
in moderner Bauweise mit neuen
Festern ersetzt; dort befindet sich
auch die Heizung des Gebäudes.
Anfangs gab es eine lange, über-

dachte Veranda, die von dekorati-
ven, durchbrochenen Holzsäulen
getragen wurde. In späterer Zeit
(vermutlich um 1910) wurde diese
Veranda zugebaut und auf diese
Weise ein zusätzlicher Flügel ge-
schaffen. Die Fronten am Ende des
Daches wurden mit Fenstern, die
eine Nachahmung neugotischer
Architektur waren, abgeschlossen.
Wilhelm II. war ein Liebhaber

des altnordischen Stils. Das Jagd-
schloss in Rominten wurde eben-
falls in diesem Stil gebaut. Die de-
korativen Elemente der Holzschnit-
zereien werden mit der Wikinger-
kultur in Verbindung gebracht, so
etwa am Dachstuhl mit stilisierten
Drachenköpfen. Die hölzernen
Dachkonsolen, die die Dachtraufe
stützten, enden als geschnitzter
Dreizack. Die Veranda an der Seite
der Gleise und der Ostflügel erhiel-
ten eindrucksvolle Spitzbogenfen-
ster, Dekorationselemente ragten in
Form von Widderhörnern oder
Tierköpfen darüber hinaus.
Nach dem Ende der Monarchie

wurde der Haltepunkt Prökelwitz

1918 vollständig aufgelöst und
nach Bauditten verlegt. Das höl-
zerne Bauwerk wurde komplett
ab- und am heutigen Standort et-
wa 1925 wieder aufgebaut. Dabei
und später wurden Umbauten
vorgenommen, die das ursprüng-
liche Erscheinungsbild des „Kai-
serpavillons“ veränderten.
Während der Zwischenkriegs-

zeit wurde der Bahnhof wahr-
scheinlich zwischen den 1920er
und 1930er Jahren modernisiert.
Nach der strategischen Bedeutung
der Eisenbahnstrecken im Zwei-
ten Weltkrieg wurde die Strecke
Marienburg nach Miswalde 1945
von den Sowjets demontiert. 1949
wurde die Strecke wiedererrich-
tet, auf der nie mehr als vier Zug-
paare täglich verkehrten. Das
Nebengebäude bewohnten da-
nach Eisenbahnerfamilien. In den
1950er Jahren wurde der Bahnhof
zu Wohnzwecken umgebaut. 
Später verschlechterte sich des-

sen Zustand. Bis Mitte der 1990er
Jahre gab es eine geschnitzte
Holzbank im Wartezimmer. 1989
wurde die Wirtschaftlichkeit der
Strecke betrachtet, die schon jah-
relang Verluste einbrachte. Nach
der Einstellung des Güterverkehrs
enthielten die letzten Fahrpläne

ab 1997 nur noch zwei Zugpaare.
Dann dauerte es noch bis Ende
1999 bis zur Einstellung des Per-
sonenverkehrs und der Schlie-
ßung des Bahnhofes. Am 26. April
2004 fiel die Entscheidung, die
Strecke endgültig stillzulegen.
Entgegen der sonst in Polen oft
geübten Praxis, die Gleise von
stillgelegten Strecken liegen zu
lassen, wurden diese 2008 ent-
fernt.
Das Gebäude blieb nicht von

Plünderern und Vandalismus ver-
schont. Nachdem die gesamte
Inneneinrichtung gestohlen wur-
de, nagelte man die Fenster zu.
Der Bahnhof stand mehrere Jahre
zum Verkauf.
Zu Beginn dieses Jahres began-

nen die Instandsetzungsarbeiten
des Bahnhofes, der nun wieder –
in etwas anderer Form als beim
Bau vor über 120 Jahren – ein
Schmuckstück darstellt. An den
Bahnbetrieb erinnern nur noch
die vorhandene Bahnsteigkante
außerhalb des Grundstückes, eine
nicht mehr betriebsbereite Bo-
genlampe mit Betonmast mitten
im Garten und die kleine Bahn-
brücke, unter der die einzige Zu-
fahrt hindurchführt.

Manfred E. Fritsche

„Kaiserpavillon“ im neuen Glanz
Renovierung des ehemaligen Jagdbahnhofes ist abgeschlossen

Bauditten: Der renovierte und zum Wohnhaus umgebaute Bahnhof von der Straßenseite aus
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Seit einiger Zeit stehen die
Schlösser Ostpreußens wie-
der im Interesse der Öffent-

lichkeit. Das  Herder-Institut hat
sich dem Projekt einer virtuellen
Rekonstruktion der Schlösser und
Parkanlagen von Schlodien und
Friedrichstein unter der Leitung
von Piotr Kuroczynski verschrie-
ben. Mittlerweile kann man die
Schlösser von außen auch auf
dem YouTube-Kanal des Herder-
Instituts bestaunen. 
Der Leser Bruno Behrend

machte unsere Redaktion auf den
tatsächlichen Wiederaufbau des
ehemaligen Dohna-Schlosses
Schlodien aufmerksam. Das im
Kreis Preußisch Holland gelegene
Anwesen wurde nach einem Plan
Jean de Bodts in den Jahren 1702
bis 1704 erbaut. Dieser Architekt
entwarf unter anderem das Zeug-
haus in Berlin. Das Schloss des
Grafen Christoph zu Dohna im
Stil des Hochbarocks überstand
alle Wirren der Zeit und sogar
den Zweiten Weltkrieg. Doch im
Jahr 1986 brannte es nieder. 
Stefan Hipp, bayerischer Unter-

nehmer und Mitbegründer der
Hipp-Holding, will das Schloss
wiedererrichten. 2017 wurden die
ersten morschen Wände abgeris-
sen. Die geplante Rekonstruktion

in enger Zusammenarbeit mit
dem Herder-Institut ist im vollen
Gange. Mittlerweile herrscht dort
ein reger Baustellenbetrieb. Das
Schloss ist bis in den dritten
Stock fertiggemauert und als
nächstes wird das Dach aufgesetzt
werden. Der Schlossteich wurde
bereits ausgebaggert sowie gerei-
nigt und Mönche, also die regu-
lierbaren Ablaufbauwerke des
Teichs zur Einstellung des Was-
serspiegels, eingesetzt.
Nicht weit entfernt von der

Großbaustelle steht die gotische
Steinkirche in Schlobitten, eben-
falls ein Auftrag der Familie zu
Dohna. Der umliegende Friedhof
mit den protestantischen Grä-
bern war noch im Jahr 1984 in ei-
nem ruinösen Zustand, wie der
Schlobitter Behrend berichtete.
Nicht nur die Vegetation zerstör-
te die Gräber, auch Grabräuber
taten ihr Werk: aufgegrabene Ru-
hestätten, zerstörte Grabumran-
dungen und Grabsteine. Der ein-
stige Pfarrer stand seinerzeit
nicht zur Verfügung, um die Kir-
che aufzuschließen. Auch sonst
habe keiner einen Schlüssel ge-
habt. Möglicherweise war das
Interesse an der deutschen Ver-
gangenheit inmitten des Ortes
nicht all zu groß. 

Der heutige Pfarrer scheine, so
Behrend, die Auffassung zu
vertreten: „Versöhnung, Völkerver-
ständigung muss durch Taten er-
folgen, nicht durch Reden“. Der
Friedhof ist wieder in einem guten
Zustand, Grabsteine sind lesbar
und die Gräber zugänglich. Nach
wie vor ist das Dach der Kirche
undicht, doch seine Bemühungen,
von der  katholischen Kirche Geld
für die Reparatur zu erhalten, lau-
fen ins Leere.
In der aktuellen Pressemittei-

lung der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag zum Haus-
halt 2019 erklärt der Sprecher der
Gruppe der Vertriebenen, Aus-
siedler und deutschen Minder-
heiten der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag, Eckhard
Pols: „Bei den Haushaltsverhand-
lungen im Deutschen Bundestag
konnten wir für die Vertriebenen,
Aussiedler und deutsche Minder-
heiten gute Ergebnisse erzielen.
Auf Basis von § 96 des Bundes-
vertriebenengesetzes finanziert
die Bundesbeauftragte für Kultur
und Medien jetzt Projekte für die
Kulturarbeit in Höhe von mehr
als 21 Millionen Euro. Es ist uns
darüber hinaus gelungenen, für
weitere Einzelmaßnahmen finan-
zielle Unterstützung zu erhalten.

Zu nennen ist der Umbau von
Schloss Horneck bei Gundelsheim:
Diese ehemalige Deutschordensfe-
ste soll als Kultur- und Begegnung-
szentrum mit dem Ziel weiterge-
führt werden, die Geschichte der
Siebenbürger Sachsen weiter zu
erforschen. ... Ebenfalls gefördert
wird Schloss Steinort (1680 er-
baut), eines der bedeutsamsten
noch erhaltenen Schlösser Ost-
preußens.“ Die Universitäten Posen
und die TU Dresden sind daran be-
teiligt. Christiane Rinser-Schrut

Ruinen dem Verfall entrissen
Die ostpreußischen Schlösser in Schlodien und Steinort werden wieder aufgebaut

Schlobitten: die gotische Kir-
che als Bild festgehalten im
Jahre 2010 Bild: CRS

Zum Bundesvertriebenengesetz

Am 22. Mai 1953 wurde das
Gesetz über die Angelegen-

heiten der Vertriebenen und
Flüchtlinge (BVFG) im Bundesge-
setzblatt verkündet. Es regelte die
Verteilung, Rechte und Vergünsti-
gungen von Vertriebenen aus den
ehemaligen deutschen Ostgebie-
ten und anderen Vertreibungsge-
bieten sowie von Flüchtlingen aus
der Sowjetzone in die Bundesre-
publik Deutschland. Der 65. Jah-
restag des erfolgreichen Gesetzes
ist gebührend zu würdigen. Des-
halb veranstaltet die „Deutsche
Gesellschaft e.V.“ mit dem BdV als
Partner am 26. November, 9 bis

17.30 Uhr, eine wissenschaftliche
Tagung mit dem Thema „65 Jahre
Bundesvertriebenengesetz im
Kontext europäischer Verständi-
gung“. Gefördert wird sie vom
Bundesministerium des Innern,
für Bau und Heimat. Der Eintritt
ist frei. Um Anmeldung wird bis
zum 21. November gebeten unter
Telefon (030) 88412 251 oder 
E-Mail: jan.roessel@deutsche-ge-
sellschaft-ev.de. Ort der Veran-
staltung, die auch als Bildungsur-
laub angerechnet werden kann,
ist die Vertretung des Landes
Sachsen-Anhalt beim Bund, Lui-
senstraße 18, 10117 Berlin. PAZ



Einige bange Jahre lang sah
es nicht gut aus für die Zu-
kunft des Gedenksteins auf

dem Münchner Waldfriedhof. Es
gab keinen offiziellen Besitzer
mehr, der wertvolle Stein schien
verwaist und vergessen. Nun aber
konnte für diesen denkwürdigen
Stein eine erfreuliche Lösung ge-
funden und vereinbart werden.
Ein längst nicht mehr existie-

render „Münchner Bürgerverein
e.V.“ hatte ab 1997 in Eigeninitia-
tive und mit Spendengeldern fi-
nanziert einen repräsentativen
Gedenkstein für die Kriegsopfer
ihrer einstmaligen Heimatstadt
Königsberg durch den Münchner
Bildhauer Professor Georg Rau-
wolf fertigen und mit Zustim-
mung des damaligen regierenden
Münchner Oberbürgermeisters
Christian Ude im Rahmen einer
würdigen Einweihung am 9. April
1998 auf einem schönen freien
Platz auf einer Grünfläche etwas
südwestlich der großen Ausseg-
nungshalle im neuen Teil des
Münchner Waldfriedhofs aufstel-
len lassen. Der  2,70 Meter hohe
tonnenschwere Stein wird seit-
dem mit Blumenbepflanzungen
umhegt und so gepflegt der Öf-
fentlichkeit dargestellt.
Georg Rauwolf hatte als prägen-

des Motiv die Gestalt einer mit ih-
rem rechten erhobenen Arm in
größter Angst und bitter Not um
Hilfe flehenden Mutter in den
Stein gehauen, die mit ihrem lin-
ken Arm ihr kleines verängstigtes

Kind hinter sich schützend zu-
rückhält. Im unteren Bereich des
Steins ist in Majuskeln folgender
Wortlaut eingemeißelt: „1945 –
1948 Königsberg (Pr) Unseren
Hundertausenden Toten und al-
len, die gleiches Schicksal erlit-
ten“.
Auf der linken Flankenseite des

Steins befindet sich in einem
Wappen die Elchschaufel. Auf der
rechten Seite hatte der Künstler
diesen Wortlaut in Stein gehauen:
„Ruhet in Göttlichem Frieden. Ru-
het wo ihr sterbend geblieben.
Ruhet in eurer Erde, die wieder
Heimat werde.“
In den zurückliegenden Jahren

fanden an diesem Stein auf dem
Waldfriedhof immer wieder Ge-
denkveranstaltungen statt. Leider
wurden sie immer weniger.
Es war Zeit, die Zukunft dieses

Gedenksteins in sichernde Hände
zu legen.
Der würdige Gedenkstein Kö-

nigsberg hatte schon seit Jahren
keinen offiziellen Besitzer mehr.
Niemand war ausfindig zu ma-
chen, der sich für den Stein zu-
ständig fühlte. Die Friedhofsver-
waltung stellte dazu noch keine
Fragen, an wen auch? Darum ba-
ten schon lange die Vorstandsmit-
glieder der Gemeinschaft evange-
lischer Ostpreußen e.V., aber auch
deren Regionalbeauftragter für
Bayern, Pfarrer und Studiendirek-
tor i.R. Werner Ambrosy, lands-
mannschaftliche Organisationen
Ostpreußens sowie das  „Haus

des Deutschen Ostens“ in Mün-
chen und nicht zuletzt auch den
Bund der Vertriebenen um Mit-
hilfe und Unterstützung zur Si-
cherung des Gedenksteins Kö-
nigsberg in München. Leider blie-
ben alle Bemühungen erfolglos.
Auch die Stadtgemeinschaft Kö-
nigsberg, die sich schon ihrem
Namen entsprechend für den Ge-
denkstein zuständig fühlen sollte,
winkte eine entsprechende Anfra-
ge ab.
Aber die Angelegenheit durfte

nicht mehr auf die lange Bank ge-
schoben werden. Darum blieb
Werner Ambrosy als letzter Aus-
weg seine direkte Anfrage bei der
Landeshauptstadt München. Mit
einem erfreulichen Ergebnis.
Denn, die in der Friedhofsverwal-
tung zuständigen Mitarbeiter zeig-
ten Verständnis dafür, dass eine
schnelle Lösung gefunden werden
musste. So konnte Werner Ambro-
sy in Abstimmung mit dem Vor-
stand der Gemeinschaft evangeli-
scher Ostpreußen diesem attrakti-
ven Angebot der Landeshaupt-
stadt München zustimmen:
Die Landeshauptstadt wird den

Gedenkstein ab sofort in ihre städ-
tische Obhut nehmen. Der Ge-
denkstein Königsberg erhält da-
mit den Status eines sogenannten
„Stadteigenen Denkmals“. Die
Stadt wird künftig dafür Sorge tra-
gen, dass dieser Gedenkstein so
lange als möglich erhalten bleibt.  
Seit Kurzem gibt es im Internet

für den Gedenkstein Königsberg

die Adresse www.gedenkstein-
koenigsberg.de. Dort können wei-
tere Informationen abgerufen
werden. 
Unter dieser Adresse können

auch betroffene Bürger, deren An-
gehörige in der Zeit von April
1945 bis 1947/48 in Königsberg
leidvoll umgekommen sind, deren
Namen unentgeltlich in ein vir-
tuelles Trauerbuch eintragen las-
sen. Wer kein Internet hat, wende
sich bitte direkt an Karsten Pack-
häuser, Ahornring 112, 86916
Kaufering.
Werner Ambrosy ist für seine

großen Bemühungen und für die-
ses erreichte Ergebnis herzlich zu
danken. Reinhard Krohn
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Seit 1937 ist der 11. Novem-
ber in Polen ein National-
feiertag. Gefeiert wird die

1918 erlangte vollständige Unab-
hängigkeit, nachdem der Staat
über 100 Jahre zwischen Russ-
land, Preußen/Deutschland und
Österreich-Ungarn aufgeteilt war.
1945 ist dieser Feiertag für 44 Jah-
re aus Rücksicht beziehungsweise
auf Geheiß der Sowjetunion ge-
strichen worden, bis er 1989 wie-
der zum Nationalfeiertag erklärt
wurde. Am 8. November 1926
verlautbarte der damalige Pre-
mierminister Jozef Pilsudski, dass
der 11. November stets im Ge-
dächtnis der polnischen Gesell-
schaft bleiben sollte. Er regte an,
dass dieser Tag frei von Arbeit
und Schule sein sollte. Zum 100.
Jahrestag der Unabhängigkeit be-
kommen polnische Staatsbürger
noch einen zusätzlichen freien
Tag geschenkt – den 12. Novem-
ber.
Die staatlichen Rundfunkstatio-

nen strahlten bereits am Vortag
Konzerte mit patriotischen Lie-
dern aus, die öffentlich-recht-

lichen Radiosender spielten aus-
schließlich polnischsprachige
Musik und in den Kirchen wur-
den Gratulationsworte von Papst
Franziskus verlesen. Um 12 Uhr
am 11. November übertrugen alle
Rundfunkstationen die am War-
schauer Pilsudski-Platz ange-
stimmte Nationalhymne, damit je-
der Pole diese zur gleichen Zeit
mitsingen konnte, hieß es aus
Warschau. 
In Breslau gingen in einer

„Fröhlichen Unabhängigkeitspa-
rade“ Familien aus vier Stadttei-
len in Richtung Schlossplatz [Plac
Wolnosci], um dort ebenfalls um
12 Uhr die Hymne mitzusingen
und der offiziellen Jubiläumsfeier
mit einer Militärzeremonie beizu-
wohnen. Das Breslauer National-
museum organisierte für Kinder
ein gemeinsames Suchen nach
Nationalhelden auf dem Gemälde
„Polonia“ von Jan Styka. 
Im Museumsfoyer sang der

Chor der Technischen Hochschu-
le patriotische Lieder des in War-
tenburg in Ostpreußen [Barcze-
wo] geborenen Feliks Nowowiejs-

ki (gestorben 1946 in Posen). Sein
polnischer Vater setzte sich für
das Polentum im Ermland ein,
seine deutsche
Mutter, die Pia-
nistin Kathari-
na Falk, unter-
stützte seine
künstlerische
Ader. Trotz der
po ln i sch-pa-
triotischen Ein-
stellung des Va-
ters sprachen
die Nowowje-
skis besser
Deutsch als
Polnisch. 
Der Kompo-

nist der Spätro-
mantik Feliks
Nowow j e s k i
spielte in Al-
lenstein im Or-
chester der
P reuß i s chen
Grenadiere und
studierte später in Berlin Musik.
1907 gewann er den Komposi-
tionswettbewerb in Lemberg mit

dem Lied „Trauerzug Kosciuszkos
zum Wawel“. 1907 komponierte
er das große Oratorium Quo Va-

dis, das nach der
Uraufführung
am 22. Oktober
1909 in Amster-
dam in mehr als
150 Städten in
Europa, Nord-
und Südamerika
aufgeführt wur-
de und seinen
Weltruf begrün-
dete.
Nowowiejski

ließ sich in Kra-
kau nieder, wo
er als Direktor
der Krakauer
Mu s i kg e s e l l -
schaft tätig war.
Gleichzeitig war
er Organist und
Kapel lmeister
der Warschauer
Symphoniekon-

zerte. 
Am 15. Juli 1910 versammelten

sich zum 500. Jahrestag der

Schlacht bei Tannenberg die Kra-
kauer auf dem Matejki-Platz und
stimmten unter Nowowiejskis
Leitung seine Komposition zum
Gedicht von Maria Konopnickas
„Rota“ an – dem Gedicht gegen
die Germanisierung des polni-
schen Volkes. Aufgrund zuneh-
mender Anfeindungen gegen
Deutsche zog Nowowiejski nach
Ausbruch des Ersten Weltkriegs
nach Berlin. Er wurde zum
Kriegsdienst eingezogen, schwor
den Eid auf Kaiser Wilhelm II.
und diente als Militärkapellmei-
ster. 1918 ging er jedoch nach Po-
sen und war dort als Dozent an
dem Musikkonservatorium, Kom-
ponist, Dirigent und Chorleiter tä-
tig. 
Wegen seiner Auftritte als Red-

ner beim Plebiszit von 1920 im
Abstimmungsgebiet Allenstein
wurde dessen Musik im übrigen
Deutschland boykottiert. Nowo-
wiejski geriet mehr und mehr in
Vergessenheit. Nach dem Zweiten
Weltkrieg, als die deutschen Ost-
provinzen an die Volksrepublik
Polen fielen, wurde Nowowiejski

wegen seiner propolnischen Ein-
stellung und den polnischen The-
men vieler seiner Musikwerke
dann endgültig „zum Polen dekla-
riert“. 
Auch das Historische Zentrum

Strapenbahndepot (Centrum Hi-
storii Zajezdnia) in Breslau stand
am Unabhängigkeitswochenende
ganz im Zeichen des Patriotismus.
Neben Ausstellungen und Vorträ-
gen stand das Konzert „Polnische
Blumen“ (Kwiaty Polskie) zum
Epos von Julian Tuwim (1894 in
Lodsch – 1953 in Zakopane) im
Mittelpunkt. Dieses Epos gilt als
das Meisterwerk Tuwims. Es
spielt hauptsächlich in Tuwims
Heimatstadt Lodsch und beginnt
um 1905, in der Zeit, als die Stadt
dem zaristischen Russland gehör-
te. Der Krakauer Zygmunt Kon-
ieczny hat Fragmente der „Polni-
schen Blumen“ vertont.
Musikalisch, wenn auch auf ei-

ne andere Art, ging es in der Bres-
lauer Jahrhunderthalle zu. Dort
traten am 11. November Stars der
polnischen Rockszene auf.

Chris W. Wagner

48 Stunden arbeitsfrei als Staatsgeschenk
100 Jahre Unabhängigkeit – das kann man doch nicht an einem Tag abfeiern

ÖSTL ICH VON ODER UND NEISSE

Liegt alles so weit zurück:
Jugend und Heimatland, Freude und Glück -
Alles verging. Ich bin müd wie ein Kind.
Leise, leise singt mich zur Ruh der Abendwind.

Agnes Miegel

Wir haben von einem geliebten Menschen Abschied genommen.

Edeltraut Behrendt
geb. Paczenski

 * 25. 1. 1934 † 18. 10. 2018
 Skomanten, Kr. Lyck Troisdorf, NRW

In Liebe und Dankbarkeit
die Familie

Die Trauerfeier mit Urnenbeisetzung hat im Familienkreis 
stattgefunden.

Anzeige

Für die Zukunft erhalten
Der große Gedenkstein für die Königsberger Kriegsopfer in München

München: Der Königsberger
Gedenkstein, geschaffen von
Georg Rauwolf, ist nun ein
stadteigenes Denkmal Bild: privat

Gedenken an Agnes Miegel,
Erna und Walter Scheffler

und alle, die in den Internierungs-
lagern noch nach Kriegsende um-
kamen.
Wie ein Besucher lakonisch be-

schreibt, wird das Städtchen Oks-
boel unweit von Esbjerg in West-
jütland von deutschen Touristen
überwiegend nur durchfahren.
Freunde sind mit mir vor Kurzem
hingefahren. Sehenswürdigkeiten
gibt es hier nicht, jedenfalls nicht
auf den ersten Blick. 
Doch nordwestlich des Ortes an

der Straße nach Boersmose liegt
auf der linken Seite im Wald ein
Friedhof. Angelegt wurde er in
den Nachkriegsjahren 1945 bis
1949. Auf ihm ruhen etwa 120
deutsche Soldaten und fast 1700
deutsche Flüchtlinge, die in dem
ehemaligen Militärlager Oksboel
nach ihrer Flucht aus dem Osten
hier interniert worden waren.
Zeitweilig wurden hier bis zu
37000 Menschen untergebracht,
das Lager wurde damit die
sechstgrößte Stadt Dänemarks.
Schaut man auf die Grabkreuze,
sieht man auf vielen, daß vor al-
lem ganz kleine Kinder Opfer der
Flucht und der Entbehrungen im
Lager waren. 
Der Friedhof macht einen ge-

pflegten Eindruck, auch wenn er
etwas schmucklos wirkt. Im Wald
hinter dem Friedhof finden sich
noch Reste des ehemaligen La-
gers, Gebäude, ehemalige Pferde-
ställe, Fundamente und Wege, die

nach der Aufgabe des Lagers
nicht rückgebaut wurden. 
Kurz vor Kriegsende entkamen

auch Walter Scheffler mit Agnes
Miegel und seiner Freundin Erna
Klein – eine Freundin meiner El-
tern – mit dem Unternehmen
„Hannibal“ Anfang 1945 über die
Ostsee. Diese Aktion galt als Be-
ginn der Verwundeten- und
Flüchtlingstransporte durch die
Kriegsmarine im ersten Halbjahr
1945. Drei Jahre verbrachte Wal-
ter Scheffler im dänischen Flücht-
lingslager Oksboel und heiratete
in dieser Zeit seine Freundin.
Dort schrieb er  die „Gesänge
hinterm Stacheldraht“. Bei seiner
Trauung war Agnes Miegel Trau-
zeugin. Erna Scheffler starb noch
im Lager. Walter Scheffler starb
am 17. April 1964 in Hamburg.
Die letzten Lagerinsassen ver-

ließen schließlich am 15. Februar
1949 über das Ausreiselager Kol-
ding Dänemark. In der Folgezeit
verhandelten der dänische und
der deutsche Staat im Vorfeld der
„Bonn-Kopenhagener Erklärun-
gen“ von 1955 über eine Kosten-
erstattung für die Unterbrin-
gungsmaßnahmen der Landsleu-
te. Schließlich wurde 1953 ein Be-
trag von zirka 42 Millionen Deut-
scher Mark an den nördlichen
Nachbarn überwiesen.

Regina Gronau

Anmerkung der Redaktion: 
Regina Gronau war ebenfalls in

Oksboel interniert.

Gedenken in Oksboel
Ein Stück deutsche Geschichte in Dänemark 

Plakat zum Fest: Werbung für
die „Fröhliche Unabhängig-
keitsparade“Bild: Breslauer Zentrum für

Gesellschaftliche Entwicklung (Centrum Rozwoju

Spolecznego)

Als Ergänzung und Vertie-
fung der Sonderausstel-
lung „Erziehung zum Eu-

ropäer“ zeigt das Lohrer Schul-
museum im Eingangsbereich bis
zum 16. Dezember die Sonder-
ausstellung „Flucht und Vertrei-
bung“.
Mithilfe von Schulbüchern,

Wandbildern und Augenzeugen-
berichten wird das Thema
schwerpunktmäßig im 20. Jahr-
hundert aufgezeigt und folgende
Fragen an den Besucher gestellt:
Was haben wir aus der Ge-

schichte gelernt? 
Was hat über 60 Jahre Euro-

paerziehung gebracht? 

Wo stehen wir heute? 
Wie geht Schule mit dem The-

ma um? Eduard Stenger

Das Lohrer Schulmuseum im
Ortsteil Lohr-Sendelbach ist von
Mittwoch bis Sonntag und an al-
len gesetzlichen Feiertagen je-
weils von 14 bis 16 Uhr geöffnet.
Gruppen können auch nach vor-
heriger Absprache außerhalb
der regulären Öffnungszeiten
das Museum besuchen. 
Kontakt: Eduard Stenger, Zum

Sommerhof 20, 97816 Lohr am
Main, Telefon (09352) 4960, E-
Mail: eduard.stenger@gmx.net

Sonderausstellung im Loherer Schulmuseum 
B

ild
: L

o
h

er
er

 S
ch

u
lm

u
se

u
m



Nr. 46 – 16. November 2018  19

Maikäfer fl ieg …  
Grenadiere aus Pommern 

Der Balkan ist mir nicht 
die gesunden Knochen 
eines einzigen pommer-

schen Grenadiers wert – hört man 
den Reichskanzler Otto von Bis-
marck auf dem Berliner Kongress 
1878 sagen. Das Zitat sagt zweierlei 
aus. Bismarck wurde ein Friedens-
politiker, als er das für Deutschland 
Erreichbare erreicht hatte. Die Sol-
daten aus Pommern scheinen einen 
guten Ruf gehabt zu haben.

Teile von Pommern gehörten seit 
1648 zu Preußen. Später kam die 
ganze Provinz unter die Herrschaft 
der Hohenzollern. Seine Landes-
kinder waren an den Kriegen betei-
ligt, die Preußen führte. Im europä-
ischen Vergleich waren das wenige. 
Preußen war zwar „militärisch“ 
aber eben nicht kriegerisch. Mit der 
Gründung des Deutschen Reiches 
1871 wurden – mit Ausnahme Bay-
erns – 21 Wehrkreise formiert, die 
für alles zuständig wurden was den 
Routinebetrieb im Frieden betraf. 
Bayern betrieb autonom drei eige-
ne Wehrkreise. Der Wehrkreis II in 
Stettin war für Mecklenburg und 
Pommern zuständig.

Nach dem Ersten Weltkrieg war 
die Reichswehr auf einen Umfang 
von sieben Infanterie und drei Ka-
valleriedivisionen begrenzt. Im 
Bereich des alten preußischen 
Kernlandes waren die 1. Infante-
riedivision in Königsberg, die 2. 
Infanteriedivision in Stettin und 
die 3. Infanteriedivision in Berlin/
Potsdam beheimatet. Gleichzeitig 
entstanden sogenannte Wehrkreise, 
die für die Nachwuchsgewinnung 
zuständig waren.

Der pommersche Wehrkreis II 
umfasste zunächst Schleswig-Hol-
stein, Hamburg, Mecklenburg und 
Pommern. Mit Einführung der all-
gemeinen Wehrpfl icht wurde der 
Wehrkreis II (wie vor 1918) auf 
Pommern und Mecklenburg be-
schränkt und die übrigen Provinzen 
formierten den neuen Wehrkreis X. 
Bisher gab es sieben Wehrkreise, 
ab 1935 wurden diese vermehrt. 
1938 kamen zwei weitere in Ös-
terreich und 1939 zwei in Posen 
und Westpreußen hinzu. Der Wehr-
kreis II bestand seit 1936 aus den 
drei Wehrersatzbezirken Schwerin, 
Köslin und Stettin.

Ursprünglich bestand die 2. Infan-
teriedivision aus den Regimentern 

Nr. 4, 5 und 6. Nur das In-
fanterieregiment verblieb 
bei der Division. Neu 
aufgestellte Einheiten er-
setzten die abgegebenen 
Einheiten. 1937 wurde 
die Division motorisiert 
und am 10. Januar 1941 
in die 12. Panzerdivision 
umgegliedert. Anlässlich 
des Krieges gegen die 
Sowjetunion war die 12. 
Panzerdivision abwech-
selnd bei den Heeres-
gruppen Nord und Süd 
eingesetzt.

Schließlich war der 
Verband im Kurland-
kessel eingeschlossen 
und geriet dort auch in 
Gefangenschaft. Inter-
essant ist das Schicksal 
von Salomon Perel. Er 
stammt aus der nieder-
sächsischen Stadt Peine. 
Nachdem der national-
sozialistische Pöbel das 
Schuhgeschäft seiner 
Eltern verwüstet hatte, 
emigrierte die Familie 
nach Polen und nahm 
in Lodz Wohnsitz. Im 
Herbst 1939 fl üchtete 
Salomon Perel in die 
Sowjetunion und geriet 
1941 beim Einmarsch 
der Wehrmacht in die 
Sowjetunion an die 
12. Panzerdivision. Er 
kämpfte dort als „Volks-
deutscher“ zwei Jahre 
gegen die Russen, bis er 
an die Akademie für Ju-
gendführung der Hitler-
jugend berufen wurde. 
1985 veröffentlichte er 
seine Erlebnisse unter 
dem Titel „Hitlerjunge 
Salomon“.

Im Zuge der Heeres-
vermehrung auf 50 In-
fanteriedivisionen (Frie-
densstärke) stellte der 
Wehrkreis II mit der 12. 
und der 32. Infanteriedi-
vision zwei weitere Ver-
bände auf. Hierzu wur-
den Teile der bisherigen 
Regimenter der 2. Infan-
teriedivision herangezogen. Ge-
neral Werner Freiherr von Fritsch, 
der unter dem Vorwurf der damals 

strafbaren Homosexualität 1938 
als Oberbefehlshaber des Heeres 
entlassen worden war. Nachdem er 

seine „Unschuld“ beweisen konnte, 
wurde der „Chef“ des Artilleriere-
giments 12. Er suchte und fand im 

Polenfeldzug am 22. 
September 1939 den 
Tod an der Front. Sein 
Grab befi ndet sich auf 
dem Berliner Invali-
denfriedhof. Bis 2013 
gab es in Baden-Würt-
temberg eine Fritsch-
Kaserne. Im Rahmen 
der Geschichtssäube-
rung bei der Bundes-
wehr wurde die Kaser-
ne 2013 umbenannt.

Bei Ausbruch des 
Zweiten Weltkrieges 
wurden im Wehrkreis 
II bis Kriegsende 19 
weitere Divisionen 
aufgestellt. Einige 
waren lediglich mit 
Stammpersonal ausge-
stattet und fungierten 
als Ausbildungsver-
bände (152. und 192. 
Division), andere, die 
vornehmlich aus äl-
teren Landesschützen 
bestanden (207. und 
281. Division), wurden 
als Sicherungsdivisio-
nen eingesetzt.

Die 12. Infanterie-
division war im Rah-
men der Heeresgrup-
pen Nord und Mitte 
von 1941 bis 1944 im 
Osten eingesetzt. Bei 
der Sommeroffensive 
1944 der Roten Ar-
mee gegen die Hee-
resgruppe Mitte (die 
zur Zerschlagung von 
vier deutschen Arme-
en führte) sollte die 
12. Infanteriedivisi-
on die Stadt Mogilew 
als „Festung“ gemäß 
Führerbefehl als Wel-
lenbrecher verteidigen. 
Schon am 28. Juni 
1944 war die Division 
zerschlagen.

Die 32. Infanterie-
division war am Po-
lenfeldzug und an der 
Westoffensive beteiligt 
und war für eine Lan-
dung in Großbritannien 
vorgesehen. Sie kam 

ausschließlich bei der Heeresgruppe 
Nord zum Einsatz und geriet in den 
Kurlandkessel. Im Januar 1945 wur-

de die Division von der Kriegsmarine 
abtransportiert und sollte das heimat-
liche Pommern verteidigen. Jastrow, 
Cammin, Bärenwald, Konitz und 
zuletzt Danzig waren die Schauplät-
ze des Verteidigungskampfes dieser 
pommerschen Division. Alle anderen 
Verbände aus Pommern waren ande-
ren Orts eingesetzt.

Die 75. Infanteriedivision aus 
Mecklenburg nahm am Westfeld-
zug teil und war dann bis 1945 im 
Osten eingesetzt. Der 258. Infante-
riedivision aus Pommern erging es 
ähnlich. Allerdings wurde sie im 
Oktober 1944 in Folge schwerer 
Verluste aufgelöst und ihr Rest auf 
andere Verbände verteilt. Die noch 
1939 – aber nach Kriegsbeginn –  
aufgestellte 162. Infanteriedivision 
kam nur im Krieg gegen die Sow-
jetunion bei der Heeresgruppe Mit-
te zum Einsatz. Bei den Kämpfen 
um Reshew hatte die Division so 
schwere Verluste, dass sie am 23. 
Dezember 1941 aufgelöst wurde. 
Die Reste wurden zur Aufstellung 
eines neuen Verbandes mit kauka-
sischen, turkestanischen, georgi-
schen, armenischen Hilfswilligen 
Kriegsgefangenen beauftragt. Die-
se Division kam dann in Italien zum 
Einsatz. Ihre Angehörigen wurden 
von den Briten nach Kriegsende an 
die Sowjetunion ausgeliefert, wo 
sie Tod oder Gulag erwartete.

Im Februar 1940 war in Stettin 
die 292. Infanteriedivision aufge-
stellt worden. Am Mittelabschnitt 
der Ostfront eingesetzt, ging der 
Verband beim Kampf um Ostpreu-
ßen Ende April 1945 unter. Im Ok-
tober 1940 wurde im Wehrkreis II 
die 122. Infanteriedivision formiert. 
Sie kam im Osten zum Einsatz und 
geriet im Kurlandkessel bei Kriegs-
ende in Gefangenschaft. Im No-
vember 1940 trat in Neustrelitz die 
302. Infanteriedivision zusammen. 
Sie wurde zunächst in Frankreich 
als Besatzungstruppe verwendet, 
kam in Folge der Stalingrad-Kata-
strophe an die Ostfront und wurde 
im August 1944 zerschlagen. 

Die 1941 in Wehrkreis II auf-
gestellte 702. Infanteriedivision 
hatte Glück. Sie verbrachte den 
Zweiten Weltkrieg als Besat-
zungstruppe in Norwegen. Seit 
Mai 1945 gibt es keine pommer-
schen Grenadiere mehr.

Klaus Gröbig

Deutscher Soldatenfriedhof in Neumark / Glinna bei Stare Czarnowo, südlich 
von Stettin. Seit 2006 letzte Ruhestätte für Soldaten und Kriegstote des WK II.

Hier können bis zu 32.500 Gefallene ihre letzte Ruhestätte fi nden. Seit 1991 
hat der Volksbund insgesamt 13 Soldatenfriedhöfe des Zweiten Weltkrieges in 
Polen errichtet. Dort kamen rund 468.000 Wehrmachtsangehörige ums Leben. 
Die namentlich bekannten Soldaten dokumentiert der Volksbund in einem Buch, 
das 456.000 Einträge enthält und das am 15. Juli 2006 der Öffentlichkeit über-
geben wurde. Wichtiger Bestandteil der Kriegsgräberfürsorge in Polen war und 
bleibt stets auch eine intensive Jugendarbeit. Unter dem Volksbund-Leitwort 
„Versöhnung über den Gräbern – Arbeit für den Frieden“ arbeiteten seit 1990 
junge Menschen beider Nationen in rund 90 Workcamps auf verschiedenen 
Kriegsgräberstätten zusammen. Über 700 polnische Jugendliche nahmen in 
dieser Zeit an internationalen Jugendlagern in Deutschland teil. Eine besondere 
Rolle in der deutsch-polnischen Verständigung kommt der Jugendbegegnungs-
stätte Golm zu, die der Volksbund 2005 auf Usedom eröffnet hat. Auch junge 
Soldaten beider Staaten hat die Arbeit an Kriegsgräbern zusammengeführt. Seit 
2000 organisiert der Volksbund regelmäßig Arbeitseinsätze, bei denen Bundes-
wehrsoldaten und Reservisten gemeinsam mit polnischen Soldaten Friedhöfe 
pfl egen.

Am 14. August 2009 fanden in Neumark/Glinna bei Stare Czarnowo, über 60 
Jahre nach ihrem Tod, die Gebeine der 2.116 Marienburger Toten (unter ihnen 
1.001 Frauen, 381 Männer, 377 Kinder und 352 Menschen, deren Geschlecht 
und Alter nicht bestimmt werden konnten) auf einem gesonderten Grabfeld, wo 
der Volksbund auch künftig zivile deutsche Kriegsopfer begraben will, ihre letz-
te Ruhe. Geistliche aus Polen und Deutschland gestalteten die Trauerfeier, an 
der über 300 Menschen teilnahmen. Die Anlage in Neumark (Stare Czarnowo) 
ist eine von 13 Kriegsgräberstätten, die der Volksbund seit 1991 in Polen er-
richtet hat. Foto: B. Stramm

In einem ganz persönlichen 
Brief dankte Günther Drewitz 
vom Heimatkreis Greifen-

hagen dem Landrat des Kreises 
Osnabrück, Herrn Dr. Michael 
Lübbersmann, für die Präsentati-
on der Greifenhagener Artefakte 
in dem neu eröffneten Museum in 
Bersenbrück. und für die lebendi-
ge Patenschaft, die seit dem 19. 
Mai 1953 besteht.

Am 28. Oktober 2018 fanden 
die Feierlichkeiten zur Eröffnung 
des „Museum im Kloster“ in der 
Patenstadt Bersenbrück, im Pa-
tenkreis Osnabrück, statt.

Mit Zeilen aus Schillers „Glo-
cke“  …Soll das Werk den Meis-
ter loben – doch der Segen kommt 
von oben   … untermalte er seine 
Zeilen. Was hier den Menschen 
des Bersenbrücker Landes aus 
Kultur und Geschichte  ihrer Hei-
mat präsentiert wird, ist die Be-
wahrung historischer Exponate 
für alle Generationen dieser Re-
gion. 

Am 19. Mai 1953 verabschie-
dete der Deutsche Bundestag 
das Bundesvertriebenengesetz, 
in dessen § 96 der Bund und die 

Länder verpfl ichtet wurden, das 
Kulturgut der ostdeutschen Ver-
treibungsgebiete im Bewußtsein 
des gesamten deutschen Volkes 
zu erhalten. Der Landkreis Ber-
senbrück übernahm 1958 die 
Patenschaft für den Landkreis 
Greifenhagen. Er übernahm damit 
auch diese verpfl ichtende Aufga-
be „Kultur zu erhalten“.

Niedersachsen und Pommern 
sind seit Jahrhunderten eng ver-
bunden. Nur eine Erinnerung: 
1231 wurde in Bersenbrück das 
Zisterzienserinnen-Nonnenklos-
ter gegründet, viel früher, bereits 
1173, des Zisterzienser-Mönch-
kloster in Kolbatz, Kreis  Grei-
fenhagen.

So sind die Patenkinder hier 
in Bersenbrück, im Osnabrücker 
Land, zweimal mit diesem Mu-
seum verbunden, und freuen sich 
darüber.

Erstens: Den Heimatvertriebe-
ne aus dem Kreis Greifenhagen in 
Pommern haben die Patenschafts-
träger die Möglichkeit gegeben, 
auch ihre Historie, Kultur und 
das  pommersche Brauchtum in 
diesem  Museum zu sammeln, zu 

bewahren und auszustellen.
Diese Aufgaben fördert die ge-

meinnützige „Stiftung Kreis Grei-
fenhagen/Pommern“.

Zweitens: Als Patenkinder, die 
nunmehr seit mehr als 60 Jah-
ren im Bersenbrücker Land eine 
zweite Heimat gefunden haben, 
die Kultur dieser Heimat, in die-
sen historischen Räumen zu ent-
decken. Ein ausdrücklicher Dank 
auch dafür!

Drewitz schloß mit Zeilen von 
Goethe aus dem „Schatzgräber“:
Arm am Beutel, krank am Herzen, 
Schleppt´ ich meine langen Tage, 
Armuth ist die größte Plage,
Reichtum ist das höchste Gut.

Günther Drewitz

Das Museum wurde 2016 in ein 
neues Trägerschaftsmodell durch 
einen Kooperationsvertrag mit 
Partnern vor Ort überführt, um 
die Anbindung an die gesamte 
Region zu unterstreichen. Dazu 
gehören neben dem Museums-
träger Landkreis Osnabrück die 
Samtgemeinden Artland, Bersen-
brück, Fürstenau und Neuenkir-
chen, die Städte Bramsche und 

Bersenbrück sowie die Vereine 
Kreisheimatbund Bersenbrück 
e.V., Heimatverein Bersenbrück 
e.V., Förderverein des Kreismuse-
ums Bersenbrück e.V. sowie die 
Stiftung Heimatkreis Greifenha-
gen e. V.

Das Museumsgebäude ist ein his-
torisches Baudenkmal, dessen 
Zeugnischarakter bewahrt werden 
muss. 
https://www.museum-im-kloster.de

Museum im Kloster wieder eröffnet
Landkreis Osnabrück steht fest zur Patenschaft mit Greifenhagen

Köslin, die ehemalige 
Hauptstadt des Regie-
rungsbezirks Köslin, liegt 

am Abhang des 137 m hohen und 
mit Laubwald bedeckten Gollen-
bergs. Er steigt unmittelbar aus der 
Küstenebene auf; Radler, die dem 
Radweg 10 folgen, können ihn hin-
ter Groß Möllen deutlich erkennen. 
Das Waldgebiet des Berges gehörte 
zum Forstamt Karnkewitz. Auf der 
höchsten Erhebung stand für die 
im napoleonischen Krieg gefalle-
nen Pommern das Gollenkreuz, 
das nach einem Entwurf Schinkels 
1829 errichtet wurde. Nach dem 2. 
Weltkrieg hat man es zerstört.

Erstmals wird 1263 eine Pfarrkir-
che auf dem Gollenberg erwähnt. 
Um 1352 begannen die ersten 
Wallfahrten zu St. Maria. Sie wur-
de zum Gnadenort für Reisende 
und Seeleute, denn die Bergspitze 
war auch ein Seezeichen. Die Re-
formation brachte die Aufhebung 
des Wallfahrtsortes. Die Kapelle 
zerfi el. Im Jahr 1888 wurde ein 32 
m hoher Aussichtsturm mit Restau-
rant gebaut.

Papst Johannes Paul II. hat 
bei seinem Besuch 1991 die alte 

Wallfahrtstradition wieder aufl e-
ben lassen.

Heute strömen viele Polen und 
Busreisende aus dem Ausland be-
sonders an den Wochenenden zum 
Gottesdienst auf den Gollenberg, 
der sich jetzt Góra Chelmska nennt. 

Brigitte Klesczewski.   

Der Gollen
Hausberg von Köslin

Das Gollenkreuz
Kriegerdenkmal 

1813 - 1814
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Gutes Deutsch sieht anders aus: 20 Jahre nach ihrer Einführung haben Linguisten und Deutsch-
lehrer der Rechtschreibreform ein schlechtes Zeugnis ausgestellt Bild: Imago

Leserbriefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der der Redaktion decken muss.
Von den an uns gerichteten Briefen
können wir nicht alle, und viele nur
in Auszügen, veröffentlichen. Alle
abgedruckten Leserbriefe werden
auch ins Internet gestellt.

Zu: Was Europa bevorsteht 
(Nr. 42)

Deutschland – ein traumhaftes
Areal, von den Küsten bis an die
Alpen, vom Rhein bis an die Oder.
Politiker fragen die unzufriede-
nen Bürger: „Was wollt ihr, geht es
euch nicht gut in unserem Land?“
Liebe selbsternannte Elite, banal
aber treffend, Geld allein macht
nicht glücklich!

Stellvertretend für alle Brenn-
punkte, die Flutung Deutschlands
mit Fremden, Wohnungsnot, die
Vergewaltigung und Rechtsbre-
chung gegenüber den Dieselfah-
rern und so weiter, möchte ich
nur einmal den Betrug an den
Steuerzahlern durch Cum-Ex-
und Cum-Cum-Geschäfte anspre-
chen. Hier wird der Steuerzahler,
und das ist das Abartige, mit Wis-
sen der Politik im Milliardenbe-
reich betrogen.

Seit 2002 weiß unsere politi-
sche Elite davon. Peer Steinbrück
versuchte in seiner Zeit als Fi-
nanzminister, einen nationalen
Riegel vorzuschieben. Die Ge-
schäfte liefen dann über das Aus-
land ungebremst weiter. Sein
Nachfolger Wolfgang Schäuble
war zu diesem Thema nicht an-
sprechbar. Und sein damaliger
Staatssekretär Michael Meister
nahm es mit einem Lächeln. 

Das ist der Wahnsinn auf der ei-
nen Seite. Wenn dann die abge-
wrackten Parteien durch Mitglie-
derschwund sich einfach 25 Milli-
onen aus dem Steuertopf auf ihr
Parteikonto überweisen, ist das
der i-Punkt. Wenn dann aber der
Fiskus bei meinem Autohändler
und meinem Reisebüro während
einer Betriebsprüfung ihnen die
Tageszeitung streitig machen will,
muss man sich nicht wundern,
dass man der „Elite“ überdrüssig

wird und dass die Steuermoral
der Bürger gegen Null tendiert.

Es würde mich auch nicht wun-
dern, wenn „Erdowahn“ das Bun -
desverdienstkreuz bekommen
würde. Der Bundestag ist zu ei-
nem hörigen Spielball geworden.
„Zielführend“ ist das neue Zau-
berwort, das alle Gesetze schred-
dert. Ob die AfD den freien Fall in
die Gesetzlosigkeit aufhalten
kann, vermag ich nicht zu beurtei-
len. Auf jeden Fall ist ihre Wahl
aus meiner Sicht ein notwendiger
Schuss vor den Bug der bornier-
ten Altparteien. Wenn ich neben-
bei in den Nachrichten höre, die
Polizei darf keine Webcams bei
Einsätzen mehr benutzen, weil
die Linksextremen „eingeschüch-
tert“ werden, bin ich sprachlos.
Dieser Täterschutz wahnsinn hört
einfach nicht auf. Quo vadis
Deutschland? Peter Karstens,

Eckernförde

Zu: Rassismus im Alltag: Neue
Weltordnung (Nr. 40)

Wenn es nicht so beängstigend
wäre, könnte man Deutschland
ironischerweise zum Denunzian-
ten-Stadl erklären. Selbsternannte
Gesinnungswächter maßen sich
an, insbesondere den blonden
Anteil der Deutschen als offen-

kundige Nazis zu stigmatisieren.
Und es ist schon wieder soweit,
dass sie Kinder gegen ihre Eltern
aufhetzen? Das hatten wir schon
einmal als Programm der Faschi-
sten. 

Heute werden Schülern und Ju-
gendlichen im Internet Handrei-
chungen angeboten, wie sie ihre
Eltern als rechtsextrem und rassi-

stisch entlarven können. Sollten
diese nicht die linken Main -
stream-Vorgaben befolgen, müs-
sen sie sich von ihnen belehren
lassen oder werden denunziert. 

Offensichtlich wurde ein Groß-
teil der letzten drei Generationen
in Bildungseinrichtungen derart
einseitig ideologisch verbogen,
dass sie nicht in der Lage sind zu

erkennen, dass sie sich selbst wie
Nazis verhalten. Es ist grotesk,
dass gerade sie ständig von De-
mokratie, Vielfalt, Toleranz und
Menschenrechten schwafeln und
dabei nicht bemerken, dass sie
diese Begriffe mit ihrem missio-
narischen Eifer ins Gegenteil ver-
kehren. Gisela Recki,

Troisdorf

Hereinspaziert in den Denunzianten-Stadl Elsass in Bewegung

Zu: Der nächste Angriff auf die
deutsche Sprache (Nr. 41)

Ich bin von Beginn an ein Kriti-
ker dieser aufgezwungenen
Rechtschreibreformen gewesen.
Deshalb fallen mir auch immer
wieder bestimmte Dinge auf.
Hierunter fällt auch folgender
Satz des Verfassers in dem oben-
genannten Artikel: „Im Sinne der
Ideologie des Gender-Mainstrea-
ming unternehmen sie zurzeit er-
ste Schritte, um uns abwegige
Schreibungen wie beispielsweise
Bauarbeiter*innen oder Atom-
physiker*innen aufzuzwingen.“

Und das, was ich meine, ist die-
ses „zurzeit“! Das ist für mich ein
Knackpunkt der Unlogik dieser
Reform(en)! Wie kann man zwei
Wörter zusammenzwingen, die
früher getrennt geschrieben wur-
den? Dann müsste ja auch die Be-
tonung auf die vorletzte Silbe fal-
len: „zúrzeit“ – das ist doch auch
krank, oder? Friedrich Specht,

Hannover

Zu: „Unser Land isch unsri Sach“
(Nr. 41)

Die elsässischen und lothringi-
schen Autonomiebestrebungen,
die seit 1918 mehr oder minder
lautstark zu vernehmen waren,
haben 2016 unter Präsident Hol-
lande einen administrativen
Rück schlag hinnehmen müssen.

Umso erfreulicher ist es, dass
sich neben den bislang im Mittel-
punkt stehenden elsässischen
Forderungen auch die ehemaligen
Deutsch-Lothringer zu Wort mel-
den. Insbesondere die deutsche
Sprache ist es, die als identitäts-
stiftendes Merkmal, sei es als
Hochsprache oder alemannischer
beziehungsweise fränkischer Dia-
lekt, auf dem Prüfstand steht.
Dank zahlreicher Elterninitiativen
sind die Dinge langsam in Bewe-
gung geraten. Wichtig in diesem
Zusammenhang sind die vielen
grenzüberschreitenden Kontakte
von Sprachpflegern diesseits und
jenseits des Rheins.

Besonders der Verein Deutsche
Sprache (VDS) – Regionalgruppe
Ortenau – thematisiert regelmä-
ßig die Belange der um kulturelle
Selbstbestimmung ringenden El-
sässer und Lothringer. Auch Frau
Munchenbach ist hier ein gernge-
sehener Gast und geschätzte Vor-
tragsrednerin. Einen weiteren in -
teressanten Ansatz hierzu boten
die VDS-Sprachtage 2018 in Of-
fenburg mit dem Thema Zwei-
sprachigkeit am Oberrhein mit
prominenter Besetzung von bei-
den Seiten des Rheins, welche
sich sehr ausgiebig dem Thema
widmete. Eine integrierte Elsass-
Bildungsfahrt führte die Teilneh-
mer zu den Sehenswürdigkeiten
von Straßburg und der ABCM-
Schule in Hagenau, in welcher
Kinder zweisprachig, Französisch
und Deutsch, unterrichtet werden.

Es bleibt zu hoffen, dass sich
die obrigkeitskritische, basisde-
mokratische Stimmung, die in
ganz Europa zunimmt, auch auf
diesen, lange im Schatten des
Weltgeschehens verharrenden
unbefriedigenden Zustand aus-
wirken wird. Die gewachsene eu-
ropäische Vielfalt und kulturelle
Identität kann auf diese Weise nur
gewinnen. Roland Grassl,

Bühl

Zu: Der nächste Angriff auf die
deutsche Sprache (Nr. 42)

Wie es um die Rechtschreibre-
form steht, fasst Josef Kraus, lang-
jähriger Präsident des Deutschen
Lehrerverbandes, dieser Tage in
nur einem Wort zusammen:
Schlechtschreibreform. 

Die am 1. August 1998 verbind-
lich an Schulen und Behörden
eingeführte Reform muss sich
zum 20. Jubiläum stärker denn je
kritischen Blicken unterziehen –
mit einem ernüchternden Ergeb-
nis. Denn die ursprüngliche Idee
zur Vereinfachung der Recht-
schreibung scheiterte an strittigen
Regeln, die auch in den nachfol-
genden Revisionen nicht korri-
giert werden konnten und vor-
wiegend Verwirrung stifteten. 

In einer Vergleichsstudie der
Universität Siegen konnte belegt
werden, dass sich die Fehlerquote
von Viertklässlern zwischen den
Jahren 1972 und 2002 verdoppel-
te. Hinzu kam, dass sich rund 90
Prozent der Deutschen von vorn-
herein gegen die Rechtschreibre-
form aussprachen, schreibt Kraus
und beruft sich auf Zahlen des

Meinungsforschungsinstituts Al-
lensbach. Bis heute ist dieser Wert
konstant geblieben. 

Die breite Ablehnung hatte zur
Folge, dass die neue Rechtschrei-
bung größtenteils boykottiert und
ignoriert wurde. Privatpersonen,
Verlage und auch immer mehr
Zeitungen, darunter die „FAZ“,
lehnten die Reform von vornher-
ein ab oder kehrten nach kurzer
Zeit zur „bewährten Rechtschrei-
bung“ zurück, so der „Spiegel“,
der sich selbst 2004 dem „Akt des
zivilen Ungehorsams“ anschloss. 

Der im gleichen Jahr gegründe-
te Rat für deutsche Rechtschrei-
bung vermochte nur noch wenig
auszurichten. Im Gegenteil: Resig-
nation, Ignoranz und Unverständ-
nis scheinen seitdem beim Thema
Rechtschreibung richtungswei-
send zu sein, wie sich nicht nur
an subversiven Erscheinungen
wie der „Vong“-Sprache erkennen
lässt. Besonders die Debatten um
eine geschlechtergerechte
Schreibweise, die oftmals jegliche
Regeln der Grammatik ignoriert,
veranschaulichen, wie die Recht-
schreibung systematisch abge-
lehnt wird. Erich Lienhart,

Bühl

Deutschfehler

Ernst kam später
Zu: Schwarz-rot-goldene Streit-
hähne (Nr. 40)

Meine erste Lektüre war „Ut
mine Festungstid“. Als Kinder
sprachen wir auf der Straße nur
ostpreußisches Platt, und wer das
beherrschte, kam auch mit Reu-
ters mecklenburgischem Platt
klar. Nur hieß dieser Reuter Fritz
und nicht Ernst, wie es im oben-
genannten Beitrag auf der Ge-
schichte & Preußen-Seite steht.
Ernst Reuter wurde erst ein Jahr-
hundert später aktuell. 

Herbert Skroblin,
Wächtersbach

Krankes »zúrzeit«

Schuss vor den Bug

Leserbriefe an: PAZ-Leserfo -
rum, Buchtstraße 4, 22087
Hamburg, Fax (040) 41400850
oder per E-Mail an redaktion@
preussische-allgemeine.de

LESERFORUM

Anzeige

Verwirrung stiftende
Schlechtschreibreform
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Zahlreiche Städte im östlichen
Ostpreußen bekamen vor 100 Jah-
ren ein neues Gesicht. Damals
sollten Gerdauen, Goldap, Nei-
denburg oder Lyck Idealstädte
werden, neu geordnet, neu gestal-
tet – leuchtende Beispiele für ein
zukünftiges Deutschland. 

Der Erste Weltkrieg endete in
Ostpreußen recht schnell. In der
Schlacht von Tannenberg und
endgültig bis Anfang 1915 wurden
die Russen aus dem Land ge -
drängt. In den kurzen aber hefti-
gen Kämpfen waren zahlreiche
Orte zerstört und die Einwohner
in die Flucht getrieben worden. 
Unmittelbar nach der Befreiung

des östlichen Ostpreußens ver-
sprach der Kaiser den Wiederauf-
bau der zerstörten Orte. Der
Deutsche Werkbund, damals die
wichtigste Sammelbewegung der
modernen Kräfte, appellierte an
die Architekten des Landes, nach
Ostpreußen zu kommen, um hier
einen idealtypischen Wiederauf-
bau umzusetzen. Mehrere hun-
dert vor allem junge Architekten
kamen, unter ihnen einige aus
Königsberg und viele aus den
westlichen Gebieten wie Berlin,
Bremen oder München. Sie hat-
ten in den ersten Jahren des 
20. Jahrhunderts die Ideen der
Re form verinnerlicht. Und sie hat-
ten mit dem Historismus der
Gründerzeit gebrochen und woll-
ten nun schlichte Architektur
schaffen – ohne die als falsch ver-
standenen historistischen Deko-
rationen. Die neue Architektur
sollte das Leben der Menschen in
ihrer ostpreußischen Eigenart
zum Ausdruck bringen, sie sollte

den Charakter der Menschen am
Äußeren ablesbar machen. 
Damit Architekten, die an alten

Rezepten hingen, nicht doch zum
Zuge kamen, wurde eine staatli-
che Bauberatung eingesetzt und
mit Reformkräften besetzt. Nur
die Bauherren, deren Projekte
den Segen der Bauberatung beka-
men, konnten auf öffentliche

Wiederaufbau-Gelder hoffen. Die
Bauberater zeigten sich als stren-
ge Kontrolleure, sie strichen ein-
gereichte Planungen zusammen
und zeichneten oft eigene Alter-
nativentwürfe.
Trotz der rigiden Einflussnah-

me der Bauberater entstand in

Ostpreußen während und nach
dem Krieg eine durchaus vielfälti-
ge Wiederaufbau-Architektur. Die
kaum ausformulierten Ideale der
Reform ließen zahlreiche auch
sehr unterschiedliche Lösungen
zu. So entstanden am Goldaper
Markt schlichte Reihenhäuser
(Architekt Fritz Schopohl, Berlin),
die allein durch Laubengänge und

die Anordnung der Fenster gestal-
tet sind. In Gerdauen hingegen
formte der Bremer Architekt
Heinz Stoffregen eine neue Alt-
stadt, die an mittelalterliche Städ-
te erinnern soll. Er setzte Feldstei-
ne in die Mauern, gliederte die
Häuser mit Erkern und Gauben,

schmückte Eingangstüren durch
Schnitzarbeiten und ließ alles wie
zufällig gewachsen erscheinen.
Niemand sollte erkennen, dass
das neue Gerdauen eine vom
Architekten geplante Stadt ist. 
Um mit dem Wiederaufbau

auch eine Qualitätsverbesserung
in den Städten zu erreichen, hat-
ten sich im ganzen Reich Vereine

gegründet, die Spenden für den
Neubau von Schulen, für die Ver-
legung von Straßen, Errichtung
von Denkmälern und manche
Zwecke mehr sammelten. Ost-
preußen sollte nach Vollendung
des Wiederaufbaus schöner sein
als je zuvor.

Auch Gutshäuser wurden nach
den Vorstellungen der Reform
aufgebaut. In nicht wenigen Fäl-
len erstrahlten die Hofanlagen
eindrucksvoller, als es die Vorgän-
gerbauten taten. 
Während an den Westgrenzen

weiter die Kämpfe tobten, wurde
in Zeitungen und Zeitschriften
eifrig über den Wiederaufbau im
Osten geschrieben; die Neugestal-
tung des östlichen Ostpreußens
war nicht weniger als ein Beleg
für eine Sinnhaftigkeit des Krie-
ges. Wilhelm II. kam im August
1917 nach Gerdauen gereist und
lobte die neu errichtete Altstadt.
Mit der deutschen Niederlage

1918 war auch das Wiederaufbau-
projekt entwertet. Goldap, Ger-
dauen, Schirwindt und die ande-
ren Wiederaufbau-Orte standen
nun nicht mehr exemplarisch für
den Neuanfang, sondern beispiel-
haft für das untergegangene Kai-
serreich. Die Wiederaufbau-
Architektur wurde, kaum war sie
vollendet, schon vergessen.
Immer wieder wurde in jünge-

ren Publikationen auf das Erbe
hingewiesen, das wichtigste Buch
dazu lieferte der in Lodsch leh-
rende Architekturhistoriker Jan
Salm: „Ostpreußische Städte im
Ersten Weltkrieg“ (2012). Vier
Jahre später erschien außerdem
die Studie „Reformarchitektur –
Die Konstituierung der Ästhetik
der Moderne“, welche die
Wiederaufbau-Leistungen in Ost-
preußen thematisiert. Die Veröf-
fentlichungen kursieren jedoch
nur in Fachkreisen, in den Städten
selbst ist die eigene Geschichte
kaum bekannt – und wenn sie
bekannt ist, wird sie als Teil der

deutschen Kulturgeschichte kaum
geschätzt. Jedes Jahr müssen Ver-
luste im Bestand der Wiederauf-
bau-Architektur beklagt werden.
In Polen ist die Situation aller-
dings deutlich besser als in Russ-
land, wo beispielsweise die einst
besonders sehenswerte Stadt Ger-
dauen (russisch Schelesnodoro-
schny) langsam zugrunde gerich-
tet wird.
Um das unbekannte und in sei-

ner Bedeutung bisher kaum
begriffene „Weltkulturerbe Wie -
deraufbau“ zu retten, wäre eine
Bestandsaufnahme dringend ge -
boten: Welche Bauten wurden von
1915 bis 1925 im östlichen Ost-
preußen errichtet? Wo wurden
neue Stadtgrundrisse realisiert?
Was ist an Denkmälern und
womöglich sogar an Inventar
erhalten geblieben? Viele Ant-
worten lassen sich in zeitgenössi-
schen Publikationen finden, sie
sollten mit dem vorhandenen
Bestand abgeglichen werden. Erst
wenn man in Deutschland, Polen
und auch in Russland den Schatz
der Reformzeit kennt, wird man
sich um ihn kümmern können.
Der Wiederaufbau der zerstör-

ten Ortschaften, begonnen im
Ersten Weltkrieg, ist keine lokale
Fußnote der Architekturgeschich-
te, im Gegenteil. Die Idealstädte
der Reform waren ein erstes Pro-
jekt der Moderne, das in den Ber-
liner Großsiedlungen der 1920er
Jahre – Mitwirkender war nicht
zuletzt der Wiederaufbau-Archi-
tekt Hans Scharoun – und auch in
zahlreichen Städtebauprojekten
nach dem Zweiten Weltkrieg
seine wirkungsvolle Fortsetzung
fand. Nils Aschenbeck

Mehr als nur eine Wohn-Fußnote
Größtes Bauprojekt im Ersten Weltkrieg – Der Wiederaufbau kriegszerstörter Ortschaften in Ostpreußen. Was wird aus dem Erbe?

Villa Kunterbunt: Ein Haus des Bremer Architekten Heinz Stoffregen in Gerdauen Bild: Aschenbeck

Süßes Sabbelwasser
Bärenfang – Bei 50 Umdrehungen schlägt die Sprache Purzelbäume

Zum kleinen Baltikumstaat
Estland gehören ganze
2222 Inseln. Die kleinste

von ihnen ist das nur drei Hektar
große Keri mit seinem 31 Meter
hohen Leuchtfeuer. 
Langsam senkt sich die Däm-

merung über den Finnischen
Meerbusen. Aber es gibt einen
Wegweiser mit jeweils zwei Licht-
signalen, unterbrochen von meh-
reren Sekunden Pause: Das
Leuchtfeuer von Keri ist nicht zu
übersehen. Vorsichtig tastet sich
Bootsführer Peep durch das fla-
che Wasser. „Willkommen auf

Keri, der vergessenen Insel! Nicht
mal der Tod findet dich hier“,
grinst der Este. Zur Hansezeit sei
Keri deshalb auch ein Piratenver-
steck gewesen. 
Im Leuchtturmwärterhaus

riecht es muffig. Die Räume schei-
nen fluchtartig verlassen worden
zu sein. In der primitiven Kombü-
se gibt es zumindest Gas zum
Kochen. Für Strom sorgt ein Die-
selgenerator aus sowjetischer
Produktion im Nachbarhaus.
„Wasser haben wir auch“, ist Peep
stolz, „aus dem ersten Bohrloch
strömte vor 200 Jahren Gas, das

man praktischerweise für die
Beleuchtung nutzte.“ Damals war
der Leuchtturm von Keri der erste
gasbefeuerte der Welt. Heute wird
er mit Solarenergie versorgt. 
Am Ende eines langen, finste-

ren Gangs mit aufgerissenen,
knarrenden Holzdielen das
Schlafzimmer: vier Bettgestelle,
ein wackliges Tischchen, eine zer-
sessene Couch. In der Decke klafft
ein riesiges Loch. „Wir würden ja
gern alles renovieren“, entschul-
digt sich Peep, „aber das Geld
dafür fehlt, obwohl die Insel samt
Gebäuden ein Denkmal ist.“ 

Der einzige Weg der Insel führt
an der Sauna vorbei zum „Kino“,
das mit zerschlissenen Klubses-
seln vollgestellt und ungemütlich
kalt ist. Peep wirft die altertümli-
che Technik an. Über die Lein-
wand flimmert ein selbst produ-
zierter Streifen zur langen Ge -
schichte von Keri, das 1623 erst-
mals urkundlich erwähnt wurde.
1719 wurde auf Befehl von Zar

Peter I. ein Leuchtturm errichtet,
der heutige 1803 in Betrieb ge -
nommen und 1857 mit einem
Metallaufsatz verstärkt. 2003 ver-
ließ der letzte Leuchtturmwärter

die nur 300 mal knapp 100 Meter
lange Insel.
Doch heute können Gäste wie-

der nachempfinden, wie es sich
damals so lebte – in einem Crash-
Kurs für Leuchtturmwärter. Dazu
gibt Peep am Abend noch eine
kurze Einweisung. Danach wartet
die erste Nacht. Der Wind pfeift
um die Baracke. Zeit, um mit Trai-
ningsanzug und Socken in den
Schlafsack zu kriechen. Auf dem
Tisch flackern Kerzen, die das
Kabuff in ein gespenstisches Licht
tauchen. Irgendwann trommelt
ein Regenschauer auf das Blech-
dach und sorgt bald für wilde
Träume von herumgeisternden
Leuchtturmwärtern und an Land
gespülten Schiffbrüchigen.
Am nächsten Morgen steht

dann eine Inselerkundung auf
dem Programm. Einen Steinwurf
vom Wohnhaus entfernt liegt die
Sauna. Durch Flieder- und Hek-
kenrosen-Gebüsch bahnt man
sich den Weg zum Leuchtturm,
dessen gemauerte Rundform wie
ein gewaltiger Festungsbau wirkt.
Eine metallene Kreuzkonstruk-
tion davor enthält zwei Gedenkta-
feln: eine davon für den Abschuss
eines finnischen Flugzeugs vom
Typ Ju 52 im Zweiten Weltkrieg
durch einen sowjetischen Jagd-
flieger. Zwölf Menschen starben
dabei. Das Wrack soll vor Keri lie-
gen, wurde aber nie gefunden. 
Die Ostseite des mächtigen See-

zeichens ist von Wind und Wetter
angenagt und einsturzgefährdet.
Ein paar Balken sollen die trauri-
ge Ruine abstützen. Irgendwann
klingelt das Mobiltelefon und
Peep meldet sich: „Das Wetter ist
gut heute für die Überfahrt, mor-
gen soll es schon wieder kräftig
blasen.“ Und dann geht es auch
schon wieder zurück aufs Fest-
land. Peer Schmidt-Walther

Kein Schiff wird kommen
Keri in Estland – Als Leuchtturmwärter auf der vergessenen Insel

Löst man Honig in fast 100-
prozentigem Alkohol auf,
gibt Zimt, Vanille, Nelken

und einen Schuss Wasser dazu, so
erhält man den Bärenfang, einen
aus Ostpreußen stammenden
Honiglikör oder -schnaps, der seit
dem 15. Jahrhundert dort in Ge -
brauch sein soll. Allerdings ist
auch überliefert, dass ihn bereits
die alten Prußen kannten. Bären-
fang galt bei den Ostpreußen als
Nationalgetränk, es war, wie sie
sagten, Essen und Trinken zu -
gleich. Aber auch die nach 1945
dort angesiedelten Bewohner
haben die Tradition bis heute fort-
geführt und beibehalten.
Bärenfang wurde in früheren

Zeiten ausschließlich in den Pri-
vathaushalten Ostpreußens her-
gestellt. Viele Familien entwickel-
ten nach und nach ihre eigenen
Rezepte, wobei kleinere unter-
schiedliche Zutaten (Gewürze)
leicht abgewandelte Geschmacks-
richtungen hervorriefen. Auch im
Alkoholgehalt gab es Unterschie-
de, er lag zwischen 20 und 45
Prozent. Daneben gab und gibt es
noch heute den 50-prozentigen
Ur-Bärenfang, Meschkinnes ge -
nannt – von meška, litauisch für
Bär –, der in der Flasche einen
Bodensatz aus in Alkohol kan-
diertem hochwertigen Lindenblü-
tenhonig enthält. Vor dem Aus-
schenken muss man die Flasche
schütteln, damit das Getränk eine
naturtrübe Bernsteinfarbe erhält.
Der hochprozentige Meschkinnes
ist besonders im Norden Ostpreu-
ßens, vor allem im Memelland,
beheimatet, wo er schon zu deut-
scher Zeit mit diesem litauischen
Wort bezeichnet wurde. In einem
alten Gedicht wird seine Wirkung
wie folgt beschrieben:
„Meschkinnes nennt man die-

sen Trank, / auf Deutsch, da heißt

er Bärenfang. / Von diesem drei,
vier Schnäpschen kleine / sind
gut für Kopf und Bauch und
Beine. / Doch trinkst du viel von
dem Meschkinnes, / dann wirst
du gänzlich anderen Sinnes. / Zu -
erst versagt das Gleichgewicht, /
die Beine, die gehorchen nicht, /
dann schwindet die Gedächtnis-
kraft, / das Denken wird sehr
mangelhaft. / Am längsten hält
sich noch die Sprache, / doch was
man spricht, ist so ’ne Sache.“
Seit dem 19. Jahrhundert wurde

der Bärenfang auch kommerziell
hergestellt. Erster Produzent war
die Firma „Teucke und Koenig“ in
Königsberg, die ihren Honiglikör
unter dem Namen „Bärenjäger“
anbot. Auf den Flaschenetiketten
war ein Jäger zu sehen, der einen

Bären in der Falle gefangen hatte,
als dieser sich gerade an einem
Bienenstock zu schaffen machte.
Nach dem Zweiten Weltkrieg

produzierte die Traditionsfirma
in Hannover weiter, ehe sie 1967
mit der Kornbrennerei Steinhäger
fusionierte. Heute wird der
„Bärenjäger“ (35 Prozent) von der
Firma „Schwarze & Schlichte“ in
Oelde/Ostwestfalen hergestellt.
Seit den 1950er Jahren hat er

auch eine weltweite Verbreitung
erfahren. Neben dem „Bärenjä-
ger“ produziert derselbe Betrieb
auch einen 33-prozentigen Ho -
nig likör mit dem Markennamen
„Bärenfang“. Darüber hinaus gibt
es weitere ursprünglich in Ost-
preußen ansässige Spirituosenfir-
men, die Bärenfang nach alten
Rezepten anbieten – meistens mit
einem Alkoholgehalt zwischen 35

und 38 Prozent. Allen diesen
Likören gemeinsam sind die an -
fangs erwähnten Bestandteile,
wobei es sich bei dem Honig um
Lindenblüten-, Heide- oder Aka-
zienhonig handeln sollte. Die Ver-
wendung von Wald- oder Tannen-
honig ist nicht angeraten, weil
dieser zu einer bitteren Ge -
schmacksnote führen kann. Bä -
renfang wird zwar zu allen Jahres-
zeiten getrunken, ist aber be -
sonders im kalten Winter beliebt.
Für einen echten Ostpreußen war
das Getränk stets Medizin, bei
Erkältungskrankheiten zum Bei-
spiel Ersatz für Aspirin.
Der polnische Honiglikör heißt

„Krupnik“ – von krupa, alt-sla-
wisch für Gerstenkorn – und ent-
hält neben dem Honig bis zu 50
verschiedene Kräuter in 40- bis
50-prozentigem Kornbrand. Auch
die Russen kennen Honigschnaps,
angereichert mit zahlreichen
Kräutern und Gewürzen, der
unter dem Namen „Okhotnichya“
(„Jägerwodka“) vertrieben wird.
Neben dem Bärenfang kannte

man in Ostpreußen andere be -
kannte Liköre und Spirituosen,
die zum Teil heute noch bezie-
hungsweise wieder hergestellt
werden, so etwa „Bärenblut“
(Honig und Holunderschnaps),
„Marjellchen“ (schwarzer Johan-
nisbeerlikör), „Gumbinner Marill-
chen“ (Aprikosen-Likör), „Lor-
baß“ (Kartoffelschnaps), „Trakeh-
ner Blut“ (Halbbitter), „Kosaken-“
oder „Kurenkaffee“ (gebrannter
Mokkalikör), „Pillkaller“ (klarer
Korn, der mit einer Scheibe Le -
berwurst und Senf genossen
wird). Im Kreis Pillkallen – ab
1938 Schloßberg – gab es sogar
einen Ort mit dem Namen Bären-
fang, der aber zu Beginn des Jah-
res 1945 in Schutt und Asche ver-
sank. Wolfgang Reith

Wirbt für Gratisaufenthalte: Insel Keri Bild: Estnisches Tourismusamt
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ostpreußischen Likör 
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Von Anfang 2000 bis Ende
2017 investierten einige Dut-

zend Super-Reiche mehr als 
20 Milliarden Dollar in die priva-
te Raumfahrt – zwölf Milliarden
davon in den letzten fünf Jahren.
Warum Milliardäre wie der Tesla-
Gründer Elon Musk oder der
Amazon-Chef Jeff Bezos dies tun,
erläutert Peter Michael Schneider
in seinem Buch „Goldrausch im
All“.

Natürlich – so
der Hamburger
Wissenschafts-
journalist – geht
es ums Geldver-
dienen durch kom-
merzielle Raumfahrt mit preis-
werten, wiederverwendbaren Ra-
keten, Weltraumtourismus und
Rohstoffausbeutung im Kosmos. 

Genauso sehr spielt aber auch
das Ego der Protagonisten eine
Rolle: Unbedingt der Erste sein,
der eine Marsmission auf den
Weg schickt oder Außerirdische
aufspürt, da-
durch Ruhm
erwerben und
Konkurrenten
au s s te chen .
Außerdem wä-
re da noch die
Begeisterung
für alles Neue
und Riskante,
welche die Fi-
nanziers der
p r i v a t e n
Raumfahrt ja
zunächst über-
haupt erst ein-
mal so reich

gemacht hat, dass sie sich jetzt ihr
teures „Hobby“ leisten können.
Aus diesem Mix heraus entstehen
Raumfahrzeuge, die denen staat-
licher Organisationen wie der US-
Weltraumbehörde NASA eben-
bürtig sind oder diese sogar in ih-
rer Leistungsfähigkeit übertrump-
fen, weshalb der Staat am Ende
auch zum Kunden der Privaten
wird.

Schneider be-
schreibt dies al-
les extrem detail-
liert und kennt-
nisreich. Daher
ist sein Buch oh-

ne Zweifel das der-
zeit beste deutschsprachige Kom-
pendium über die diversen Pro-
jekte und Zukunftsvisionen der
privaten Raumfahrt. Wobei es zu-
gleich noch einen aufschlussrei-
chen und differenzierten Einblick
in die Psyche jener Milliardäre
gewährt, die das Ganze vorantrei-
ben. Wolfgang Kaufmann

Der Band „Jüdische Spuren
im ehemaligen Sudeten-
land“ enthält die Referate

zum Thema, die 2017 auf den
„Egerer Gesprächen“ von deut-
schen und tschechischen Fachleu-
ten gehalten wurden. Es sind Hi-
storiker, Ethnologen, Geografen
und Museumsfachleute. Förderer
der Tagung waren das bayerische
Staatsministerium für Arbeit, So-
ziales, Familie und Integration so-
wie die Landsmannschaft der Su-
detendeutschen. Das Staatsmini-
sterium ist Träger des „Hauses des
Deutschen Ostens“ in München.
Die Referenten sind jeweils Fach-
leute auf ihren Gebieten, wobei
man es bisher und lange Zeit ver-
säumt hat, sich intensiv mit den
jüdischen Gemeinden in den su-
detendeutschen Ortschaften zu
befassen. 

Jahrhundertelang lebte man
überwiegend friedlich zusammen,
die Zäsur bildete das Jahr 1938
mit dem Abschluss des Münche-
ner Abkommens. Inhaltlicher
Schwerpunkt in den meisten Bei-
trägen ist die Region um die alte
Reichsstadt Eger, seit der politi-
schen „Wende“ ein beliebtes Ziel
zahlreicher Besucher aus
Deutschland. 

Einleitend werden wichtige
geografische und statistische Da-
ten genannt, die für das Verständ-
nis der nachfolgenden Ausfüh-
rungen unabdingbar sind. Der
Name Sudeten ist eine Sammel-
bezeichnung für das Riesengebir-
ge, für das Glatzer Schneegebirge
und das Altvatergebirge. Seit dem
Ende des Ersten Weltkriegs und

dem Zerfall der Habsburgermon-
archie, zu welcher der gesamte
Raum der heutigen Tschechei und
Slowakei gehörte, nannten sich
die deutschen Bewohner der
Grenzgebiete zu Bayern, Sachsen,
Schlesien und Deutsch-Öster-
reich pauschal Sudetendeutsche.
Ihre Gebiete wurden aufgrund
des Münchener Abkommens dem
Deutschen Reich angegliedert.
Rein zahlenmäßig lebten etwa
120000 jüdische Bürger 1920 auf

dem Gebiet der heutigen Tsche-
chischen Republik, davon zirka
25000 im überwiegend deutsch
besiedelten Sudetenland. Die
weitaus meisten waren deutsch-
sprachig. Es darf behauptet wer-
den, dass sie sich als Deutsche be-
ziehungsweise als Deutsch-Öster-
reicher sahen. 

Die große Katastrophe für diese
Bevölkerungsgruppe begann
1938. Im Sudetenland war bereits
1939 die jüdische Bevölkerung
fast ganz eliminiert, die physische
Vernichtung in der gesamten
Tschechei geschah in den Jahren
1940 bis 1945. Auch der real exi-
stierende Sozialismus war nicht
unbedingt judenfreundlich. Das
zeigte zum Beispiel die Praxis der
Rückgabe von enteignetem Eigen-
tum. 

Die Wende im Verhältnis zu
den Juden kam mit der samtenen
Revolution nach 1989. Sie ist mit
der Person Vaclav Havel eng ver-
bunden. Heute werden noch et-
wa 3000 bis 4000 jüdische Bür-
ger in Tschechien geschätzt. Die
Zahlen zeigen das Auslöschen
einer kleinen Minderheit durch
eine verbrecherische Ideologie.
Es ist zu begrüßen, dass trotz der
geringen Zahl jüdischer Men-
schen im Sudetenland Histori-
ker, noch lebende Zeitzeugen,
Nachfahren der jüdischen Ein-
wohner sowie  an der Geschich-
te und den Schicksalen dieser
Menschen Interessierte sich mit
diesen Themen beschäftigen. 

Folgende Schwerpunkte wer-
den in den einzelnen Beiträgen
behandelt: „Zur Jüdischen Ge-
schichte des Egerlandes“, „Jüdi-
sche Spuren und Maßnahmen
zum Schutz in der heutigen
Tschechei“, „Gemeindehäuser,
Synagogen und Friedhöfe in der
ö s t l i c h e n
O b e r p f a l z
und im Eger-
land“, „das
Schicksal der
b e ka nn t e n
j ü d i s c h e n
Persönlich-
keit Richard
G o l d m a n n
und seiner
Familie“. 

Mit Gründ-
lichkeit und
wohl auch
Geduld re-
konstruierten

die Autoren Quellen und Spu-
ren, die zum Teil bis ins 12. Jahr-
hundert zurückreichen und im 
20. Jahrhundert in der Zeit des
Nationalsozialismus und auch
im Sozialismus meistens elimi-
niert wurden. 

Die sichtbarsten Spuren bis
heute sind – wenn sie erhalten
blieben – Synagogen, Friedhöfe
und Wohnhäuser. Zahlreiche
Schwarz-Weiß- und Farbfotos er-
gänzen die Texte. Einrichtungen
wie das „Egerländer Kulturhaus“
in Marktredwitz oder die „Sude-
tendeutsche Stiftung“ in Mün-
chen bestätigten auf Nachfrage
die dürftige Quellenlage zu dem
Thema. 

Umso wichtiger ist die Publi-
kation von Wilfried Heller. Sie
kann eine Ergänzung sein für
die „Jüdische Geschichte im
preußischen Osten“, die 2013
von der Stiftung „Flucht, Vertrei-
bung, Versöhnung“ herausgege-
ben wurde. Karlheinz Lau

Wer noch ein Geschenk
sucht für Berlin-Liebha-
ber, wird im Elsengold

Verlag fündig. Neben vielen Bü-
chern, die die Geschichte der
Hauptstadt zum Thema haben,
gibt es nun einen wahren Lecker-
bissen in Kalenderformat, „Berli-
ner Geschichte 2019“ von Marc
Lippuner. Der optisch anspre-
chende Kalender bietet wöchent-
lich ein wichtiges Ereignis aus der
Berliner Geschichte und schließt
dabei so manche Wissenslücke. 

Die Seiten sind mit Fotos und
Abbildungen versehen. Der Histo-
riker Lippuner ist ein hervorra-
gender Kenner der Berliner Ge-
schichte. Er gründete 2015 die
„Kulturfritzen“, ein Projektbüro
für kulturelle Angelegenheiten im
sozialen Netz. 

Nun gibt es auch den Jahrespla-
ner, der sich intensiv mit Ereig-
nissen der Vergangenheit befasst.
Woche für Woche bietet der Ka-
lender eine neue, sehr informati-

ve Überraschung. So wird gleich
im Januar auf die ersten Flugver-
suche auf dem Tempelhofer Feld
hingewiesen. Diese starteten am
28. Januar 1909 in einem Doppel-
decker der Gebrüder Voisin mit
dem französischen Flugpionier
Armand Zipfel. 100000 Men-
schen schauten bei eisiger Kälte
dabei zu. Das Besondere sind die
teils unbekannten Informationen
in Verbindung
mit den be-
eindrucken-
den Abbil-
dungen und
Fotos. So ha-
ben sicher
wenige schon
einmal Ru-
dolf Virchow
in seinem Ar-
beitszimmer
in der Charité
von 1896
oder ein Foto
der Grün-

dungsurkunde Berlins vom 26. Ja-
nuar 1244 gesehen. Diese Mi-
schung macht daraus eine wertvol-
le historische Faktensammlung,
die man am Ende des Jahres sicher
nicht einfach im Müll entsorgt wie
andere Jahresweiser, die abgelau-
fen sind. Ein außergewöhnliches
Geschenk, das jeden historisch
interessierten Menschen erfreuen
wird. Silvia Friedrich

Der „redliche Ostpreuße“ ist
eine Fortsetzung des illu-

strierten Familienkalenders „Der
redliche Preuße und Deutsche“,
dessen Erscheinen seit 1830 nur
durch den Krieg unterbrochen
wurde.

„In handlichem Format, mit
ausführlichem Kalendarium samt
Mondphasen, Sonnenauf- und
Sonnenuntergängen, mit zahlrei-
chen Abbildungen, Geschichten,
Anekdoten und Gedichten er-
innert er an die alte Heimat Ost-
preußen“, heißt es auf der Ver-
lagsseite, und genau das trifft zu.
Silke Osman hat dieser Ausgabe
das Gedicht von Fritz Kudnig vor-
angestellt, in dem er das Elend
des Kriegs, das Elend auf der
Flucht beschreibt, wie es auch
heutzutage zu vernehmen ist. So
stimmt Osman ein in die Ge-

schichten und Erinnerungen in
dieser neuesten Ausgabe des
„redlichen Ostpreußen“. 

Dem Vorwort folgt das Kalenda-
rium. Jeder Monat nimmt eine
Seite ein, wobei die obere Hälfte
von einer zur Jahreszeit passen-

den Postkarte gefüllt wird, die un-
tere mit dem Kalendarium. Platz
für Eintragungen gibt es nicht. 

Dieses Kalenderbuch versam-
melt Autoren wie Johannes Bo-
browski, Herbert Kirrinnis, Walter
Scheffler, Frieda Jung, E.T.A. Hoff-

mann, Ernst Wiechert und Agnes
Miegel.

Die Geschichten, Beschreibun-
gen, Gedichte sind teilweise mit
Schwarz-Weiß-Abbildungen er-
gänzt. Gerade bei Gemälden wie
„Die Gänserup-
ferinnen“ von
Max Lieber-
mann wäre ei-
ne Farbabbil-
dung wirklich
wünschen s -
wert. „Der red-
liche Ostpreu-
ße“ ist für alle
empfehlens-
wert, die oft an
ihre Heimat
denken, sich
darüber aus-
t a u s c h e n
möchten, aber

auch für jüngere Leser, die sich mit
der Heimat ihrer Vorfahren aus-
einandersetzen möchten, oder ein-
fach für Menschen, die gerne kur-
ze, unterhaltsame und informative
Texte lesen. Ch. Rinser-Schrut

Jedes Kind weiß, dass Deutsch-
land als Land der Dichter und
Denker bekannt ist und es da-
neben auch viele Tüftler gibt.

Dass auf das Konto Letzterer auch
viele Erfindungen gehen, die aus
dem Alltag kaum noch wegzuden-
ken sind, ist viel-
leicht weniger
gegenwärtig. 

Diese Wissens-
lücke füllt Heike
Haupt mit ihrem
unterhaltsam ge-
s c h r i e b e n e n
Buch „Deutsche
Erfindungen. Von
Bier bis MP3 –
geniale Ideen
made in Germa-
ny“. In der Tat
überrascht es,
dass nicht nur

der Buchdruck in Deutschland er-
funden wurde, sondern auch die
Jeans, der Plattenspieler, die Kon-
taktlinse, das Faxgerät, Hub-
schrauber und erste Computer.
Gefällige Illustrationen runden
die schöne Aufmachung ab. MRK

Dieses Buch mit seinen
schönen Illustrationen ist
voll von Kinderängsten.

Auch wenn die Geschichten im-
mer gut oder besser nicht
schlimm für den jeweiligen Pro-
tagonisten der einzelnen kurzen
Kapitel endet, bleibt ein beunru-
higendes Gefühl zurück. 

Die „magische Phase“ bei Kin-
dern, die Vorstellung, dass alles

passiert, was man sich vorstellen
kann, birgt ein großes Potenzial,
aber auch einen Schrecken, den
Kinder und oft auch die Eltern
nicht einfach überwinden kön-
nen. In diesem Gutenachtge-
schichten-Buch scheinen alle
schlimmen Phantasien enthalten
zu sein. Ein imaginärer Freund,

lebendig werdende Bilder, deren
Figuren aus dem Bild heraus-
kommen oder Kinder, die an bö-
se Teppichelefanten verkauft
werden, um nur ein paar Bei-
spiele zu nennen. Es gibt auch
tatsächlich einige Geschichten,
die nicht die „magische Logik“
nähren, wie die des kleinen Uri,
der noch nicht so gut sprechen
kann und
nur von sei-
nem großen
Bruder ver-
s t a n d e n
wird, was zu
übertriebe-
nen Miss-
verständnis-
sen führt. 

D i e s e s
Buch ist El-
tern für die
eigene Lek-
türe zu ra-
ten, deren
Kind sich

kurz vor oder in der magischen
Phase befindet. Sie nehmen mit,
dass man sein Kind ernst neh-
men muss, weil es in seiner Lo-
gik Hexen, Schattenmonster und
alles durch den Abfluss mitrei-
ßende Badewasser gibt. Aber
zum Vorlesen ist es, besonders
vorm Schlafen, nicht zu empfeh-
len. CRS

BÜCHER IM GESPRÄCH

Jüdisches Leben im Egerland Faszination Raumfahrt

Einblick in 
private Projekte

Für alle, die oft an ihre Heimat denkenWissenswertes unterhaltsam

Woche für Woche Berlin Magische Logik für Erwachsene

Wilfied Heller
(Hg.): „Jüdische
Spuren im ehema-
ligen Sudeten-
land“, Verlag In-
spiration Un Limi-
ted, London/Berlin
2018, broschiert,
157 Seiten, 13,90
Euro

Peter M. Schnei-
der: „Goldrausch
im All. Wie Elon
Musk, Richard
Branson und Jeff
Bezos den Welt-
raum erobern“, Fi-
nanzbuch Verlag,
München 2018,
gebunden, 391 Sei-
ten, 19,99 Euro

Silke Osman (Hg.):
„Der redliche Ost-
preuße. Ein Kalen-
derbuch für 2019.
70./183. Jahrgang“,
Rautenberg Verlag,
Würzburg 2018,
gebunden, 158 Sei-
ten, 9,95 Euro

David Grossmann:
„Giraffe und dann
ab ins Bett! Gute-
nachtgeschichten“,
Carl Hanser Verlag,
München 2018, ge-
bunden, 111 Seiten,
15 Euro

Marc Lippuner:
„Berliner Ge-
schichte 2019“, Ka-
lender, Elsengold-
Verlag, Berlin
2018, 56 Blatt, 24
mal 32 Zentimeter,
vierfarbig, Spiral-
bindung, 22 Euro

Heike Haupt:
„Deutsche Erfin-
dungen. Von Bier
bis MP3 – geniale
Ideen made in
Germany”, riva
Verlag, München
2018, gebunden,
160 Seiten, 17,99
Euro

Beschäftigung

mit dem Thema

erst seit 1989

Kalender greift

Elend der Flucht

wieder auf

Mittel gegen
Angstphantasien
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MELDUNGEN MEINUNGEN

Gedenkgeneräle
Wie wir die »Männerhorden« deutsch machen, wie aus Judenhassern Nazi-Opfer werden,
und warum Sahra sich wieder hinsetzt / Der satirische Wochenrückblick mit HANS HECKEL

Es wird immer anstrengen-
der, die Wirklichkeit so hin-
zubiegen, dass sie sich

schrammenfrei ins Bild unserer
Bunten Republik fügt. Winfried
Kretschmann ist gestolpert und
hat tatsächlich von Problemen mit
„Männerhorden“ junger Asylsu-
cher gesprochen, die er am lieb-
sten aufs platte Land verbannen
möchte. So etwas sagt ein grüner
Ministerpräsident?
Zunächst hörten wir nur blan-

kes Entsetzen. Das sei „nicht un-
sere Sprache“, befahl Grünen-
Bundesgeschäftsführer Michael
Kellner und erklärte, dass er solch
eine „radikale Sprache“ von
Kretschmann nicht kenne.
Schön gesagt, aber was machen

wir jetzt? Man kann sich doch an
einer Hand abzählen, wann der
erste AfD-Politiker Kretschmanns
Männerhorden-Zitat genüsslich
aufgreift. Vielleicht ist das zwi-
schen dem Verfassen und dem
Druck dieser Zeilen sogar schon
geschehen.
In Notlagen wie diesen müssen

alle bunten Demokraten zu-
sammenstehen. Zum Glück tun
sie das auch. CDU-Innenexperte
Armin Schuster hat den Dreh raus
und weiß, wie man solche Ausrut-
scher wieder einfängt. Ein großes
Boulevardblatt zitiert den 57-Jäh-
rigen: „Kretschmann hat recht:
Junge Männer sind in vielen Be-
reichen ein Problem, etwa in der
Hooligan-Fan-Szene oder im
Rechtsextremismus.“
Bravo! Die besten Jahrmarkts-

Zauberer erkennt man daran, dass
sie ihr Publikum mit den einfach-
sten Tricks hinters Licht führen.
Schuster windet sich nicht herum
mit Hinweisen auf „traumatische
Kriegs- oder Fluchterfahrungen“,
die andere immer anbringen,
wenn sie die erschreckenden
Zahlen zur Kriminalität von Asyl-
suchern zukleistern wollen. Nein,
er wechselt einfach das Thema
und aus. Genial!
Kretschmann hatte von jungen

Asylsuchern ohne oder mit gerin-
ger Bleibeperspektive gespro-
chen. Darüber will Schuster aber
gerade nicht reden, also lenkt er
die Debatte auf ganz etwas ande-
res um. In der nächsten Eskala-
tionsstufe des wohlinszenierten
Ablenkens wird er den Kreis der
bedenklichen „Männerhorden“
gewiss noch auf Kegelbrüder und

Handballmannschaften ausdeh-
nen, um vom eigentlichen Pro-
blem wegzukommen. 
Der CDU-Innenexperte hat ein

Muster perfektioniert, das wir
schon kennen: Wo immer ein
Asylsucher (oder eine „Horde“
solcher) eine Frau vergewaltigt
oder ermordet hat, ist der erste
Reflex eine Demo gegen „Rechts“.
Es ist im Grunde ein alter Hut:

Wenn vor 170 Jahren Bürger ge-
gen ihre Unterdrückung prote-
stierten, hielt man ihnen von
oben vor, das Volk „aufzuwie-
geln“, heute hieße das: die Bevöl-
kerung zu „spalten“. Und wenn
Arbeitervereine oder Sozis gegen
Ausbeutung auf die Straße gingen,
klagte man sie
an, die Nöte von
Menschen für
ihre politischen
Ziele zu „instru-
mentalisieren“.
So wird auch
heute jeder, der
politische Kon-
sequenzen aus
Mordtaten oder
Vergewaltigungen fordert, zum
„Instrumentalisierer“ und „Spal-
ter“ erklärt. Wäre unsere Ge-
schichte nicht voll gewesen von
diesen abscheulichen „Instru-
mentalisierern“ und „Spaltern“,
hätten wir heute noch nicht mal
das Wahlrecht, geschweige denn
den Acht-Stunden-Tag oder das
freie Wochenende.
Aber vielleicht waren diese

„Reformen“ ja auch alle falsch,
weshalb beispielsweise die politi-
sche Macht nach „Europa“ ver-
frachtet werden muss, wo das
Wahlrecht kaum eine Wirkung
hat, weil das EU-Parlament nun
mal eine Lachnummer ist, da in
Brüssel mächtige Lobbyisten das
Sagen haben.
Aber bleiben wir kurz noch bei

der Sache mit der Kriminalität.
Bei Plasbergs „Hart aber fair“ hat-
te ein Grünen-Politiker eine noch
bessere Idee, wie wir das Thema
politisch-korrekt unter den bun-
ten Teppich kehren können. Ah-
mad Omeirat, Ratsmitglied in Es-
sen, fordert, dass das Thema der
kriminellen arabischen Clans
endlich ignoriert wird. Zu diesem
Zwecke solle der Begriff „Clan“
nicht mehr verwendet werden.
Ebenso habe man die ethnische
Herkunft der Herrschaften zu ver-

schweigen. Alles andere sei
rassistisch. 
Das wäre fürwahr die Ideallö-

sung: Wenn es erst allen verboten
ist, das Problem überhaupt anzu-
sprechen, müsste man weder et-
was zurechtbiegen noch das The-
ma wechseln. Still ruht der See.
Die Kriminalstatistiker haben es

ja schon ganz gut raus, wie man
eine peinliche Angelegenheit per
Knopfdruck aus der Welt schafft.
Wenn beispielsweise ein Hisbol-
lah-Aktivist auf einer Anti-Israel-
Demo judenfeindliche Parolen
grölt, wird das in der Kriminali-
tätsstatistik bekanntlich als „Poli-
tisch motivierte Kriminalität
rechts“, kurz „PMK rechts“, ver-

bucht.
Die mit die-

sem Kniff fabri-
zierten Zahlen-
reihen sind poli-
tisch Gold wert.
Bei der jähr-
lichen Gedenk-
feier zum 9. No-
vember können
hochrangige Po-

litiker mit bebender Stimme vor
dem Anwachsen des Antisemi-
tismus warnen, dabei keck in
Richtung AfD blinzeln und „als
Lehre aus der Geschichte“ mehr
Toleranz für religiöse Minderhei-
ten einfordern, vor allen anderen
für die Minderheit, welcher der
Hisbollah-Demonstrant zuzu-
rechnen ist.
Verblüffend, wie leicht sich al-

les auf den Kopf stellen lässt, oh-
ne dass jemandem schwindelig
wird. Die schlimmsten Antisemi-
ten islamischer Herkunft räkeln
sich in der Pose, die „neuen Ju-
den“ zu sein, sobald es jemand
wagt, ihnen kritische Fragen zu
stellen. Und − sie kommen damit
durch! 
Mehr noch, da ihre judenfeind-

lichen Parolen wie deutscher
Rechtsextremismus verbucht wer-
den, können sie aus ihrem eige-
nen Antisemitismus sogar Kapital
schlagen: Seht her, wie gefährlich
die deutschen Rassisten schon
wieder geworden sind. Die Zah-
len verraten es! Also tut mehr für
uns Muslime, die wir, als „neue
Juden“, doch am meisten davon
bedroht sind.
Das NS-Gedenken und die dar-

aus abgeleiteten „Lehren aus der
Geschichte“ sind zur freistehen-

den Kanone umgebaut worden,
die in jede Richtung schießen
kann. Wohin sie zielt, kann derje-
nige frei entscheiden, der sich
den Befehlsstand gekrallt hat.
Daher kann das Geschoss auch

Menschen treffen, die damit nie-
mals gerechnet haben. So erging
es AfD-Vizechef Georg Pazderski,
dessen polnischer Vater als
Zwangsarbeiter nur knapp dem
Tod im KZ entgangen ist. Als er,
wie Vertreter aller anderen Par-
teien, am 9. November am Holo-
caust-Mahnmal in Berlin feierlich
einige Namen von Opfern verle-
sen wollte, hat ihm das die „Arie-
rin“ Lea Rosh mit den Worten „Sie
lesen hier nicht!“ verboten. Da
war der Mann platt. Er sei davon
„zutiefst betroffen“, sagte Pazders-
ki anschließend. Haha! Was der
sich einbildet. Wer hier „betrof-
fen“ sein (oder tun) darf, entschei-
den Leute wie Lea Rosh und ihre
Freunde; sie sind die Gedenk -
generäle im Befehlsstand der Er-
innerungspolitik. 
Wie weit das Schussfeld der Ka-

none reicht, musste sogar die rote
Ikone Sahra Wagenknecht erfah-
ren. Mit ihrer Bewegung „Aufste-
hen“ wollte sie Unerhörtes wagen
und beispielsweise darauf hinwei-
sen, dass der massenhafte Import
billiger Arbeitskräfte nicht unbe-
dingt den Interessen hiesiger Ar-
beitnehmer diene, sondern der
Ausbeutung Vorschub leiste.
Umgehend hatte sie die Kanone

im Visier. Der linke Philosoph
Thomas Seibert bezeichnete Wa-
genkenecht als „rassistisch“ und
fügte mit freudiger Infamie hinzu,
sie wolle Menschen „selektieren“.
Bei diesem Wort denkt ja jeder
unweigerlich an die Todesrampen
der KZs. So malt man Bilder.
Als sich die Genossen von „Auf-

stehen“ endlich mal auf die Stra-
ße wagten zu einer mickrigen
Kundgebung, konnten wir sehen,
wie gut das Geschütz getroffen
hat. Da ging es in bewährter Ma-
nier gegen „Rechts“ und gegen
Rassismus und so weiter. Nichts
mehr von Grenzen und anderem
Zeug, das Ärger bereitet. Sie ha-
ben schnell gelernt, die „Aufge-
standenen“ um Wagenknecht.
Was allerdings sollte dann die
ganze Mühe? Für solch maue
Phrasen, die alle anderen schon
vor ihnen droschen, hätten sie
gleich sitzen bleiben können.

Wenn es knifflig 
wird für die 

Bunte Republik,
wechseln wir einfach

das Thema

ZUR PERSON

Jung, attraktiv,
identitätslos

Dass Altparteien nicht nur aus
altgedienten Politprofis be-

stehen müssen, zeigen die Grü-
nen. Anders als bei CDU oder
SPD mangelt es ihnen nicht an ta-
lentiertem Nachwuch, der nicht
nur verhältnismäßig jung, son-
dern auch weiblich und außer-
dem sogar attraktiv ist. In Bayern
hat die 33-jährige Katharina
Schulze ihrer Partei zum Wahler-
folg verholfen. Die Co-Vorsitzende
der Bundes-Grünen, Annalena
Baerbock, ist 37. So alt wird am
22. November auch Ska Keller,
die jetzt zur grünen Spitzenkandi-
datin für den Europawahlkampf
2019 gewählt wurde.
Hält der Aufwind, den die Grü-

nen gerade in Deutschland erle-
ben, auch EU-weit an, dann kann
Keller zu einer mächtigen Politi-
kerin werden und ihren konfor-
mistischen grün-liberalen Stand-
punkt wie die ungehinderte Ein-
wanderung von Asylsuchern oder
den vorzeitigen Kohleausstieg als
Dauerthemen vor dem EU-Parla-
ment propagieren. Ihr rhetori-
sches Talent hat sie dort schon
seit 2009 entfalten können, seit
sie erstmals ins EU-Parlament ge-

wählt wurde. In
i n t e r n e n
Machtkämpfen
mit der altge-
dienten grünen
Mi t s t re i te r in
Rebecca Harms
ging Keller 2014

als Spitzenkandidatin der Euro-
päischen Grünen Partei als Siege-
rin hervor und löste Harms 2016
als Fraktionsvorsitzende der Grü-
nen/Europäische Freie Allianz im
EU-Parlament ab.
Die in Guben an der polnischen

Grenze aufgewachsene Ska Keller
heißt eigentlich Franziska. Weil
sie aber als früher jung-rebelli-
sche Punkerin mit bunten Haaren
und Antifa-Mitläuferin nie ver-
niedlichend Franzi genannt wer-
den wollte, verzichtete sie auf die
ersten beiden Silben ihres Vorna-
mens. Die Leugnung ihrer Iden-
tität könnte sich für die studierte
Islamwissenschaftlerin zur Me-
thode fortsetzen, wenn sie in ih-
rer Mission für die bunte Vielfalt
die europäische vor ihre deutsche
Identität setzt. H. Tews

Im Bayerischen Rundfunk
(4. November) blickt der be-
kannte Philosoph Peter Sloter-
dijk auf den Charakter der Re-
gierung Merkel:

„Frau Merkel hat es in einer
jetzt knapp dreizehnjährigen
Regierungszeit fertig gebracht,
eine Stimmung der Alternativlo-
sigkeit über das Land zu ver-
hängen. Ich deute das als ein
Mitbringsel aus ihrer DDR-Ju-
gend, diese real existierende Pa-
rodie eines Einparteiensystems.
Ich glaube, dass sie diese Aura
der Ein-Partei-Wirtschaft um
sich herum verbreitet und das
Land mit einem Grundgefühl
der Unmöglichkeit eines Wech-
sels infiziert hat.“

In der „Welt“ (8. November)
erklärt Henryk M. Broder alle
Erneuerungsversuche der SPD
für gescheitert, denn:

„Die Wahrheit ist grausam,
aber unüberhörbar: Die SPD hat
fertig. Alle Modernisierungsver-
suche sind für die Katz ... Die
SPD geht unter. Die CDU könnte
die besseren Überlebenschan-
cen haben. Sie hat das Pro-
gramm der Grünen und die Rhe-
torik der SPD übernommen.“

Der  deutsch- israe l i sche
Schriftsteller Chaim Noll verur-
teilt in der „Achse des Guten“
(12. November) den parteipoli-
tischen Missbrauch des Geden-
kens an die „Kristallnacht“ vor
80 Jahren am 9. November:

„Der Gedenktag für die Zer-
störung der deutschen Synago-
gen wurde instrumentiert, um
deutsche Parteipolitik zu ma-
chen ... Welche war gemeint?
Die Linke mit ihrem von Marx
und Bakunin übernommenen
Antisemitismus? Die Sozialde-
mokraten, deren Vertreter in
schöner Regelmäßigkeit den Ju-
denstaat als „Apartheid-Staat“
oder ähnlich schmähen ... ? Kei-
ne Angst: ... Schuld an allem ist
nur eine Partei, und sie erneut
zu verteufeln, war der eigentli-
che Zweck der Übung.“

Die Bloggerin Manya Koetse
erklärt der „Neuen Zürcher Zei-
tung (10. November) anhand so-
zialer Netzwerke in China, wie
junge Chinesen Europa sehen:

„Verbreitet ist die Haltung,
dass sich Europa mit der Flücht-
lingskrise, den Terroranschlä-
gen, der Polarisierung und den
Protesten auf dem Weg in den
Ruin befindet. Man ist dankbar,
im sicheren China zu leben und
nicht im unsicheren Europa.“

Ramin Peymani prangert auf
seinem Blog 2018 „Liberale
Warte“ (12. November) die hes-
sischen Wahlfälschungen an:

„Die Systematik, mit der fast
durchweg Grüne und Linke von
diesen ,Pannen‘ profitierten,
macht es schwer, an menschli-
ches Versagen auf breiter Front
zu glauben ... Ein Staat, der
selbst die Verfolgung von
Falschparkern perfektioniert
hat, sollte in der Lage sein, die
fehlerfreie Ermittlung von Wahl -
ergebnissen nicht erst Wochen
später sicherzustellen.“

Reinhard Müller erklärt in der
„Frankfurter Allgemeinen“
(13. November) die Einführung
von Frauen- und anderen Quo-
ten in Parlamenten zum Verstoß
gegen die Demokratie:

„Quoten, gar die Vorgabe ei-
ner Parität in Parlamenten ver-
stoßen gegen grundlegende de-
mokratische Grundsätze. Hier
wird nämlich ein bestimmtes
Ergebnis vorgegeben.“

Erfurt – Zum Gedenken an den
9. November 1938 hat Thüringens
Agrarministerin Birgit Keller
(Linkspartei) ein landesweites
Jagdverbot erlassen. Weder Schie-
ßen noch das Führen von Jagd-
hunden sei künftig an jenem Tag
erlaubt. Die gebiete die Pietät, so
Keller. Kritiker fragen irritiert
nach dem Zusammenhang von
NS-Verbrechen und der jähr-
lichen Herbstjagd.    H.H.

Berlin – Die „Werteunion“, ein Zu-
sammenschluss konservativer
CDU- und CSU-Mitglieder, will
innerhalb ihrer Partei Unter-
schriften zur Unterzeichnung des
UN-Migrationspakts sammeln.
Ziel sei es, Druck auf die Bundes-
regierung auszuüben, damit diese
sicherstelle, dass aus dem Pakt
keinerlei zusätzliche Verpflich-
tungen für Deutschland erwach-
sen. Die Grünen hatten solche
Verpflichtungen bereits ins Spiel
gebracht.  H.H.

Werteunion
mobilisiert

Jagdverbot
wegen NS-Taten 

PANORAMA
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